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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die sinkenden Inzidenzwerte sind mehr als nur ein 
Hoffnungsschimmer im Kampf gegen die Pandemie. 
Diese Entwicklung erlaubt den Ländern weitere Öff-
nungsschritte. Davon profit ert auch das kulturelle 
Leben, das von den coronabedingten Einschränkun-
gen besonders betroffen ist. Der Bund wird gemein-
sam mit den Ländern Veranstalterinnen und Veran-
staltern von Kulturveranstaltungen dabei helfen, dass 
der Neubeginn des kulturellen Lebens gelingt und die 
kulturelle Vielfalt in unserem Land wieder gemein-
sam genossen werden kann. Dazu wurde ein Sonder-
fonds für Kulturveranstaltungen mit einem Volumen 
von bis zu 2,5 Milliarden Euro geschaffen. Er besteht 
aus zwei Komponenten: Eine Wirtschaftlichkeitshilfe 
soll sicherstellen, dass Veranstaltungen auch dann 
durchgeführt werden können, wenn aus Gründen des 
Infektionsschutzes weniger Besucherinnen und Be-
sucher teilnehmen können. Das zweite Element ist 
eine Ausfallabsicherung, die den Veranstalterinnen 
und Veranstaltern von größeren Kulturveranstaltun-
gen weitere Sicherheit in der Planung verschaffen 
soll, sollte es coronabedingt erneut zu Absagen kom-
men. Der Sonderfonds wird in diesem Fall einen Teil 
der Ausfallkosten übernehmen. Der Schlaglichtarti-
kel in dieser Ausgabe widmet sich ausführlich dem 
neuen Sonderfonds.

Zum letzten Mal in dieser Legislaturperiode wird 
das Kabinett am 23.  Juni den Regierungsentwurf 
für den Bundeshaushalt verabschieden. Auch die-
ser Entwurf wird die Ziele der Bundesregierung klar 

widerspiegeln: dafür zu sorgen, dass alle möglichst 
gut durch die Krise kommen, die Investitionsoffen-
sive für eine moderne, klimafreundliche Infrastruk-
tur fortsetzen und sicherstellen, dass Deutschland 
und Europa aus der Pandemie gestärkt hervorgehen. 
Den üblichen Abläufen in einem Wahljahr entspre-
chend wird sich der Deutsche Bundestag erst nach 
der Bundestagswahl mit diesem ersten Regierungs-
entwurf befassen. Eine neue Bundesregierung wird 
zuvor gegebenenfalls Veränderungen vornehmen. 
Um die ambitionierteren Klimaziele zu unterstützen, 
wird zusammen mit dem Regierungsentwurf für den 
Bundeshaushalt das Sofortprogramm Klimaschutz 
im Umfang von 8 Milliarden Euro beschlossen.

Die G7-Länder haben sich Anfang Juni auf eine Neu-
ordnung der Besteuerung internationaler Konzerne 
geeinigt. Teil dieser Neuordnung ist die effektive glo-
bale Mindestbesteuerung für Unternehmen. Dies ist 
als „Revolution“ im internationalen Steuerrecht be-
zeichnet worden. Die Mindeststeuer geht auf einen 
gemeinsamen Vorschlag zurück, den Bundesfinan -
minister Olaf Scholz und sein französischer Amts-
kollege Bruno Le Maire im Jahr 2018 vorgelegt haben. 
Große Digitalkonzerne werden künftig nicht mehr 
in der Lage sein, sich ihrer Steuerpfl cht dadurch zu 
entziehen, dass sie ihre Gewinne in Niedrigsteuerlän-
der verschieben. Sie werden ihren fairen Anteil zur Fi-
nanzierung unseres Gemeinwesens leisten. Nach der 
Einigung der G7-Staaten sollen nun Ende Juni die 
Arbeiten in der Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) abgeschlos-
sen werden. Denn die Einigung muss von insgesamt 
139 Staaten, die bei der OECD dieses Thema behan-
deln, mitgetragen werden. Danach sollen bei dem 
Treffen der Finanzministerinnen und Finanzminis-
ter der G20 am 9./10. Juli die Industrie- und Schwel-
lenländer diese Steuerrevolution verbindlich verein-
baren. Die Beschlüsse sollen anschließend in Europa 
umgesetzt werden.

. 

 
Wolfgang Schmidt  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Unterstützungsmaßnahmen für die Kultur- 
und Veranstaltungsbranche

 ● Von den coronabedingten Einschränkungen und Schließungsanordnungen ist das kulturelle 
Leben besonders betroffen. Gerade jene Orte, an denen persönliche Begegnungen stattfinden  
sind bereits seit Anfang November 2020 geschlossen, darunter Theater, Kinos, Konzerthäuser und 
andere Veranstaltungsstätten.

 ● Kunst und Kultur sind essenziell für das gesellschaftliche Leben. Die Bundesregierung will si-
cherstellen, dass kulturelle Veranstaltungen möglichst rasch wieder stattfinden önnen und dass 
die Bürgerinnen und Bürger bald wieder die kulturelle Vielfalt in unserem Land erfahren und 
gemeinsam genießen können. Deshalb wird der Bund Veranstalterinnen und Veranstalter von 
Kulturveranstaltungen unterstützen und dabei helfen, dass dieser Neubeginn gelingt. Dazu wird 
ein Sonderfonds für Kulturveranstaltungen mit einem Volumen von bis zu 2,5 Milliarden Euro 
geschaffen.

 ● Der Sonderfonds für Kulturveranstaltungen reiht sich ein in eine ganze Reihe von Hilfen, die für 
Unternehmen, Selbstständige und Beschäftigte, auch für die Veranstaltungswirtschaft, seit Beginn 
der Pandemie geleistet worden sind. Dazu zählen neben der Überbrückungshilfe das erweiterte 
Kurzarbeitergeld, steuerliche Maßnahmen oder auch der vereinfachte Zugang zur Grundsiche-
rung.

Sonderfonds für 

Kulturveranstaltungen

Am 26.  Mai  2021 hat das Bundeskabinett grünes 
Licht gegeben für das größte Kulturhilfeprogramm 
der Geschichte der Bundesrepublik. Mit dem Son-
derfonds für Kulturveranstaltungen wird dem Kul-
tursektor eine wichtige Perspektive gegeben. Die 
Veranstalterinnen und Veranstalter von Kultur-
veranstaltungen sollen mit dem Sonderfonds die 
Initiative zum Neubeginn ergreifen und künftige 
kulturelle Angebote planen können. Mit dem Son-
derfonds trägt die Bundesregierung dazu bei, dass 
wir alle bald wieder Events wie Konzerte, Festivals, 
Opern, Tanz, Film, Theater, Musicals, Comedy, Le-
sungen und andere Kulturveranstaltungen besu-
chen können. So wird dem kulturellen Leben zu 
seiner Lebendigkeit zurückverholfen.

Auch wenn Veranstaltungen bald wieder stattfi -
den können, so werden in der nächsten Zeit wei-
terhin Hygienekonzepte und Beschränkungen bei 
den Besucherzahlen eingehalten werden müssen. 
Zudem kann nicht ausgeschlossen werden, dass 
trotz der Fortschritte bei der Impfkampagne und 
aktuell spürbar sinkender Inzidenzzahlen die Pan-
demieentwicklung erneute Einschränkungen not-
wendig macht. Deshalb enthält der Sonderfonds 
zwei Bausteine, um die Veranstaltungsbranche zu 
unterstützen:

1. Eine Wirtschaftlichkeitshilfe soll sicherstellen, 
dass Veranstaltungen auch dann durchgeführt 
werden können, wenn aus Gründen des Infekti-
onsschutzes weniger Besucherinnen und Besucher 
teilnehmen können. Durch einen Zuschuss auf die 
Einnahmen aus Ticketverkäufen wird der Anreiz 
für Veranstalter erhöht, Veranstaltungen zu planen 
und durchzuführen.
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2. Eine Ausfallabsicherung soll den Veranstalte-
rinnen und Veranstaltern von größeren Kultur-
veranstaltungen weitere Sicherheit in der Planung 
verschaffen. Der Sonderfonds wird im Falle von 
coronabedingten Absagen, Teilabsagen oder Ver-
schiebungen von Veranstaltungen einen Teil der 
Ausfallkosten übernehmen und ergänzt somit 
die bestehenden Hilfen der Bundesregierung für 
Künstlerinnen und Künstler und die gesamte 
Kulturbranche.

Wirtschaftlichkeitshilfe für 
Veranstaltungen mit beschränkter 
Besucherzahl

Aufgrund der Hygieneanforderungen und Ab-
standsregeln können für Kulturveranstaltungen 
auf absehbare Zeit weniger Tickets verkauft und 
somit weniger Einnahmen generiert werden. Viele 
Kulturveranstaltungen können daher nicht kos-
tendeckend durchgeführt werden. Gerade kleinere 
Veranstaltungen sind oft auch unter normalen 
Umständen häufig an der Grenze zur Wirtschaft-
lichkeit. Ohne einen finanz ellen Zuschuss wür-
den diese Veranstaltungen also gar nicht erst 
stattfinden  Hier soll der Sonderfonds mit einer 
Wirtschaftlichkeitshilfe unterstützen. Damit wird 
eine erste Phase des Neustarts für die Kulturland-
schaft schnell, unbürokratisch und gleichzeitig ge-
zielt von staatlicher Seite unterstützt.

Wer ist antragsberechtigt?

Nach Lockerung der Beschränkungen für das öf-
fentliche Leben soll der Sonderfonds kleinere 
Veranstaltungen fördern, die ab dem 1.  Juli  2021 
durchgeführt werden und an denen unter Beach-
tung coronabedingter Hygienebestimmungen bis 
zu 500  Besucherinnen und Besucher teilnehmen. 
Ab dem 1. August 2021 werden dann Veranstaltun-
gen mit bis zu 2.000 Besucherinnen und Besuchern 
gefördert. Weitere Fördervoraussetzung ist, dass 
diese Veranstaltungen aufgrund der Bestimmun-
gen mit maximal 80 Prozent ihrer Kapazität durch-
geführt werden können.

Wie hoch ist die Wirtschaftlichkeitshilfe?

Mit der Wirtschaftlichkeitshilfe werden Verluste 
bei den Veranstalterinnen und Veranstaltern aus-
geglichen. Hierzu kann der Sonderfonds pro Ver-
anstaltung die Ticketeinnahmen aus den bis zu 
500  verkauften Tickets im Juli  2021 beziehungs-
weise den ersten 1.000  verkauften Tickets ab Au-
gust 2021 um 100 Prozent bezuschussen. Sind Kos-
ten und Organisationspauschale der Veranstaltung 
bereits durch die tatsächlich erzielten Ticketein-
nahmen gedeckt, wird keine Wirtschaftlichkeits-
hilfe ausbezahlt. Die Wirtschaftlichkeitshilfe ist 
grundsätzlich auf 100.000  Euro pro Veranstaltung 
gedeckelt. Zudem ist eine Obergrenze für solche 
Veranstaltungen vorgesehen, die regulär am selben 
Veranstaltungsort wiederholt werden (beispiels-
weise Filmvorführungen in Kinos).

Beispiel A: Eine Veranstalterin verkauft 
400 Tickets zu je 50 Euro. Die coronabe-
dingte Kapazitätsgrenze beträgt 1.000 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer (normaler-
weise wären 2.000 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer möglich). Die Wirtschaftlich-
keitshilfe beträgt dann 20.000 Euro (ent-
spricht einer Verdopplung der Ticket-
einnahmen: 400*50 Euro), sofern die 
Förderhöchstgrenze nicht erreicht wird. 
Wann die Förderhöchstgrenze erreicht ist, 
hängt von den Kosten der Veranstaltung 
ab. Angenommen, die Kosten der beschrie-
benen Veranstaltung betragen 30.000 Euro, 
so ergibt sich eine Förderhöchstgrenze von 
13.000 Euro: Die gesamten veranstaltungs-
bezogenen Kosten zuzüglich einer Orga-
nisationspauschale in Höhe von 10 Pro-
zent belaufen sich auf 33.000 Euro. Aus 
dem Ticketverkauf werden 20.000 Euro er-
zielt. Die Finanzierungslücke beträgt also 
13.000 Euro, was in diesem Fall gleichzei-
tig die maximale Förderung durch die Wirt-
schaftlichkeitshilfe darstellt.
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Beispiel B: Eine Veranstaltungsagen-
tur verkauft 1.200 Tickets zu je 50 Euro. 
Die coronabedingte Kapazitätsgrenze be-
trägt 1.200 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer (normalerweise wären 2.400 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer möglich). Die 
Wirtschaftlichkeitshilfe beträgt in diesem 
Fall 50.000 Euro (das entspricht einer Ver-
dopplung der Einnahmen aus den ersten 
1.000 Tickets: 1.000*50 Euro), sofern die För-
derhöchstgrenze nicht erreicht wird.

Sind die Hygieneauflagen noch strenger und wird 
die mögliche Teilnehmendenzahl auf unter 25 Pro-
zent der Maximalauslastung begrenzt, dann sind 
auch die möglichen Zuschüsse höher. In diesem 
Fall werden die Einnahmen aus den ersten 1.000 Ti-
ckets verdreifacht. Auch hier wird eine Überför-
derung durch eine entsprechende Förderhöchst-
grenze verhindert.

Beispiel C: Ein Veranstalter verkauft 280 Ti-
ckets zu je 40 Euro. Die coronabedingte Ka-
pazitätsgrenze liegt bei 300 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern (normalerweise 
wären 1.300 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer möglich). Die Wirtschaftlichkeitshilfe 
beträgt dann 22.400 Euro (entspricht ei-
ner Verdreifachung der Ticketeinnahmen: 
280*2*40 Euro), sofern die Förderhöchst-
grenze nicht erreicht wird.

Zusätzliche Förderung von hybriden 
Veranstaltungen

Es ist das Ziel der Bundesregierung, dass mög-
lichst viele Menschen an den Kulturveranstal-
tungen teilnehmen können  – zumindest virtu-
ell. Deshalb sollen entsprechende Livestream- und 
andere ergänzende Videoangebote zusätzlich ge-
fördert werden: Wird die Veranstaltung durch 
ein entsprechendes Online-Angebot ergänzt, be-
trägt die zusätzliche Kostenerstattung 5  Prozent 

der Wirtschaftlichkeitshilfe, mindestens jedoch 
250  Euro und maximal 5.000  Euro. Auch hier gilt 
die oben beschriebene Förderhöchstgrenze.

Geringer Verwaltungsaufwand – kleine 
Veranstaltungen können gebündelt werden

Um ein wirtschaftliches Antragsverfahren zu ge-
währleisten, muss die Förderung in der Wirtschaft-
lichkeitshilfe mindestens 1.000  Euro pro Antrag 
betragen. Um diese Bagatellgrenze zu erreichen, 
können mehrere kleinere Veranstaltungen zusam-
men registriert und beantragt werden.

Beantragung der Wirtschaftlichkeitshilfe

Beantragt wird die Wirtschaftlichkeitshilfe über die 
Kulturministerien der Länder beziehungsweise die 
von ihnen beauftragten Stellen. Eine Beantragung 
und Bewilligung findet erst nach der Veranstaltung 
statt. Vor der Veranstaltung muss die jeweilige Ver-
anstaltung jedoch registriert werden. Dabei sind 
ein Hygienekonzept, die geplante Auslastung sowie 
die Maximalauslastung des Veranstaltungsorts an-
zugeben. Antragsberechtigt sind die Veranstalterin-
nen und Veranstalter; entscheidend hierbei ist, wer 
das wirtschaftliche und organisatorische Risiko der 
Kulturveranstaltungen trägt. Die tatsächlich erziel-
ten Ticketeinnahmen sowie die relevanten Kosten 
werden nach der Veranstaltung nachgewiesen.

Ausfallabsicherung für größere 
Veranstaltungen

Größere Veranstaltungen sind typischerweise pro-
fita ler als kleinere Veranstaltungen und deshalb 
nicht in vergleichbarer Weise auf die Wirtschaft-
lichkeitshilfe angewiesen. Allerdings ist bei größe-
ren Veranstaltungen das finanz elle Risiko im Falle 
einer Absage oder Verschiebung der Veranstaltung 
deutlich höher. Außerdem erfordern größere Ver-
anstaltungen eine intensivere Planung und Lo-
gistik und haben deshalb üblicherweise eine län-
gere Vorlaufzeit, was die Unsicherheit zusätzlich 
erhöht.

10
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Wer ist antragsberechtigt?

Trotz dieser Unsicherheit sollen auch große Veran-
staltungen, wie z.  B. größere Konzerte oder Festi-
vals, wieder geplant und durchgeführt werden kön-
nen. Deshalb ist für Veranstaltungen mit mehr als 
2.000 Besucherinnen und Besuchern eine Ausfall-
absicherung vorgesehen, die den Veranstalterinnen 
und Veranstaltern dieses hohe Risiko zumindest 
teilweise abnimmt. Dies geschieht dadurch, dass 
für ab dem 1. September 2021 durchgeführte Ver-
anstaltungen aus dem Sonderfonds Ausfall- oder 
Verschiebungskosten bezuschusst werden, sollte 
eine geplante Veranstaltung pandemiebedingt gar 
nicht oder nur eingeschränkt stattfinden önnen.

Wie hoch ist die Absicherung?

Im Falle einer pandemiebedingten Absage, Teilab-
sage oder Reduzierung der Teilnehmendenzahl oder 
einer Verschiebung übernimmt der Ausfallfonds 
maximal 80 Prozent der dadurch entstandenen Kos-
ten. Die maximale Entschädigungssumme beträgt 
8 Millionen Euro pro Veranstaltung. Bei Teilabsagen 
oder Reduzierung der Teilnehmendenzahl werden 
die erzielten veranstaltungsbezogenen Einnahmen 
von den Ausfallkosten abgezogen. Bezuschusst wird 
also der betriebswirtschaftliche Verlust.

Welche Kosten sind förderfähig?

Ähnlich wie bei der Überbrückungshilfe gibt es 
eine feste Liste an förderfähigen Kosten. Dazu zäh-
len z.  B. Betriebskosten, Kosten für Personal, An-
mietung, Wareneinsätze, Künstlergagen, beauf-
tragte Dienstleister etc. Dieselben Kosten können 
grundsätzlich nur einmalig gefördert werden. Kos-
ten können auch dann berücksichtigt werden, 
wenn sie vor der Antragstellung angefallen sind.

Registrierung für die Ausfallabsicherung

Die Veranstalterinnen und Veranstalter registrie-
ren die Veranstaltung vor der geplanten Durchfüh-
rung auf der vom Bund finanz erten IT-Plattform 
der Länder und legen dabei auch eine Kostenkal-
kulation vor. Tritt der Schadensfall tatsächlich ein, 

wird die Förderung beantragt. Die konkreten Ver-
luste und damit verbundenen Kosten werden da-
bei von der Veranstalterin oder dem Veranstalter 
nachgewiesen und von prüfenden Dritten bestä-
tigt. Die Verwaltung und Abwicklung erfolgt durch 
die Länder.

Ausfallabsicherung für Veranstaltungen mit 
bis zu 2.000 Besucherinnen und Besuchern

Die eigentliche Ausfallabsicherung ist lediglich für 
größere Veranstaltungen vorgesehen. Aber auch 
für Veranstaltungen bis zu 2.000  Besucherinnen 
und Besuchern soll es eine in die Wirtschaftlich-
keitshilfe integrierte Ausfallabsicherung geben. 
Für den Fall, dass coronabedingt eine für die Wirt-
schaftlichkeitshilfe registrierte Veranstaltung nicht 
stattfinden kann, ist eine anteilige Absicherung der 
tatsächlich angefallenen Ausfallkosten vorgesehen.

Transparenz für alle Beteiligten

Künstlerinnen, Techniker, Zuliefererinnen, Caterer 
und andere mögliche Vertragspartnerinnen und 
Vertragspartner sollen aktiv über die Absicherung 
informiert werden, damit auch sie über die ver-
besserte Risikosituation bei einer für die Ausfall-
versicherung registrierten Veranstaltung Bescheid 
wissen.

Programm NEUSTART KULTUR

Schon im Sommer  2020 hat die Bundesregierung 
mit dem Programm NEUSTART KULTUR einen 
wichtigen Beitrag geleistet, die kulturelle Infra-
struktur hierzulande zu stützen und in der Krise – 
insbesondere während der gravierenden Schlie-
ßungsphasen  – zu erhalten. Auch unterstützt 
NEUSTART KULTUR die aktive Kulturproduktion 
und das Wiederanlaufen von Kulturveranstaltun-
gen. Von diesem Programm profit eren neben Ki-
nos und Musikclubs auch Gedenkstätten und Mu-
seen, Theater und Festivals sowie viele andere 
Kultureinrichtungen. Da bis zum Ende des Jah-
res 2020 bereits 900 Millionen Euro und damit fast 
das gesamte ursprüngliche Volumen in Höhe von 
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1 Milliarde Euro belegt war, wurde das Programm 
im Frühjahr  2021 um eine weitere Milliarde auf 
nun 2 Milliarden Euro aufgestockt.

Hilfsprogramme für 
Unternehmen, Selbstständige 
und Beschäftigte

Seit Beginn der Pandemie hat die Bundesregierung 
mit umfangreichen Hilfsprogrammen Unterneh-
men, Selbstständige und Beschäftigte unterstützt, 
damit diese gut durch die Krise kommen. Das BMF 
hat zusammen mit dem Bundeswirtschaftsmi-
nisterium die Palette der zur Verfügung stehen-
den Wirtschaftshilfen dabei wiederholt ausgewei-
tet. Diese Hilfen richten sich an alle Unternehmen 
und Beschäftigte, also auch an jene der Kultur- und 
Veranstaltungswirtschaft.

Überbrückungshilfe III

Die Überbrückungshilfe  III ist seit Februar  2021 
das zentrale Hilfsinstrument der Bundesregierung 
für durch die Corona-Pandemie betroffene Un-
ternehmen, Soloselbstständige sowie Selbststän-
dige in Freien Berufen. Bei der Überbrückungs-
hilfe wird ein Zuschuss zu den Fixkosten gezahlt, 
also den Ausgaben, die ein Unternehmen nicht ein-
fach beenden kann – also z. B. die Büromiete einer 
Künstleragentur. 

Grundsätzlich richtet sich die Überbrückungshilfe 
an Unternehmen, Soloselbstständige sowie selbst-
ständige Freiberuflerinnen und Freiberufler mit ei-
nem jährlichen Umsatz bis zu 750 Millionen Euro 
im Jahr  2020 (im Folgenden „Unternehmen“). Die 
Höhe der Zuschüsse in der Überbrückungshilfe ori-
entiert sich grundsätzlich am Rückgang des Umsat-
zes im Vergleich zum Jahr  2019. Dabei gilt: Je hö-
her der Umsatzausfall im Vergleich zu der Zeit vor 
der Pandemie, desto höher die Überbrückungs-
hilfe. Um Unternehmen schnell und effektiv hel-
fen zu können, sind Abschlagszahlungen von bis zu 
100.000 Euro für einen Monat möglich.

Die Überbrückungshilfe III sieht auch gezielte Hil-
fen für besonders stark betroffene Branchen wie 
die Kultur- und Veranstaltungswirtschaft vor. Un-
ternehmen der Veranstaltungs- und Kulturbranche 
sollen nicht auf ihren gesamten Vorbereitungskos-
ten sitzen bleiben, wenn Veranstaltungen corona-
bedingt ausfallen mussten. Sie können deshalb im 
Rahmen der Überbrückungshilfe  III rückwirkend 
für den Zeitraum März 2020 bis Dezember 2020 zu-
sätzlich zu den übrigen förderfähigen Kosten auch 
ihre Ausfall- und Vorbereitungskosten geltend ma-
chen. Dabei sind sowohl interne projektbezogene 
(vor allem Personalaufwendungen) als auch ex-
terne Kosten (etwa Kosten für beauftragte Dritte, 
z.  B. Grafi erinnen und Grafi er) förderfähig. Un-
ternehmen, die im Rahmen der Corona-Pandemie 
besonders schwer und über eine sehr lange Zeit von 
Schließungen betroffen sind, erhalten über die Fix-
kostenerstattung hinaus einen Eigenkapitalzus-
chuss zur Substanzstärkung.

Die Überbrückungshilfe  III läuft derzeit noch bis 
zum 30.  Juni  2021 und wird als Überbrückungs-
hilfe  III  Plus bis Ende September  2021 verlängert. 
Inhaltlich ist dieses Programm weitgehend de-
ckungsgleich mit der bisherigen Überbrückungs-
hilfe. Auch die Sonderregelungen für die Veran-
staltungs- und Kulturbranche werden fortgesetzt. 
Die Verlängerung wurde jedoch genutzt, um einige 
Verbesserungen umzusetzen und die Hilfen zu er-
weitern. Die Erweiterungen helfen insbesondere 
Soloselbständigen sowie Unternehmen, die hohe 
Hilfen benötigen oder von Insolvenz bedroht sind.

Anträge können auf der elektronischen Antrags-
plattform1 gestellt werden, auf der auch umfang-
reiche Fragen und Antworten für Detailinformati-
onen zur Verfügung stehen.

Bislang sind 16,8 Milliarden Euro Überbrückungs-
hilfe III beantragt, von denen knapp 10,7 Milliarden 
Euro ausbezahlt sind (Stand 14. Juni 2021).

1 www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de
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Neustarthilfe für 
Soloselbstständige

Im Rahmen der Überbrückungshilfe wird auch 
den vielen soloselbstständigen Künstlerinnen und 
Künstlern geholfen, die in der Regel vergleichsweise 
geringe betriebliche Fixkosten wie etwa Büromie-
ten oder Pachten vorweisen können. Soloselbst-
ständige, gerade aus dem Kultur- und Veranstal-
tungsbereich, können statt einer Einzelerstattung 
von Fixkosten eine einmalige Betriebskostenpau-
schale („Neustarthilfe“) beantragen. Auch soge-
nannte unständig Beschäftigte sowie kurz befristet 
Beschäftigte in den Darstellenden Künsten können 
die Neustarthilfe beantragen. Damit wird insbe-
sondere Schauspielerinnen und Schauspielern ge-
holfen, die häufig sowohl Einkommen aus selbst-
ständiger Tätigkeit als auch aus unständiger und 
kurz befristeter Beschäftigung beziehen. Dieser Zu-
schuss zu den Betriebskosten ist aufgrund seines 
betrieblichen Charakters nicht auf Leistungen der 
Grundsicherung anzurechnen.

Die Neustarthilfe wird als Betriebskostenpau-
schale ausbezahlt, die in der Regel 25  Prozent 
des Jahresumsatzes  2019 beträgt, maximal bis zu 
7.500  Euro. Die Betriebskostenpauschale wird zu 
Beginn der Laufzeit als Vorschuss ausgezahlt, auch 
wenn die konkreten Umsatzeinbußen während der 
Laufzeit noch nicht feststehen. Sollte der Umsatz 
während der Laufzeit doch höher ausfallen als an-
genommen, muss ein Teil der Neustarthilfe zurück-
gezahlt werden. Damit wird eine Überförderung 
ausgeschlossen. Genaueres zur Neustarthilfe findet
sich unter https://www.ueberbrueckungshilfe-un-
ternehmen.de.

Inzwischen ist bereits über 1  Milliarde  Euro 
Neustarthilfe ausbezahlt (Stand 14.  Juni  2021: 
1,17 Milliarden Euro).

Vorausgegangene Hilfen

Soforthilfe und Überbrückungshilfe I und II

Zu Beginn der Pandemie wurden durch die Co-
rona-Soforthilfe sehr schnell insgesamt rund 
13,6  Milliarden Euro an Hilfen an Selbstständige 
und kleine Betriebe mit bis zu zehn Beschäftigten 
ausbezahlt. Diese Nothilfe sollte die betroffenen 
Betriebe durch den ersten, weitgehend unerwar-
teten Lockdown retten. Die maximale Förderhöhe 
betrug je nach Anzahl der Beschäftigten 9.000 Euro 
beziehungsweise 15.000  Euro für drei Monate. In 
der Folge konnten kleine und mittelständische Un-
ternehmen mit den Überbrückungshilfen I und II 
von Juni bis Dezember  2020 eine anteilige Erstat-
tung betrieblicher Fixkosten in Abhängigkeit ihres 
coronabedingten Umsatzrückgangs erhalten. Hie-
rüber flossen den Unternehmen mit Stand Ende 
Mai  2021 rund 4,1  Milliarden Euro an Hilfen zu. 
Diese Hilfe wurde ausgeweitet und in das nun zen-
trale Hilfsprogramm der Bundesregierung über-
führt, die Überbrückungshilfe III (s. o.).

Die außerordentliche Wirtschaftshilfe 
(„November-/Dezemberhilfe“)

Unternehmen, die von den bundesweiten Schlie-
ßungen seit dem 2. November 2020 direkt, indirekt 
oder mittelbar betroffen waren, konnten für No-
vember und/oder Dezember 2020 die außerordent-
liche Wirtschaftshilfe (November- beziehungsweise 
Dezemberhilfe) beantragen. Im Fokus standen ins-
besondere diejenigen Unternehmen, bei denen 
nicht mit Nachholeffekten beim Konsum zu rech-
nen ist, etwa bei Restaurants, Bars sowie Theatern, 
kleinen Kinos oder privaten Konzerthallen. Die 
Hilfe besteht in einem Zuschuss in Höhe von bis zu 
75 Prozent des Umsatzes im Vorjahresmonat (No-
vember beziehungsweise Dezember 2019). Novem-
ber- und Dezemberhilfe haben bislang jeweils rund 
380.000 Unternehmen mit einem Gesamtvolumen 
von insgesamt rund 14,5 Milliarden Euro beantragt, 
von denen über 12 Milliarden Euro ausbezahlt sind 
(Stand 14. Juni 2021).
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Rechtliche Vereinfachungen 
und weitere Maßnahmen

Auch mit einer Reihe von rechtlichen Vereinfa-
chungen und flexiblen Regelungen will die Bundes-
regierung helfen, die negativen Folgen der Pande-
mie zu begrenzen. Diese Vereinfachungen kommen 
auch den Künstlerinnen und Künstlern und Unter-
nehmen der Kulturbranche zugute.

Vereinfachter Zugang zur 
Grundsicherung und Schutz in der 
Künstlersozialversicherung

Viele Kunst- und Kulturschaffende, insbesondere 
Soloselbstständige, drohten im Frühjahr 2020 auf-
grund der Beschränkungen und der damit verbun-
denen Einnahmeausfälle in eine existenzielle Not-
lage zu geraten. Um Soloselbstständige bei den 
Kosten der privaten Lebensführung, insbesondere 
bei der Miete für die eigene Wohnung, zu unter-
stützen, wurde der Zugang zur Grundsicherung für 
die Zeit der Krise deutlich vereinfacht und verbes-
sert. Diese Sonderregelungen wurden im März 2021 
bis zum 31. Dezember 2021 verlängert. Selbststän-
dige sind keine Arbeitnehmerinnen beziehungs-
weise Arbeitnehmer: Sie haben keinen fi en Lohn 
und sorgen selbst vor – für Alter, Krankheit, Pflege 
und auftragsschwache Zeiten. Deshalb werden ty-
pische Altersvorsorgeprodukte bei der Vermö-
gensprüfung nicht berücksichtigt. Zudem gelten 
großzügigere Regelungen für das vorhandene Ver-
mögen. Auch ist sichergestellt, dass die Wohnung 
nicht gewechselt werden muss. Die Angemessen-
heit der Wohnkosten wird im vereinfachten Ver-
fahren nicht überprüft.2

Die Mindesteinkommensgrenze von 3.900  Euro 
im Jahr für die Künstlersozialversicherung gilt für 
die Jahre 2020 und 2021 nicht. Der Schutz geht also 
nicht verloren, wenn das Einkommen wegen der 
Pandemie unter 3.900  Euro sinkt. Der besondere 

2 Weitergehende Informationen finden sich auf der 
Internetseite des Bundesarbeitsministeriums unter 
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210601

Schutz der Künstlersozialversicherung soll auch 
dann erhalten bleiben, wenn Kulturschaffende 
wegen weggebrochener Einnahmen jenseits ihres 
künstlerischen Schaffens arbeiten, um Geld zu ver-
dienen. Bis zum Jahresende 2021 soll deshalb eine 
Ausnahmeregelung gelten, mit der die Verdienst-
grenze für zusätzliche nicht-künstlerische selbst-
ständige Tätigkeiten von 450  Euro auf 1.300  Euro 
im Monat erhöht wird. Bis zu diesem Betrag soll der 
Kranken- und Pflegeversicherungsschutz über die 
Künstlersozialkasse bestehen bleiben. Außerdem 
wurde der Beitragssatz mit einem kräftigen staatli-
chen Zuschuss stabilisiert. Dadurch konnte für 2021 
der Beitragssatz auf dem Niveau von 2020 gehalten 
werden. Die Bundesregierung will den Abgabesatz 
auch im Jahr 2022 bei 4,2 Prozent stabilisieren.

Ausgeweitete Kurzarbeit

Seit dem 1.  März  2020 gelten deutliche Verbesse-
rungen und Erleichterungen beim Kurzarbeiter-
geld. Für Betriebe, die bis zum 30.  Juni  2021 mit 
Kurzarbeit beginnen, wurde der erleichterte Zu-
gang zum Kurzarbeitergeld bis Ende  2021 verlän-
gert. Das Kurzarbeitergeld hilft auch Unternehmen 
der Kulturbranche, Beschäftigung zu sichern und 
solidarisch mit ihren Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern durch die Krise zu kommen.3

Mehr Liquidität

Zu den vielfältigen Erleichterungen im steuer-
lichen Bereich (Ausweitung steuerlicher Ver-
lustrücktrag, bessere Abschreibungsmöglichkeiten 
bei beweglichen und digitalen Wirtschaftsgütern, 
Sofortmaßnahmen zu Stundungen, zum Vollstre-
ckungsaufschub und zur vereinfachten Herabset-
zung der Vorauszahlung, ermäßigte Umsatzsteuer 
in der Gastronomie), mit denen die Unternehmen 
bei der Bewältigung der Krise unterstützt werden, 

3 Weitere Informationen zu diesem seit der Finanzkrise 
bewährten Instrument der Krisenbewältigung finden sich 
auf der Internetseite des Bundesarbeitsministeriums unter 
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210602
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finden sich Hintergrundinformationen auf der 
Website des BMF.4

Der sogenannte KfW-Schnellkredit steht inzwi-
schen auch für Unternehmen mit weniger als 
11  Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur Verfü-
gung. Bei diesem Kredit mit einer maximalen Kre-
ditsumme von 800.000 Euro übernimmt der Bund 
über die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) das 
Ausfallrisiko zu 100  Prozent. Er kann über die ei-
gene Hausbank beantragt werden, die die Kredit-
anträge an die KfW durchreicht. Das Instrument 
wurde bis zum Ende des Jahres 2021 verlängert.5

4 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210603

5 Ausführliche Informationen zum Schnellkredit für 
Unternehmen finden sich auf der Internetseite der KfW unter 
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210604

Auch die weiteren Kreditprogramme des KfW-Son-
derprogramms 2020 stehen bis Ende des Jahres für 
Unternehmen der Kulturbranche zur Verfügung. 
Diese Kredite bieten Unternehmen eine günstige 
Finanzierungsmöglichkeit, da die KfW dabei bis zu 
90 Prozent des Ausfallrisikos übernimmt. Für Un-
ternehmen, die länger als fünf Jahre am Markt tätig 
sind, steht der KfW-Unternehmerkredit zur Ver-
fügung. Junge Unternehmen, die weniger als fünf 
Jahre am Markt sind, können den Gründerkredit 
des European Recovery Programs (ERP) nutzen. 
Detaillierte Informationen zu den einzelnen An-
geboten sowie der KfW-Förderassistent, der bei der 
Suche des passenden Angebots unterstützt, können 
bei der KfW abgerufen werden.6 

6 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210605
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Im Interview: Staatssekretär Wolfgang Schmidt
Kulturveranstaltungen sollen 
im gewissen Rahmen bald 
wieder möglich sein. Die 
Branche wird nun mit einem 
Sonderfonds unterstützt. 
Wie werden solche 
Unterstützungsmaßnahmen 
eigentlich entwickelt? Bleibt 
in einer Krise Zeit, um sich 
mit den betroffenen Branchen 
abzustimmen?

Gerade in Krisenzeiten ist der direkte Austausch 
mit den Betroffenen unerlässlich. Dafür haben wir 
uns die Zeit genommen. Sowohl ich selbst als auch 
die tollen Kolleginnen und Kollegen hier im Minis-
terium. So konnten wir ganz gut klären, wo genau 
der Schuh drückt und wie wir helfen können.

Welche Probleme wurden 
denn genannt?

Das erste Problem, das von der Branche beschrie-
ben wurde, war, dass auf dem freien Markt keine 
Versicherungslösungen mehr für coronabedingte 
Ausfälle von großen Kulturveranstaltungen wie 
etwa Festivals oder Konzerte in Stadien angebo-
ten werden. Wegen der großen Unsicherheit über 
den weiteren Verlauf der Pandemie gibt es jedoch 
enorme Risiken für die Veranstaltenden. Der Aus-
fall eines solchen Festivals kann schnell die wirt-
schaftliche Existenz bedrohen. Um da zu helfen, 
haben wir die Ausfallabsicherung geschaffen.

Ein zweites Problem ergibt sich aus den deutlich 
geringeren Gästezahlen bei Kulturveranstaltun-
gen. Bei 1,5  Metern Abstand bekommen Sie ei-
nen Konzertsaal eben nicht voll. So führen die Co-
rona-Schutzmaßnahmen dazu, dass sich kleinere 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Staatssekretär Wolfgang Schmidt 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Kulturveranstaltungen nicht rechnen und da-
her abgesagt oder gar nicht erst geplant werden. 
Wir wollen aber, dass der Kulturbetrieb wieder 
anläuft. Denn dann bekommen die Künstlerin-
nen und Künstler ebenso ihre Gagen wie die Ton-
technikerinnen und Tontechniker oder die vielen 
anderen, die an einem Konzert oder einer The-
ateraufführung beteiligt sind. Da hilft nun die 
Wirtschaftlichkeitshilfe.

Aus diesen beiden Modulen – Wirtschaftlichkeits-
hilfe und Ausfallabsicherung  – setzt sich der jetzt 
gestartete Sonderfonds für Kulturveranstaltungen 
zusammen.

Gab es Kritik aus der 
Kulturbranche? Was haben 
Sie sich besonders zu Herzen 
genommen?

Da wir den Fonds im engen Austausch mit der 
Branche entwickelt haben, habe ich wenig Kritik 
gehört. Ich habe mich gefreut, dass sich viele sogar 
sehr positiv geäußert haben.

Aber natürlich können wir nicht alle Wünsche er-
füllen. Künstlerinnen und Künstler und die Kultur-
branche insgesamt wurden von den Corona-Maß-
nahmen und ihren Folgen besonders hart getroffen. 
Besonders beschäftigt hat Olaf Scholz und auch 
mich die Situation vieler Soloselbstständiger. De-
ren Lage war und ist teilweise wirklich schwierig. 
Als Bundesregierung müssen wir jeweils eine gute 
Balance finden  um einerseits so gut wie möglich 
zu helfen und andererseits verantwortlich mit dem 
Geld der Steuerpfl chtigen umzugehen. Da gab es 
Härten, die ich gerne vermieden hätte.

Manche hätten sich sicher auch gewünscht, dass 
der Sonderfonds früher startet. Hier mussten wir 
einen Kompromiss zwischen den Anliegen der Kul-
turbranche einerseits und dem Gesundheitsschutz 
andererseits finden  Jetzt gehen die Infektionszah-
len deutlich zurück, und auch das kulturelle Leben 
kann endlich wieder losgehen.

Wie setzt sich das BMF dafür 
ein, dass Kulturveranstaltende 
schnellstmöglich 
Unterstützung erhalten?

Wir haben besonderen Wert darauf gelegt, dass 
möglichst alle Kulturveranstaltungen gefördert 
werden und dass diese Förderung möglichst un-
bürokratisch erfolgt. Die Hilfe des Sonderfonds soll 
eben in der Breite der Kulturlandschaft ankom-
men und die Förderung soll möglichst gezielt und 
fair ausgestaltet sein. Voraussetzung dafür, dass die 
Hilfen schnell und gezielt bei Veranstaltenden an-
kommen, ist, dass der administrative Aufwand für 
Antragstellende und Bewilligungsstellen gleicher-
maßen möglichst gering ist.

Wir werden uns jetzt in der Umsetzung dafür ein-
setzen, dass die Kulturveranstaltenden die Unter-
stützung tatsächlich auch schnellstmöglich erhal-
ten. Die Anträge und die Bewilligungen werden von 
den Kulturministerien der 16 Länder abgewickelt. 
Innerhalb der Bundesregierung übernimmt die Be-
auftragte der Bundesregierung für Kultur und Me-
dien die Koordinierung. Diese Zusammenarbeit 
mit den Ländern ist sehr gut. Schon im Vorfeld hat 
sich das BMF intensiv mit ihnen abgestimmt, so-
dass die besondere Internetseite, die Antragsplatt-
form, FAQs und eine gemeinsame Info-Hotline 
der Länder pünktlich zum Start der Registrierung 
von Veranstaltungen am 15. Juni 2021 bereitgestellt 
worden sind.
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Können Sie die beiden 
Bausteine des Sonderfonds in 
ihren Grundzügen schildern? 
Wer profitiert davon?

Vom Sonderfonds können grundsätzlich alle Ver-
anstaltenden von Kulturveranstaltungen profit e-
ren, die erstens Tickets verkaufen und zweitens zu 
den förderfähigen Kulturveranstaltungen gehören. 
Dazu erarbeiten Bund und Länder eine Positiv liste 
förderfähiger Kulturveranstaltungen, die auf der 
Website des Sonderfonds veröffentlicht wird. Nach 
dem aktuellen Stand der Abstimmung wird eine 
ganze Reihe von Kulturveranstaltungen profit e-
ren: Neben Theater- und Kinovorführungen sind 
dies auch Ausstellungen oder Literaturveranstal-
tungen, Festivals sowie Konzerte.

Die zwei Bausteine des Sonderfonds orientieren sich 
sowohl an der Größe der Veranstaltungen als auch 
an den Bedürfnissen der Veranstaltenden. Die wer-
den sich in den nächsten Wochen bei hoffentlich 

weiter rückläufigen Infektionszahlen verändern. Als 
erster Baustein soll die Wirtschaftlichkeitshilfe da-
bei helfen, in dieser Phase der Lockerungen kleinere 
Veranstaltungen unter coronabedingten Einschrän-
kungen überhaupt erst wieder wirtschaftlich durch-
führbar zu machen. Dazu gibt es einen Zuschuss zu 
den Einnahmen aus Ticketverkäufen. So werden an-
fallende Verluste ausgeglichen. Das reduziert die 
wirtschaftlichen Risiken und verbessert die Plan-
barkeit von Veranstaltungen. Damit wird eine erste 
Phase des Neustarts für die Kulturlandschaft schnell, 
unbürokratisch und gleichzeitig gezielt von staatli-
cher Seite unterstützt. 

Anträge für die Wirtschaftlichkeitshilfe des Son-
derfonds sollen ab dem 1.  Juli  2021 möglich sein. 
Die Einführung der Wirtschaftlichkeitshilfe erfolgt 
gestuft: Im Zeitraum vom 1.  Juli bis 31.  Juli  2021  
werden Veranstaltungen bis zu maximal 500  Teil-
nehmenden gefördert, ab dem 1. August 2021 kön-
nen Veranstaltungen bis zu 2.000  Teilnehmenden 
gefördert werden. Natürlich immer so, wie es die 
Corona-Vorschriften der Länder erlauben.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Staatssekretär Wolfgang Schmidt 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Und das zweite Element?

Als zweiter Baustein stellt der Sonderfonds eine 
Ausfallabsicherung bereit. Diese schafft Planungs-
sicherheit für größere Kulturveranstaltungen 
ab 2.000  Teilnehmenden, die für die Zeit ab dem 
1. September 2021 geplant werden. Mit der Ausfall-
absicherung übernimmt der Sonderfonds im Fall 
von coronabedingten Absagen, Teilabsagen oder 
Verschiebungen von Veranstaltungen einen Teil 
der Ausfallkosten. So können die Veranstaltenden 
jetzt schon Festivals und Tourneen planen, auch für 
das nächste Jahr. Ohne dabei Angst haben zu müs-
sen, dass die dann wegen einer nicht auszuschlie-
ßenden erneuten Corona-Welle abgesagt werden 
und sie das finanz elle Risiko tragen.

Für den Sonderfonds stehen 
2,5 Milliarden Euro zur 
Verfügung. Wie wurde diese 
Summe ermittelt?

Wir haben uns zunächst angeschaut, in welchem 
Umfang in normalen Jahren Kulturveranstaltun-
gen in Deutschland stattfinden und welche Um-
sätze erwirtschaftet werden. Auf dieser Basis ha-
ben wir dann mit bestimmten Annahmen, u.  a. 
zur Auslastung unter pandemiebedingten Kapazi-
tätsbeschränkungen sowie zur Inanspruchnahme 
der Module des Sonderfonds, eine Abschätzung 
über das erforderliche Gesamtvolumen vorgenom-
men. Dabei haben wir so geschätzt, dass die Mit-
tel des Sonderfonds auch in der Breite der Kultur-
wirtschaft ankommen können. Herausgekommen 
ist das größte Kulturförderprogramm der bundes-
deutschen Geschichte. Das kann sich, denke ich, se-
hen lassen.

Warum gab es nicht schon 
eher finanzielle Unterstützung 
für Kulturveranstaltungen?

Die gab es. Olaf Scholz war das ein persönliches 
Anliegen. Daher haben wir inzwischen 2  Milliar-
den Euro für das Programm NEUSTART KULTUR 
zur Verfügung gestellt, das vor allem über die ver-
schiedenen Organisationen der Kultur bereit-
gestellt wird. Und in der sogenannten Überbrü-
ckungshilfe  III, also dem Zuschussprogramm für 
von der Pandemie betroffene Unternehmen und 
Selbstständige, haben wir besondere Hilfen für die 
Veranstaltungswirtschaft aufgenommen. Hinzu 
kommt die Neustarthilfe für Soloselbstständige. 
Hiervon profit ert aufgrund der relativ großen Zahl 
von Soloselbstständigen insbesondere auch die 
Kulturwirtschaft. Die Überbrückungshilfe  III ha-
ben wir ebenso wie die Neustarthilfe übrigens ge-
rade noch einmal deutlich erweitert und bis Ende 
September  2021 als Überbrückungshilfe  III  Plus 
und Neustarthilfe Plus verlängert.

Die gezielte Hilfe für die Kulturveranstaltungen 
konnte erst jetzt starten, da die Einschränkungen 
zur Eindämmung der Pandemie endlich Stück für 
Stück aufgehoben werden.

Sie haben jetzt einige Corona-
Hilfsprogramme genannt. Wie 
reiht sich der Sonderfonds da 
ein?

Der Sonderfonds des Bundes für Kulturveranstal-
tungen ist ein gutes Beispiel für die Strategie des 
Finanzministers zur Bekämpfung der Auswirkun-
gen der Corona-Pandemie. Wir passen alle Co-
rona-Hilfsprogramme kontinuierlich an die sich 
verändernden Bedürfnisse der Unternehmen, der 
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Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie der 
Selbstständigen an. Angesichts der besonderen Be-
troffenheit einzelner Branchen stellen wir mög-
lichst passgenaue Hilfen zur Verfügung.

Gleichzeitig ist der Sonderfonds für Kulturveran-
staltungen im Vergleich der verschiedenen Hilfs-
programme ein ganz besonderes Instrument. 
Während die übrigen Programme überwiegend 
Hilfen für die langen Phasen der Corona-Schlie-
ßungen bereitstellen, unterstützen wir hier als 
Staat gezielt den Neustart der Kulturbranche. In 
dieser Phase noch hoher wirtschaftlicher Unsi-
cherheit übernimmt der Bund mit dem Sonder-
fonds einen Teil des ökonomischen Risikos der 
Kulturveranstaltenden.

Seit über einem Jahr leben wir 
in einer Ausnahmesituation. 
Seit vielen Monaten 
finden keine kulturellen 
Veranstaltungen statt. Bald ist 
es aber wieder so weit: Kino, 
Konzert, Theater – worauf 
freuen Sie sich am meisten?

Da geht es mir wie so vielen im Land: Es wird noch-
mals sehr deutlich, wie sehr die Kultur gefehlt hat. 
In Berlin läuft aktuell ein Summer Special der Ber-
linale. Ein Sommerabend im Freiluftkino ist schon 
toll. Jetzt freue ich mich auf die ersten Konzerte. 
Ich habe z. B. seit eineinhalb Jahren Karten für „Die 
Sterne“ und hoffe, dass das dieses Jahr endlich statt-
finden kann …
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Vom 10. bis 12. Mai 2021 fand die 160. Sitzung des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ als Videokon-
ferenz statt. Geschätzt wurden die Steuereinnah-
men für die Jahre 2021 bis 2025.

Berücksichtigte 
Steuerrechtsänderungen

Die Schätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. 
In Tabelle 1 sind die finanz ellen Auswirkungen von 
Gesetzen und sonstigen Regelungen enthalten, die 
gegenüber der vorangegangenen Schätzung vom 
November 2020 neu einzubeziehen waren.

Der unabhängige Arbeitskreis „Steuer-
schätzungen“ 
erstellt in Deutschland die Steuerschätzung 
für Bund, Länder und Gemeinden.  
Dem seit 1955 bestehenden Gremium gehö-
ren Experten der 16 Länder von fünf führen-
den Wirtschaftsforschungsinstituten (Deut-
sches Institut für Wirtschaftsforschung, ifo 
Institut, Institut für Weltwirtschaft, RWI – 
Leibnitz-Institut für Wirtschaftsforschung, 
Institut für Wirtschaftsforschung Halle), des 
Sachverständigenrats zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, der 
Deutschen Bundesbank, des Statistischen 
Bundesamts, des Deutschen Städtetags, 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie und des BMF an, welches den Vor-
sitz führt. In der Regel finden zwei Sitzun-
gen im Jahr statt: im Frühjahr und im Herbst. 
Auf der Grundlage der Schätzvorschläge ver-
schiedener im Arbeitskreis vertretener Insti-
tutionen werden einvernehmlich Schätzer-
gebnisse für alle Steuerarten ermittelt.

Ergebnisse der Steuerschätzung vom 10. bis 
12. Mai 2021

 ● Die jährlichen gesamtstaatlichen Steuereinnahmen steigen bis zum Jahr 2025 voraussichtlich auf 
917,5 Mrd. € an.

 ● Im Jahr 2022 dürfte das Niveau der Steuereinnahmen des Jahres 2019 – dem letzten Jahr vor der 
Corona-Pandemie – wieder übertroffen werden.

 ● Im Vergleich zur Steuerschätzung im November 2020 rechnet der Arbeitskreis „Steuerschät-
zungen“ für die Jahre 2021 und 2022 mit leicht geringeren Steuereinnahmen, während ab dem 
Jahr 2023 eine Verbesserung der Einnahmesituation erwartet wird.

 ● Die Ergebnisse der Steuerschätzung bestätigen, dass die entschlossene wirtschafts- und finanzpo-
litische Reaktion der Bundesregierung auf die Pandemie wirkt.
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 10. bis 12. Mai 2021

2021 2022 2023 2024 2025

Bund -6,7 -9,1 -7,5 -6,5 -6,1

Länder -4,9 -8,4 -7,0 -6,1 -5,7

Gemeinden -2,2 -4,1 -3,8 -2,9 -2,1

Zusammen -13,8 -21,6 -18,2 -15,5 -13,8

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen”
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Auswirkungen der neu in die Steuerschätzung einbezogenen Rechtsänderungen  
Mehr- (+) / Mindereinnahmen (-)
in Mrd. €

Die neu einbezogenen Rechtsänderungen sind 
im Einzelnen in der Pressemitteilung des BMF 
Nr. 16/2021 vom 12. Mai 2021 aufgeführt.1

Gesamtwirtschaftliche 
Annahmen

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirt-
schaftlichen Eckwerte der Frühjahrsprojek-
tion 2021 der Bundesregierung vom 27. April 20212 
zugrunde gelegt. Die Bundesregierung erwartet für 
das Jahr 2021 einen deutlichen Anstieg des realen 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) um 3,5  Prozent (s.  a. 
Tabelle  2). Gegenüber der Herbstprojektion  2020, 
welche der Steuerschätzung im November  2020 
zugrunde gelegen hat, wird dabei allerdings pande-
miebedingt von einem etwas geringeren Zuwachs 
ausgegangen (s. a. Abbildung 1). Für das kommende 
Jahr 2022 wird ein Anstieg um weitere 3,6 Prozent 
erwartet, deutlich mehr, als im Herbst prognosti-
ziert worden ist. Für die Jahre  2023 bis  2025 wird 

1 Die Pressemitteilung ist auf der Internetseite des BMF zu 
finden:  
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210611

2 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210612

ein Anstieg des realen BIP um jeweils 1,1  Prozent 
angenommen.

Beim für die Steuerschätzung relevanten nomi-
nalen BIP wird für das Jahr  2021 ein Anstieg um 
5,3  Prozent und für das Jahr  2022 um 5,2  Pro-
zent projiziert. In den weiteren Schätzjahren 2023 
bis 2025 wird mit Zuwachsraten von jeweils 2,6 Pro-
zent gerechnet.

Bei der als gesamtwirtschaftliche Bemessungs-
grundlage für die Schätzung der Lohnsteuer be-
deutsamen Bruttolohn- und -gehaltssumme ergibt 
sich im Rahmen der Frühjahrsprojektion für das 
Jahr 2021 eine Zunahme um 3,2 Prozent. Diese setzt 
sich voraussichtlich im Jahr  2022 mit einem Plus 
von 4,0 Prozent und für die Jahre 2023 bis 2025 mit 
einem unterstellten jährlichen Anstieg um 2,8 Pro-
zent fort.

Hinsichtlich der Unternehmens- und Vermögens-
einkommen wird im Jahr  2021 ein Anstieg um 
12,9 Prozent erwartet. Für das Jahr 2022 wird eine 
Wachstumsrate von 5,4 Prozent projiziert. Für die 
Jahre 2023 bis 2025 werden dann jeweils +2,8 Pro-
zent angenommen.

Tabelle 1
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Schätzjahr 2021 2022 2023 2024 2025

Steuerschätzung
November 

2020
Mai 

2021
November 

2020
Mai 

2021
November 

2020
Mai 

2021
November 

2020
Mai 

2021
November 

2020
Mai 

2021

BIP nominal + 6,0 + 5,3 + 4,3 + 5,2 + 2,6 + 2,6 + 2,6 + 2,6 + 2,6 + 2,6

BIP real + 4,4 + 3,5 + 2,5 + 3,6 + 1,0 + 1,1 + 1,0 + 1,1 + 1,0 + 1,1

Bruttolohn- und 
-gehaltsumme

+ 3,5 + 3,2 + 3,2 + 4,0 + 2,8 + 2,8 + 2,8 + 2,8 + 2,8 + 2,8

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen

+ 8,7 + 12,9 + 0,9 + 5,4 + 2,7 + 2,8 + 2,7 + 2,8 + 2,7 + 2,8

Private Konsumausgaben + 5,9 + 3,1 + 4,9 + 7,1 + 2,5 + 2,8 + 2,5 + 2,8 + 2,5 + 2,8

Quelle: Bundesregierung
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Gesamtwirtschaftliche Vorgaben für die Steuerschätzung Mai 2021 im Vergleich zur letzten 
Steuerschätzung
Veränderungsraten der Kenngrößen in Prozent

Tabelle 2

Abweichung der projizierten Veränderungsraten wichtiger gesamtwirtschaftlicher Kenngrößen zur 
Steuerschätzung Mai 2021 von den entsprechenden Vorgaben zur Steuerschätzung November 2020  
Prozentpunkte

Quelle: Bundesministerium der Finanzen basierend auf den Veränderungsraten gesamtwirtschaftlicher Kenngrößen in der 
Frühjahrsprojektion 2021 und der Herbstprojektion 2020 der Bundesregierung
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 10. bis 12. Mai 2021

2021 2022 2023 2024 2025

Steuereinnahmen insgesamt 104,6 109,8 114,7 119,7 124,0

Bund 103,8 111,1 116,9 121,6 125,8

Länder 102,6 107,3 111,4 116,3 120,4

Gemeinden 104,7 107,9 114,4 120,8 125,9

EU 130,1 128,2 128,8 132,5 137,4

Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen”
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Schätzergebnisse

Entwicklung der Einnahmen im 
Schätzzeitraum

Die Steuereinnahmen steigen im Schätzzeitraum 
bis zum Jahr 2025 voraussichtlich auf 917,5 Mrd. € 
an.3 Ausgehend vom letzten Ist-Jahr  2020 mit ei-
nem Aufkommen von 739,7  Mrd.  € bedeutet dies 
einen Zuwachs im Schätzzeitraum um insge-
samt 24,0  Prozent. Betrachtet man die Entwick-
lung im Vergleich zum Vorkrisenjahr 2019, in dem 
das Ist-Aufkommen 799,3  Mrd.  € betragen hat, so 
liegt der geschätzte Zuwachs der Steuereinnahmen 

3 Die Ergebnistabellen der 160. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ sind im Internet abrufbar unter 
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210613

bis zum Jahr  2025 etwas geringer bei insgesamt 
14,8 Prozent.

Die Gebietskörperschaften partizipieren in un-
terschiedlichem Ausmaß am Anstieg der Steuer-
einnahmen, wobei sowohl Bund, Länder als auch 
Gemeinden nach den beträchtlichen Einnahme-
rückgängen im Jahr 2020 ab dem Jahr 2021 wieder 
wachsende Steuereinnahmen verzeichnen können 
(s.  a. Tabelle  3). Die Einnahmen der Europäischen 
Union (EU) steigen im Jahr 2021 kräftig an und ver-
harren dann in den folgenden Schätzjahren auf an-
nähernd gleichem Niveau. Im Vergleich zu den Ge-
bietskörperschaften erreichen sie mit einem Plus 
von voraussichtlich 37,4 Prozent im Jahr 2025 den 
höchsten Zuwachs gegenüber dem Jahr 2020.

Entwicklung der Steuereinnahmen insgesamt und der Gebietskörperschaften 
Index, Basis 2020 = 100

Tabelle 3
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Im Vergleich der Einnahmeentwicklung von Bund, 
Ländern und Gemeinden ist festzustellen, dass sich 
bis zum Jahr 2025 im Vergleich zum letzten Vorkri-
senjahr 2019 die Einnahmen von Ländern und Ge-
meinden leicht überproportional entwickelt wer-
den, während die Entwicklung der Einnahmen des 
Bundes deutlich unter der Entwicklung der Steue-
reinnahmen insgesamt liegt (s. a. Abbildung 2). Dies 
spiegelt sich darin wider, dass die geschätzten Steu-
ereinnahmen der Länder bereits in diesem Jahr das 
Vorkrisenniveau erreichen und die der Gemeinden 
im Jahr 2022 wieder oberhalb des Vorkrisenniveaus 
aus dem Jahr  2019 liegen. Beim Bund wird dieses 
Niveau gemäß Steuerschätzung erst ein Jahr später 
wieder überschritten.

Die Steuereinnahmen der Länder weisen dabei ge-
genüber dem Vorkrisenjahr  2019 relativ gesehen 
am wenigsten Veränderung aus, d.  h. den im Ver-
gleich geringsten Rückgang 2020 und – damit zu-
sammenhängend  – auch den prozentual gesehen 
geringsten Anstieg 2021. Dies ist im Wesentlichen 
dadurch bedingt, dass sie aufgrund der Kompensa-
tionen für Maßnahmen im Zuge der Pandemie im 
Jahr 2020 aus dem Finanzausgleich fast 6,4 Mrd. € 
mehr Umsatzsteuerfestbeträge vom Bund erhal-
ten haben. Der Bund hat demzufolge im Jahr 2021 
entsprechend höhere Einnahmen gegenüber dem 
Vorjahr zu verbuchen. Zudem profit ert der Bund 
in diesem Jahr aufgrund des höheren Anteils am 
Umsatzsteueraufkommen (§  1 Abs.  1  Finanzaus-
gleichsgesetz) stärker als die Länder an dem er-
warteten kräftigen Anstieg des Aufkommens der 
Steuern vom Umsatz. Durch den Abbau des So-
lidaritätszuschlags ab dem Jahr  2021 verringern 
sich jedoch gleichzeitig die Einnahmen des Bun-
des um 9,2 Mrd. €. Weiterhin werden die Einnah-
men des Bundes aufgrund der für das Jahr 2021 er-
warteten Steigerung der EU-Abführungen aus dem 
Bundeshaushalt gegenüber dem Jahr 2020 um circa 
9,6  Mrd.  € gemindert. Im Saldo ist somit für die 
Einnahmen des Bundes im Jahr  2021 gegenüber 
dem Jahr  2020 nur ein unterproportionaler Zu-
wachs zu verzeichnen, trotz des starken Rückgangs 
im Jahr 2020.

In den Jahren 2022 und 2023 wird dann für die Steu-
ereinnahmen des Bundes eine höhere Wachstums-
dynamik erwartet als für die Steuereinnahmen 
der Länder. Sie dürften auch stärker steigen als die 
Steuereinnahmen insgesamt. Diese Unterschiede in 
der Einnahmeentwicklung werden vor allem durch 
Veränderungen in der Aufteilung des Aufkommens 
der Steuern vom Umsatz verursacht. In beiden Jah-
ren verringern sich die vom Bund im Rahmen des 
Finanzausgleichs an Länder und Gemeinden über-
tragenen Festbeträge beträchtlich. Weiterhin parti-
zipiert der Bund aufgrund des höheren Anteils am 
Umsatzsteueraufkommen in stärkerem Ausmaß 
von dem erwartet anhaltend kräftigen Wachstum 
der Einnahmen aus dieser Steuerart. Bei den Län-
dern hingegen verringern die vorgenannten Fakto-
ren die Dynamik der Einnahmeentwicklung in die-
sen Jahren. In den Jahren 2024 und 2025 entwickeln 
sich die Steuereinnahmen von Bund und Ländern 
dann laut der Schätzung ähnlich.

Die Steuereinnahmen der Gemeinden verzeich-
nen ab dem Jahr 2023 Zuwachsraten, die über der 
Entwicklung der Steuereinnahmen insgesamt lie-
gen. In den Vorjahren dämpft die Verringerung 
der den Gemeinden zugewiesenen Festbeträge 
aus dem Aufkommen der Steuern vom Umsatz  – 
im Jahr  2021  –1,0  Mrd.  € gegenüber  2020 und im 
Jahr 2022 nochmals –1,3 Mrd. € – den Einnahme-
zuwachs, der trotzdem auch 2021 oberhalb des Zu-
wachses der Einnahmen insgesamt liegen dürfte.
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 10. bis 12. Mai 2021

Die Steuereinnahmen insgesamt sind im Jahr 2020 
mit 7,5 Prozent stärker zurückgegangen als das no-
minale BIP (-3,4  Prozent). Damit verringerte sich 
auch die Steuerquote um 0,97  Prozentpunkte auf 
22,20  Prozent. Im gesamten Schätzzeitraum wird 
insgesamt mit Aufkommenszuwächsen gerech-
net. Aus den neu in der Schätzung berücksichtigten 
Steuerrechtsänderungen resultieren dabei für sich 
genommen jedoch beträchtliche Einnahmemin-
derungen. Daher wird in den Jahren 2021 und 2022 
voraussichtlich die Aufkommensdynamik gegen-
über der BIP-Veränderung etwas niedriger liegen. 
Die Steuerquote geht dementsprechend in bei-
den Jahren weiter zurück bis auf 22,01 Prozent im 
Jahr 2022. Ab dem Jahr 2023 werden dann höhere 
Zuwachsraten als beim nominalen BIP erwartet, 
wobei die Steuerschätzung  – wie eingangs bereits 
erwähnt – für den Schätzzeitraum vom geltenden 
Steuerrecht ausgeht.

Aufkommensentwicklung bei 
einzelnen Steuerarten

Grundsätzlich wird die Entwicklung des Steuer-
aufkommens im Schätzzeitraum von der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung beeinflusst  Die Ab-
hängigkeit der einzelnen Steuerarten von der 
Konjunkturentwicklung ist jedoch unterschiedlich 
stark ausgeprägt. Neben der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung beeinflussen die umfangreichen 
steuerlichen Maßnahmen zur Bewältigung der Co-
rona-Krise die Einnahmeentwicklung. Dies zeigt 
der Überblick über die Erwartungen des Arbeits-
kreises „Steuerschätzungen“ für einige aufkom-
mensstarke Steuerarten im Vergleich zur Entwick-
lung des nominalen BIP und den Steuern insgesamt 
(s.  a. Tabelle  4 und Abbildung  3). Bei den Steuern 
vom Umsatz wird z. B. sowohl im Jahr 2021 als auch 
im Jahr 2022 ein deutlicher Anstieg der Einnahmen 

Entwicklung der Steuereinnahmen insgesamt und der Steuereinnahmen
von Bund, Ländern und Gemeinden im Schätzzeitraum 
Index, Basis 2019 = 100

Quelle: Bundesministerium der Finanzen basierend auf Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen” für die Jahre 2021 bis 
2025
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gegenüber dem jeweiligen Vorjahr erwartet. Dies 
liegt für  2021 auch an der Basis im Jahr  2020, die 
über die unmittelbaren wirtschaftlichen Folgen 
der Pandemie hinaus wegen der temporären Um-
satzsteuersatzsenkung im 2.  Halbjahr und ande-
rer Unterstützungsmaßnahmen für Unternehmen 
(wie Stundungen) niedriger war. Im Jahr 2021 sind 
durch die Verschiebung des Fälligkeitstermins der 

Einfuhrumsatzsteuer ebenfalls einmalig Minder-
einnahmen zu verzeichnen, der deutliche Unter-
schied zum Jahr  2022 ist jedoch vor allem auf die 
gemäß Frühjahrsprojektion zu erwartende spür-
bare Erholung der relevanten gesamtwirtschaft-
lichen Aggregate, insbesondere des privaten Kon-
sums, zurückzuführen.

Entwicklung der Einnahmen aus verschiedenen Steuerarten und des nominalen BIP 
Index, Basis 2020 = 100

Tabelle 4

2021 2022 2023 2024 2025

Nominales BIP 105,3 110,7 113,7 116,7 119,8

Steuern insgesamt 104,6 109,8 114,7 119,7 124,0

Steuern vom Umsatz 111,8 121,0 125,4 128,7 131,8

Lohnsteuer 101,0 107,1 113,1 119,4 125,9

Veranlagte Einkommensteuer 103,7 103,4 111,1 121,1 128,9

Kapitalertragsteuern1 102,3 103,0 106,2 113,6 116,4

Körperschaftsteuer 116,0 118,9 127,5 137,2 143,4

Gewerbesteuer 111,5 116,1 126,0 134,9 141,0

Übrige Steuern 96,1 97,9 99,3 100,6 102,0

1 Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag und Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge.
Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen”
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 10. bis 12. Mai 2021

Vergleich mit der letzten Schät-
zung vom November 2020

Abweichungen der Steuer ein-
nahmen insgesamt und der 
Einnahmen der Gebiets körper-
schaften

Die Entwicklung der Steuereinnahmen verlief in 
den vergangenen Monaten günstiger als noch im 
November 2020 erwartet. Hieraus sowie aus der Re-
vision wichtiger gesamtwirtschaftlicher Eckwerte 
im Rahmen des Ist-Ergebnisses für das Jahr  2020 
sowie der Frühjahrsprojektion der Bundesregie-
rung resultierte für sich genommen eine Erhö-
hung der Schätzansätze durch den Arbeitskreis 
„Steuerschätzungen“. Diese wurden jedoch durch 
die beträchtlichen Einnahmeausfälle aus den ge-
genüber November  2020 neu einzubeziehenden 

Steuerrechtsänderungen verringert. Somit wer-
den in den ersten beiden Schätzjahren für alle Ge-
bietskörperschaften zusammen geringere Einnah-
men prognostiziert als noch im November  2020 
geschätzt, während in den folgenden Schätzjahren 
nun höhere Einnahmen erwartet werden.

Konkret wurden gegenüber dem Ergebnis der 
Steuerschätzung vom November  2020 die Schätz-
ansätze des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ 
für das Jahr  2021 um 2,7  Mrd.  € verringert (Ab-
bildung  4).4 Auch für das Jahr  2022 werden noch 
um 3,9  Mrd.  € niedrigere Einnahmen als in der 

4 Eine Zusammenstellung der Abweichungen des Ergebnisses 
der Steuerschätzung Mai 2021 vom Ergebnis der 
vorhergehenden Steuerschätzung November 2020 für die 
Steuern insgesamt sowie für die Gebietskörperschaften ist in 
Anlage 2 der Pressemitteilung des BMF zur 160. Sitzung des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ zu finden unter: 
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210614

Entwicklung der Einnahmen aus verschiedenen Steuerarten und des nominalen BIP seit 2020

Index, Basis 2019 = 100

1 Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag und Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen basierend auf Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen” und der 
Frühjahrsprojektion der Bundesregierung für die Jahre 2021 bis 2025
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November-Steuerschätzung erwartet. Ab dem 
Jahr  2023 wird mit höheren Einnahmen gerech-
net. Das erwartete Plus steigt von 1,1  Mrd.  € im 
Jahr 2023 auf 9,1 Mrd. € im Jahr 2025.

Unterschiede zwischen Bund, Ländern und Ge-
meinden ergeben sich aus der Anpassung der 
Schätz ansätze bei den einzelnen Steuerarten, 
an denen die Gebietskörperschaften in jeweils 

verschiedenen Anteilen partizipieren. Im Jahr 2021 
wurden den Ländern zudem höhere Umsatzsteu-
eranteile zulasten des Bundes zugewiesen. Dahin-
ter steht die Änderung der Umsatzsteuerverteilung 
durch das Gesetz zur Anpassung der Ergänzungs-
zuweisungen des Bundes nach §  11  Abs.  4 des Fi-
nanzausgleichsgesetzes und zur Beteiligung des 
Bundes an den flüchtlingsbezogenen Kosten der 
Länder vom 3. Dezember 2020.

Abweichung der Steuereinnahmen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2021 
vom Ergebnis der Steuerschätzung November 2020
in Mrd. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen basierend auf Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 10. bis 12. Mai 2021

Abweichungen nach Steuerarten

Die Abweichungen im Schätzansatz Mai  2021 ge-
genüber dem Ansatz vom November  2020 lassen 
sich bei den einzelnen Steuerarten auf Änderun-
gen in der erwarteten Entwicklung der gesamt-
wirtschaftlichen Bemessungsgrundlagen und 

geänderte Erwartungen zur weiteren Einnahme-
entwicklung aufgrund der aktuellen Kassenent-
wicklung zurückführen. Weiterhin hatten neu zu 
berücksichtigende Steuerrechtsänderungen ei-
nen beträchtlichen Einfluss auf das Ergebnis. Eine 
Übersicht zu den Abweichungen bei den wichtigs-
ten Steuerarten bietet Tabelle 5.

2021 2022 2023 2024 2025

Lohnsteuer -9.500 -9.450 -9.950 -10.150 -10.700

Veranlagte Einkommensteuer 1.850 250 650 1.600 2.500

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 3.000 850 -150 1.550 2.100

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge 1.150 1.050 950 950 1.000

Körperschaftsteuer 2.200 800 1.800 2.550 3.150

Steuern vom Umsatz -2.700 450 2.650 3.450 3.750

Gewerbesteuer 1.150 750 3.550 4.800 5.500

Bundessteuern zusammen -882 -33 137 177 317

Energiesteuer -700 50 50 50 50

Stromsteuer -140 0 0 0 0

Tabaksteuer 270 220 220 220 230

Versicherungsteuer 0 0 0 0 0

Solidaritätszuschlag 100 -200 -200 -100 0

Kraftfahrzeugsteuer 0 0 0 0 0

Übrige Bundessteuern -412 -103 67 7 37

Ländersteuern zusammen 1.234 1.215 1.215 1.215 1.215

Gemeindesteuern (ohne Gewerbesteuer) -235 175 195 210 245

Zölle 0 50 50 50 50

Steuereinnahmen insgesamt -2.733 -3.893 1.097 6.402 9.127

Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen”

Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2021 vom Ergebnis der 
Steuerschätzung November 2020 nach Steuerarten 

in Mio. €

Tabelle 4
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Fazit

Zwar hat das pandemische Geschehen über die 
Wintermonate die wirtschaftliche Erholung zwi-
schenzeitlich unterbrochen. Der Impffortschritt 
und die deutlich anziehende globale Nachfrage 
lassen die konjunkturellen Aussichten jedoch zu-
nehmend positiv erscheinen. Insbesondere die ex-
portorientierte deutsche Industrie profit ert vom 
globalen Umfeld. Volle Auftragsbücher deuten hier 
auf eine anhaltende Aufwärtsdynamik hin. Im wei-
teren Verlauf des Jahres ist im Zuge einer Eindäm-
mung der Pandemie und damit einhergehend zu-
nehmender Rücknahme von pandemiebedingten 
Einschränkungen auch mit einer nachhaltigen Er-
holung im Dienstleistungsbereich und bei den pri-
vaten Konsumausgaben zu rechnen. All das dürfte 

sich auch bei den Steuereinnahmen positiv be-
merkbar machen, wie die aktuelle Steuerschätzung 
zeigt. Die prognostizierten Steuereinnahmen lie-
gen in der Summe von 2021 bis einschließlich 2025 
um 10 Mrd. € höher im Vergleich zur Schätzung im 
November  2020. Und dies, obwohl der Staat auf-
grund zielgerichteter steuerlicher Maßnahmen  – 
insbesondere auch zur Bewältigung der Folgen der 
Pandemie – auf Steuereinnahmen in Höhe von ins-
gesamt 83 Mrd. € im Zeitraum 2021 bis 2025 ver-
zichtet. Diese Mindereinnahmen können durch die 
aufwärtsgerichtete weitere Wirtschaftsentwick-
lung und die damit verbundenen konjunkturbe-
dingten Mehreinnahmen mehr als ausgeglichen 
werden. All das zeigt, dass die entschlossene Hilfs-
politik der Bundesregierung wirkt.
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Einleitung

Der folgende Beitrag bietet einen vergleichenden 
Überblick zur internationalen Besteuerung. Da-
bei werden die Ergebnisse aus der Neuauflage der 
BMF-Broschüre „Die wichtigsten Steuern im inter-
nationalen Vergleich 2020“1 zusammengefasst. Die 
Ländervergleiche erstrecken sich auf die EU-Staa-
ten und einige andere Industriestaaten (USA, Ka-
nada, Japan, Vereinigtes Königreich, die Schweiz 
und Norwegen). Sie geben grundsätzlich den 
Rechtsstand zum Ende des Jahres  2020 wieder, 
abgesehen vom letzten verfügbaren Vergleichs-
jahr  2019 für die Steuer-  und Abgabenquoten, die 
von der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) veröffentlicht 

1 Die ausführliche Broschüre „Die wichtigsten Steuern im 
internationalen Vergleich 2020“ kann auf der BMF-Website 
unter http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210621 
heruntergeladen werden.

werden. Angekündigte oder beschlossene Maßnah-
men, die sich erst ab dem Jahr 2021 auswirken, sind 
noch nicht erfasst. Dies gilt auch für die sehr weit 
gediehenen Vorschläge der OECD zur Besteuerung 
multinationaler Unternehmen. Sinnvolle Schluss-
folgerungen ergeben sich bei vielen Vergleichen 
erst aus dem Gesamtkontext. Dies gilt insbesondere 
für das Zusammenspiel von nominalen Steuersät-
zen und unterschiedlich ausgestalteten Bemes-
sungsgrundlagen in den einzelnen Staaten.

Gesamtwirtschaftliche 
Kennzahlen

Gesamtwirtschaftliche Steuerquoten weisen die in 
einer Volkswirtschaft gezahlten Steuern bezogen 
auf die Wirtschaftsleistung aus. Die Aussagekraft 
dieser Steuerquoten ist jedoch begrenzt, weil die in 
den Vergleich einbezogenen Staaten ihre staatlichen 
Sozialversicherungssysteme in unterschiedlichem 

Die wichtigsten Steuern im internationalen 
Vergleich

 ● Die deutsche Abgabenquote – d. h. das Verhältnis der Steuern und Sozialabgaben zum Brut-
toinlandsprodukt – lag mit 38,8 Prozent im Jahr 2019 international im oberen Mittelfeld. Die 
tarifl che Besteuerung des Gewinns von Kapitalgesellschaften blieb im Jahr 2020 in Deutsch-
land insgesamt knapp unter 30 Prozent. Der im Jahr 2020 erhobene Umsatzsteuerregelsatz von 
19 Prozent (beziehungsweise befristet 16 Prozent) lag im EU-Vergleich im unteren Drittel.

 ● Im internationalen Umfeld blieben die Unternehmensteuersätze im Jahr 2020 weitestgehend 
stabil. In verschiedenen Staaten wurden als Corona-Maßnahmen Verlustvor- und -rückträge 
ausgeweitet. Zudem wurden in einigen Staaten – wie in Deutschland – die Umsatzsteuersätze 
befristet ermäßigt.

 ● Den Steuern und Abgaben stehen in Deutschland umfangreiche öffentliche Leistungen und 
gut ausgebaute soziale Sicherungssysteme gegenüber. Gerade in der Corona-Pandemie zeigt 
sich die Leistungsfähigkeit Deutschlands. Um die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger zu 
schützen, Arbeitsplätze und Unternehmen zu stützen und um den sozialen Zusammenhalt zu 
bewahren, wurden die größten Hilfspakete in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
auf den Weg gebracht.

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210621
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Ausmaß über eigenständige Sozialbeiträge (die nicht 
in der Steuerquote enthalten sind) oder aus allgemei-
nen Haushaltsmitteln und damit über entsprechend 
höhere Steuern finanz eren. Erst die Abgabenquote, 
die sowohl Steuern als auch Beiträge zur Sozialver-
sicherung ins Verhältnis zum Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) setzt, ermöglicht einen gesamtwirtschaft-
lich sinnvollen Steuer- und Abgabenvergleich.

Abbildung  1 zeigt, dass nach den Abgrenzungs-
merkmalen der OECD (Revenue Statistics mit letz-
tem Vergleichsjahr 2019) die Abgabenquote insbe-
sondere in den meisten skandinavischen Staaten, 

aber auch in Frankreich, Belgien, Italien und Ös-
terreich vergleichsweise hoch ist (>40 Prozent). Da-
gegen weisen Irland, die USA und die Schweiz re-
lativ niedrige Abgabenniveaus auf (<30 Prozent). 
Die deutsche Abgabenquote bewegt sich im oberen 
Mittelfeld (2019: 38,8  Prozent). Die niedrigste Ab-
gabenquote weist im Jahr 2019 Irland mit 22,7 Pro-
zent auf; das höchste Abgabenniveau findet sich 
mit 46,3 Prozent in Dänemark. Die deutsche Steu-
erquote betrug im Jahr 2019 24,1 Prozent. Hier rah-
men die USA mit 18,4 Prozent am unteren und Dä-
nemark mit 46,3 Prozent am oberen Rand das Feld 
der Vergleichsstaaten ein.

Steuer- und Abgabenquoten 2019
in % des BIP

1    Stand 2018.

Quelle: OECD (Hrsg.), Revenue Statistics 1965-2019, Paris 2020
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Die wichtigsten Steuern im internationalen Vergleich

Besteuerung des Gewinns von 
Kapitalgesellschaften

Den nominalen Steuersätzen wird oft eine Signal-
funktion bei internationalen Besteuerungsverglei-
chen zugesprochen. Die tatsächliche oder auch ef-
fektive Steuerbelastung ergibt sich jedoch erst 
aus dem Zusammenspiel von Steuerbemessungs-
grundlage und tarifl chem Steuersatz. Dieser Arti-
kel beschränkt sich auf einen Vergleich der tarifl -
chen Besteuerung von Kapitalgesellschaften. Im 

Jahr 2020 senkten Belgien und Frankreich ihre no-
minalen Körperschaftsteuersätze. In den übrigen 
untersuchten Staaten blieben die nominalen Stan-
dardsätze unverändert.

Über die zentralstaatliche Ebene hinaus erhe-
ben in mehreren Staaten nachgeordnete Gebiets-
körperschaften (Einzelstaaten, Provinzen, Regio-
nen, Gemeinden) noch eigene Körperschaftsteuern 
oder ihnen ähnliche Steuern, wie z. B. in Deutsch-
land und Luxemburg die Gewerbesteuer. Hinzu 

Unternehmensbesteuerung 2020 im internationalen Vergleich
Tarifliche Besteuerung des Gewinns von Kapitalgesellschaften 2020 (Körperschaftsteuern, Gewerbe-
ertragsteuern und vergleichbare andere Steuern des Zentralstaats und der Gebietskörperschaften)

nominal in %

Quelle: Bundeszentralamt für Steuern
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kommen vielfach Zuschläge auf verschiedenen 
staatlichen Ebenen. Die Höhe all dieser die Kapit-
algesellschaften betreffenden Unternehmensteu-
ern, die bei der Ermittlung der Bemessungsgrund-
lage den Gewinn zugrunde legen, ist in Abbildung 2 
dargestellt. Zu beachten ist, dass die von lokalen 
Gebietskörperschaften erhobenen Steuern von 
der Steuerbemessungsgrundlage der übergeord-
neten Gebietskörperschaften in manchen Staaten 
abzugsfähig sind (z. B. in Japan und den USA). Die 
Gesamtsteuerbelastung auf Unternehmensebene 
ergibt sich demzufolge aus einer abgestuften Rech-
nung und nicht aus einer einfachen Addition der 
nominalen Steuersätze der einzelnen Steuern. Die 
steuertarifl che Gesamtbelastung von Kapitalge-
sellschaften reicht im Jahr 2020 von 10 Prozent in 
Bulgarien bis über 30  Prozent in Japan (ohne den 
Sonderfall Malta mit eigenen Sondersätzen bezie-
hungsweise -regelungen). Deutschland bleibt wei-
terhin knapp unterhalb einer tarifl chen Gesamt-
besteuerungsmarke von 30  Prozent. Im Jahr  2020 
blieben die Unternehmenssteuersätze in den meis-
ten betrachteten Staaten weitestgehend stabil.

Einkommen-/Lohnsteuer 
und Sozialabgaben auf 
Arbeitseinkommen

Für Arbeitnehmerhaushalte in verschiedenen Fa-
milienverhältnissen und Einkommensgruppen 
veröffentlicht die OECD regelmäßig eine interna-
tional vergleichende Untersuchung.2 Abbildung  3 
zeigt für das Jahr 2020 die Besteuerung des durch-
schnittlichen Bruttoarbeitslohns eines Arbeitneh-
merhaushalts mit Lohn-  oder Einkommensteuer 
klassifiz ert nach verschiedenen Familienverhält-
nissen (alleinstehend, Familie als Allein-  und als 
Doppelverdienende). In vielen Ländern sorgen 
Maßnahmen im Rahmen der Familienbesteue-
rung für eine Besserstellung von Familien mit Kin-
dern (so auch deutlich erkennbar in Deutschland 
bei Durchschnittsverdienerinnen und -verdienern 
vor allem durch das Kindergeld). Abbildung 4 stellt 
unter zusätzlicher Berücksichtigung des Arbeit-
nehmeranteils zur Sozialversicherung den Steuer- 
und Abgabenanteil am Bruttoarbeitslohn dar. Die 
Einkommensteueranteile blieben dabei gegenüber 
dem Vorjahr weitestgehend konstant.

2 Die aktuelle Ausgabe der Taxing Wages der OECD ist abrufbar 
unter https://www.oecd.org/tax/taxing-wages-20725124.htm
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Die wichtigsten Steuern im internationalen Vergleich

Einkommen-/Lohnsteuer bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 2020
in % des Bruttoarbeitslohns1

1   Definiert als Lohnsteuer (gegebenfalls  einschließlich anteiliger Lohnsummensteuer), gemindert um die familienbezogenen
  Leistungen (z. B. Kindergeld). Ein negativer Wert bedeutet insgesamt unter Berücksichtigung von Einkommen-/  
  Lohnsteuerzahlungen und empfangener Familienleistungen eine Steuergutschrift beziehungsweise -erstattung.

Quelle: OECD (Hrsg.), Taxing Wages 2019 - 2020, Paris 2021
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Sozialabgaben und Einkommen-/Lohnsteuer bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 2020        
in % des Bruttoarbeitslohns1

1   Definiert als Arbeitnehmerbeitrag zur Sozialversicherung und Lohnsteuer (gegebenenfalls einschließlich anteiliger
  Lohnsummensteuer), gemindert um die familienbezogenen Leistungen (z. B. Kindergeld). Ein negativer Wert bedeutet insgesamt
  unter Berücksichtigung von Einkommen-/Lohnsteuerzahlungen und empfangener Familienleistungen eine Steuergutschrift
  beziehungsweise -erstattung.

Quelle: OECD (Hrsg.), Taxing Wages 2019 - 2020, Paris 2021
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Die wichtigsten Steuern im internationalen Vergleich

Umsatzsteuer-Normalsätze in der EU 2020
in %

Quelle: Bundeszentralamt für Steuern
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Umsatzsteuersätze

In den meisten Industriestaaten blie-
ben die Umsatzsteuersätze im Jahr  2020 un-
verändert. Der in Deutschland im Jahr  2020 

erhobene Umsatzsteuerregelsatz von 19  Prozent 
(beziehungsweise 16  Prozent von Juli bis Dezem-
ber) liegt im EU-Vergleich im unteren Drittel (siehe 
Abbildung 5).

Abbildung 5
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Fazit

Deutschland verfügt insgesamt über ein leistungs-
gerechtes und faires Steuersystem. Den Steuern 
und Abgaben steht ein hohes Niveau an öffentli-
chen Leistungen gegenüber. Die Bürgerinnen und 
Bürger profit eren vor allem von gut ausgebau-
ten sozialen Sicherungssystemen und größten-
teils gebührenfreier öffentlicher Infrastruktur (u. a. 
in Schulen, Hochschulen, zunehmend auch Kitas). 
Aktuell zeigt sich die Leistungsfähigkeit des Staats 
insbesondere an einem im internationalen Ver-
gleich gut ausgestatteten Gesundheitswesen und 
umfangreichen Unterstützungsmaßnahmen für 
Beschäftigte, Selbstständige und Unternehmen. Ein 
verlässlicher Sozialstaat und die fiskalische Fähig-
keit zu effektivem Handeln geben den Menschen 
Sicherheit und sind wichtige ökonomische Fakto-
ren, nicht zuletzt, um die gegenwärtige Krise und 
deren Folgen gut zu bewältigen.

Unternehmen berücksichtigen bei der Standort-
auswahl neben dem Besteuerungsniveau auch 
die „Leistungsseite“ eines Standorts, wie etwa 

Infrastruktur, Qualifikat on der Fachkräfte, öffent-
liche Sicherheit und eine effiz ente Verwaltung. Die 
deutschen Unternehmen sind in der Gesamtschau 
wettbewerbsfähig und erfolgreich auf den inter-
nationalen Märkten tätig. Unterstützung erhalten 
sie in der Corona-Pandemie u.  a. durch umfang-
reiche Kredit- und Bürgschaftsprogramme. Steu-
erliche Hilfen, u.  a. in Form von Stundungen von 
Steuerschulden und Anpassungen von Steuervo-
rauszahlungen, haben zur Liquiditätsverbesserung 
beigetragen. Durch die von der Bundesregierung 
beschlossenen Hilfspakete werden Unterneh-
men unterstützt und Investitionen erleichtert, z. B. 
durch die Ausweitung des Verlustrücktrags und 
verbesserte Abschreibungsmöglichkeiten. Zusätz-
liche öffentliche Investitionen in nachhaltige Zu-
kunftstechnologien, Klimaschutz, Digitalisierung, 
Gesundheit und Bildung tragen nicht nur zur Kri-
senbewältigung bei, sondern sichern auch die Wett-
bewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland in der 
Zukunft und unterstützen die Transformation der 
deutschen Volkswirtschaft zu nachhaltigen Struk-
turen sowie das Erreichen der Klimaziele.
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Ausgangslage

Die deutsche Wirtschaft ist nach einer zehnjäh-
rigen Expansionsphase im Corona-Pandemie-
jahr 2020 in eine tiefe Rezession geraten. Im Jahres-
verlauf folgte dabei auf einen historisch einmaligen 
Einbruch der Wirtschaftsleistung im Frühjahr eine 
durch umfangreiche staatliche Maßnahmen ge-
stützte deutliche Erholung. Im Winterhalbjahr 
belasteten dann Pandemie und Eindämmungs-
maßnahmen die wirtschaftliche Dynamik wieder 
spürbar. Die Bundesregierung hat auf diese Situa-
tion reagiert, indem erneut zeitnah umfangreiche 
Hilfsprogramme für Bürgerinnen und Bürger so-
wie Unternehmen aufgelegt wurden, was sich auch 
im Nachtragshaushalt widerspiegelt. Dies hat das 
wirtschaftliche Geschehen gestützt und trägt dazu 
bei, den Boden für eine anhaltende wirtschaftliche 
Aufwärtsbewegung in diesem Jahr zu bereiten.

Für das laufende Jahr ist mit einem deutlichen An-
stieg der Wirtschaftsleistung zu rechnen. Kräftige 
Impulse werden bei einer aufwärtsgerichteten glo-
balen Konjunktur aus dem Außenhandel erwar-
tet. Im Zuge von nachhaltigen Öffnungsschritten 
ist dann auch mit einer deutlichen Belebung der 
Dienstleistungskonjunktur zu rechnen. Grund-
sätzlich werden für das laufende Jahr Anstiege in 
allen Verwendungskomponenten erwartet. Dabei 
dürften vom privaten Konsum insbesondere in der 
zweiten Jahreshälfte kräftige Impulse ausgehen. 
Der Staatskonsum dürfte weiterhin spürbar zule-
gen. In der Industrie spricht der hohe Auftragsbe-
stand für Kapazitätserweiterungen und dement-
sprechend kräftige Investitionen in Ausrüstungen. 
Auch auf dem Arbeitsmarkt wird eine Erholung er-
wartet. So dürfte die Beschäftigung im Jahresver-
lauf ansteigen, während die Kurzarbeit sukzessive 
abgebaut wird.

Nachtragshaushalt 2021 des Bundes 
(Sollbericht)

 ● Mit dem Nachtragshaushalt wird der Beschluss des Bundeshaushalts 2021 vom Dezember 2020 
an das veränderte Pandemiegeschehen angepasst, um den Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie auch weiterhin wirksam und entschlossen entgegenzutreten und die finanzp litische 
Handlungsfähigkeit im weiteren Jahresverlauf sicherzustellen.

 ● Zur Finanzierung der Mehrausgaben und Mindereinnahmen sieht der Nachtragshaushalt eine 
Kreditermächtigung von 240,2 Mrd. € vor. Die Nettokreditaufnahme (NKA) fällt damit um rund 
60,4 Mrd. € höher aus als bisher im Soll 2021 ohne Nachtrag geplant. Allerdings wird sich die ur-
sprünglich erwartete Gesamtverschuldung im Jahr 2020 und im Jahr 2021 trotz der zusätzlichen 
Kredite nicht erhöhen, da die Kreditermächtigung 2020 nicht voll benötigt wurde.

 ● Die verfassungsrechtliche Obergrenze für die strukturelle NKA (0,35 Prozent des Bruttoinlands-
produkts) wird deutlich um rund 216,4 Mrd. € überschritten. Der Deutsche Bundestag hat die 
Inanspruchnahme der Ausnahmeregelung des Grundgesetzes für außergewöhnliche Notsituati-
onen beschlossen.
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Die Verbraucherpreise dürften in diesem Jahr deut-
lich stärker steigen als im Jahr  2020, in dem das 
Verbraucherpreisniveau im Jahresdurchschnitt 
nur um 0,5  Prozent gestiegen ist. Hauptsächliche 
Gründe sind einerseits die Energiepreisentwick-
lung (Rohölpreis, CO2-Bepreisung) sowie anderer-
seits das Auslaufen der temporären Reduzierung 
der Umsatzsteuersätze zu Jahresbeginn und zudem 
ein Basiseffekt zur Jahresmitte.

Gesamtübersicht

Mit einem Nachtragshaushaltsgesetz  2021, ver-
öffentlicht im BGBl.  I  Nr.  29  S.  1410, wurde die 
Haushaltsplanung an die aktuellen Entwicklun-
gen angepasst. Es wird damit dem seit Beschluss 
des Bundeshaushalts 2021 im Dezember 2020 ver-
änderten Pandemiegeschehen mit zusätzlich er-
forderlichen Hilfs- und Schutzmaßnahmen so-
wie einer angepassten umfassenden Impf- und 
Testkampagne Rechnung getragen und die fi-
nanzpolitische Handlungsfähigkeit für den weite-
ren Jahresverlauf sichergestellt. Das ursprüngliche 
Haushaltsgesetz 2021 ist am 29. Dezember 2020 im 
Bundesgesetzblatt (BGBl.  I Nr. 66 S. 3208) verkün-
det und im Monatsbericht Februar  2021 erläutert 
worden.1

Der Nachtragshaushalt sieht vor, dass die Aus-
gaben auf 547,7  Mrd.  € steigen. Die zusätzlichen 
ausgabenseitigen Maßnahmen im Vergleich zum 

1 Monatsbericht Februar „Sollbericht 2021 Einnahmen und 
Ausgaben des Bundeshaushalts“.

ursprünglichen Soll umfassen damit ein Volumen 
von 49,1 Mrd. €. Mehrausgaben sind insbesondere 
für die Beschaffung von Impfstoffen (+6,2 Mrd. €) 
und die Aufstockung von Mitteln für Maßnah-
men zur Unterstützung von Bürgerinnen und Bür-
gern, Unternehmen und Selbständigen notwendig 
geworden.

Der Nachtragshaushalt umfasst Einnahmen (ohne 
Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt und 
Münzeinnahmen) in Höhe von 307,3  Mrd.  €. Da-
mit belaufen sich die erwarteten Mindereinnah-
men gegenüber dem ursprünglichen Soll auf rund 
11,3 Mrd. €. Der überwiegende Teil ist auf Steuer-
mindereinnahmen von insgesamt 8,8  Mrd.  € auf-
grund von geringeren Einnahmeerwartungen und 
steuerliche Maßnahmen zurückzuführen.

Zur Finanzierung der Belastungen sieht der Nach-
tragshaushalt eine Kreditermächtigung von 
240,2  Mrd.  € vor. Die NKA fällt damit um rund 
60,4  Mrd.  € höher aus als im Soll ohne Nachtrag 
vom Dezember  2020 geplant. Der Bundestag hat 
entsprechend der Ausnahmeregelung des Grund-
gesetzes  (GG) für außergewöhnliche Notsituati-
onen (Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG) beschlossen, dass 
der Bund in diesem Jahr die für ihn ansonsten bin-
dende Kreditobergrenze von 0,35 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts (BIP) überschreiten darf.

Die Tabelle  1 zeigt die Gesamtübersicht des 
Nachtragshaushalts 2021.
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Nachtragshaushalt 2021 des Bundes (Sollbericht)

Gesamtübersicht

Ist 2020 Soll 2021¹ Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. € in %

Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Ausgaben zusammen² 441.798 547.726 +105.928 +24,0

2. Einnahmen zusammen³ 311.085 307.314 -3.771 -1,2

Steuereinnahmen 283.254 284.024 +770 +0,3

Sonstige Einnahmen (ohne Münzeinnahmen) 27.831 23.290 -4.541 -16,3

3. Saldo der durchlaufenden Mittel  0  0 X X

Einnahmen ./. Ausgaben + Saldo der 
durchlaufenden Mittel = Finanzierungssaldo

-130.713 -240.412 -109.699 X

Verwendung des Finanzierungssaldos

Nettokreditaufnahme 130.464 240.176 +109.711 X

Münzeinnahmen (nur Umlaufmünzen)  248  236 -12 -4,9

Zuführung (-)/Entnahme (+) Rücklage  0  0 X X

nachrichtlich:

Investive Ausgaben 50.348 59.268 +8.919 +17,7

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021  

vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).
2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
3 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 1

Ausgaben und Einnahmen

Die geplanten Ausgaben des Bundes für das Haus-
haltsjahr 2021 betragen rund 547,7 Mrd. €. Sie lie-
gen damit um 24,0 Prozent über den Ist-Ausgaben 
des Jahres 2020. Die Primärausgaben – Gesamtaus-
gaben ohne Zinsausgaben  – stiegen um 23,4  Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr. Die Steuereinnahmen 
und sonstigen Einnahmen (Verwaltungseinnah-
men) sind insgesamt mit 307,3 Mrd. € veranschlagt. 
Damit wird das Ergebnis des Vorjahres um 1,2 Pro-
zent unterschritten. Dabei liegen die Steuereinnah-
men leicht über dem Vorjahresniveau (+0,3  Pro-
zent). Die sonstigen Einnahmen unterschreiten 
das Niveau des Vorjahres deutlich um 16,3 Prozent 
beziehungsweise 4,5  Mrd.  € (vergleiche Abschnitt 
„Sonstige Einnahmen“).

Finanzierungssaldo

Aus der Differenz von Einnahmen und Ausgaben 
ergibt sich für das Haushaltsjahr  2021 ein Finan-
zierungsdefizit von rund 240,4 Mrd. €. Zur Finan-
zierung des Defizits wurde dem Bundeshaushalt 
eine Kreditermächtigung über 240,2 Mrd. € erteilt. 
Das verbleibende Defizit von rund 0,2 Mrd. € wird 
durch Münzeinnahmen (nur Umlaufmünzen) fi-
nanziert. Damit sieht der Nachtragshaushalt eine 
NKA vor, die um rund 60,4 Mrd. € höher ausfällt als 
für das Soll  2021 ohne Nachtrag vorgesehen war. 
Die NKA gemäß Ist  2020 (130,5  Mrd.  € NKA) und 
Nachtragshaushalt  2021 zusammen betrachtet er-
gibt jedoch eine um rund 27 Mrd. € geringere NKA 
als ursprünglich für die Jahre  2020 und  2021 ins-
gesamt geplant war (2020: 217,8 Mrd. € und 2021: 
179,8 Mrd. €).
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Entwicklung wesentlicher finanz- 
und wirtschaftspolitischer 
Kennziffern

Die nachfolgenden Kennziffern zeigen Beziehun-
gen der Einnahmen und Ausgaben des Nachtrags-
haushalts  2021 untereinander und zu externen 
Faktoren. Auch in den Kennziffern spiegeln sich die 
finanz ellen Auswirkungen der COVID-19-Pande-
mie deutlich wider.

 ● Die Ausgabenquote ergibt sich aus den Ge-
samtausgaben des Bundeshaushalts in Relation 
zur Wirtschaftsleistung in Deutschland. Die 
Quote steigt im Nachtragshaushalt 2021 gegen-
über dem Ist des Jahres 2020 um 2,4 Prozent-
punkte auf 15,6 Prozent. Dabei fällt der Anstieg 
der Ausgaben gegenüber dem Vorjahr erheb-
lich stärker ins Gewicht als der BIP-Anstieg.

 ● Die Zinsausgabenquote bezeichnet den An-
teil der Zinsausgaben an den Gesamtaus-
gaben des Bundeshaushalts. Im Jahr 2021 liegt 
die Quote gemäß Nachtrag bei 1,9 Prozent. 
Im Jahr 2008, dem Jahr des Ausbruchs der Fi-
nanzkrise 2008/2009, lag der Anteil wesentlich 
höher bei 14,2 Prozent der Gesamtausgaben.

 ● Die Zins-Steuer-Quote zeigt, wieviel Prozent 
der Steuereinnahmen für Zinsausgaben ver-
wendet werden. Die Quote steigt gegenüber 
dem Ist 2020 um 1,3 Prozentpunkte auf ein Ni-
veau von 3,6 Prozent.

 ● Die Steuerfinanzierungsquote weist den An-
teil der durch Steuereinnahmen gedeckten Ge-
samtausgaben des Bundeshaushalts aus. Dieser 
Anteil liegt im Soll des Jahres 2021 bei 51,9 Pro-
zent nach 64,1 Prozent im Ist des Jahres 2020 
und 95,9 Prozent im Jahr 2019, also dem Jahr 
vor der Corona-Krise. Krisenbedingt ist die 
Steuerfinanz erungsquote 2021 die bislang 
niedrigste für einen Bundeshaushalt.

Einhaltung der 
grundgesetzlichen 
Regel zur Begrenzung 
der Neuverschuldung 
(Schuldenbremse)

Nach Art. 115 Abs. 2 GG darf die strukturelle NKA 
des Bundes 0,35 Prozent des nominalen BIP nicht 
überschreiten. In dem gleichen Absatz des Artikels 
wird mit Satz 6 geregelt, dass im Falle von Natur-
katastrophen oder außergewöhnlichen Notsitua-
tionen, die sich der Kontrolle des Staats entziehen 
und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträch-
tigen, diese Kreditobergrenze auf Grundlage ei-
nes Beschlusses der Mehrheit der Mitglieder des 
Deutschen Bundestags überschritten werden darf 
und ein Tilgungsplan zu beschließen ist.2 Gemäß 
§  4 Verordnung über das Verfahren zur Bestim-
mung der Konjunkturkomponente nach §  5 des 
Artikel  115-Gesetzes ist bei Nachträgen die zum 
Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung ermittelte 
Konjunkturkomponente an die zwischenzeitlich 
veränderte Einschätzung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung im Haushaltsjahr anzupassen.

Mit dem Nachtragshaushaltsgesetz 2021 wurde der 
Bundeshaushalt ermächtigt, Kredite in Höhe von 
rund 240,2  Mrd.  € aufzunehmen. Für zu berück-
sichtigende Sondervermögen werden negative Fi-
nanzierungssalden von insgesamt 17,6  Mrd.  € er-
wartet. Die für die Schuldenbremse relevante NKA 
beträgt damit 257,8 Mrd. €. Die um konjunkturelle 
Effekte und um finanz elle Transaktionen berei-
nigte strukturelle NKA beläuft sich auf 6,62  Pro-
zent des BIP (228,4  Mrd.  €). Die Obergrenze für 
die strukturelle NKA von 0,35  Prozent des BIP 
(12,1  Mrd.  €), wird damit deutlich überschritten, 
und zwar um 216,4  Mrd.  €. Der Deutsche Bun-
destag hat entsprechend der Ausnahmeregelung 
im GG (Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG) beschlossen, dass 
eine außergewöhnliche Notsituation, die sich der 
Kontrolle des Staats entzieht und die staatliche Fi-
nanzlage erheblich beeinträchtigt, vorliegt und der 

2 Siehe auch Kompendium zur Schuldenbremse unter  
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210632
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Nachtragshaushalt 2021 des Bundes (Sollbericht)

Bund damit in diesem Jahr erneut die für ihn an-
sonsten bindende Kreditobergrenze in Höhe von 
0,35  Prozent des BIP überschreiten darf. Der Be-
schluss des Bundestags wurde gemäß Art. 115 Abs. 2 
Satz 7 GG mit folgendem Tilgungsplan verbunden: 
Die im Bundeshaushalt 2021 aufgrund der Ausnah-
meregelung gemäß Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG aufge-
nommenen Kredite zur Finanzierung seiner Ausga-
ben werden im Bundeshaushalt 2026 sowie in den 
folgenden sechzehn Haushaltsjahren zurückge-
führt. Die Rückführung erfolgt in Höhe von jeweils 

einem Siebzehntel des Betrags der Kreditaufnahme, 
der nach Abschluss des Bundeshaushalts  2021 die 
nach Art. 115 Abs. 2 Satz 2 und Satz 3 GG zulässige 
Verschuldung überstiegen hat. Diese Tilgungsver-
pfl chtung tritt zu der am 2.  Juli  2020 vom Deut-
schen Bundestag beschlossenen Tilgungsverpfl ch-
tung für das Haushaltsjahr 2020 hinzu.

Die Berechnung der im Haushaltsjahr  2021 auf 
Grundlage des Nachtragshaushalts 2021 zulässigen 
NKA ist in Tabelle 2 dargestellt.

Komponenten zur Berechnung der zulässigen Nettokreditaufnahme gemäß 
Nachtragshaushaltsgesetz 2021

Tabelle 2

Soll 20211 Nachtrag 2021²

in Mrd. €

1 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (in % des BIP) 0,35

2 Nominales BIP des der Haushaltsaufstellung vorangegangenen 
Jahres (Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung)

3.449,1

3 Abbauverpflichtung (3a) + (3b) -

3a Gemäß Tilgungsplan (Art. 115 Abs. 2 Satz 7 GG) -

3b Aus Kontrollkonto -

4 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme mit Abbauver-
pflichtung (1) x (2) - (3)

12,1

in % des BIP 0,35

5 Konjunkturkomponente 
Soll: (5a) x (5c) 
Nachtrag: [(5a) + (5b)] x (5c)

-12,8 -24,0

5a nominale Produktionslücke (Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung) -63,3

5b Anpassung an tatsächliche wirtschaftliche Entwicklung 
[Nachtrag (5ba) - Soll (5ba)] % x (5bb)

- -54,8

5ba Nominales BIP (% gegenüber Vorjahr) 6,0 4,3

5bb Nominales BIP des Vorjahres - 3332,2

5c Budgetsensitivität (ohne Einheit) 0,203
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Komponenten zur Berechnung der zulässigen Nettokreditaufnahme gemäß 
Nachtragshaushaltsgesetz 2021

noch Tabelle 2

Soll 2021¹ Nachtrag 2021²

in Mrd. €

6 Saldo finanzieller Transaktionen -8,5 -5,4

6a Einnahmen aus finanziellen Transaktionen 1,0 1,0

6aa Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Bundeshaushalt 1,0 1,0

6ab Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Sondervermögen - -

6aba Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Energie- und Klimafonds - -

6abb  Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Aufbauhilfefonds - -

6abc Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Kommunalinvestitions-
förderungsfonds

- -

6abd Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Fonds Digitale Infrastruk-
tur

- -

6abe Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Fonds Ausbau ganztägi-
ger Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder im Grundschul-
alter

-

6b Ausgaben aus finanziellen Transaktionen 9,4 6,3

6ba Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Bundeshaushalt 9,4 6,3

6bb Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Sondervermögen - -

6bba Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Energie- und Klimafonds - -

6bbb Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Aufbauhilfefonds - -

6bbc Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Kommunalinvestitionsför-
derungsfonds

- -

6bbd Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Fonds Digitale 
Infrastruktur

- -

6bbe Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Fonds Ausbau ganztägiger 
Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder im Grundschulalter

- -

7 Zulässige Nettokreditaufnahme 
(4) - (5) - (6)

33,4 41,4

8 Nettokreditaufnahme³ (8a) - (8b) 197,6 257,8

8a Nettokreditaufnahme Bundeshaushalt 179,8 240,2

8b Finanzierungssalden Sondervermögen -17,8 -17,6

8ba Finanzierungssaldo Energie- und Klimafonds -13,8 -13,8

8bb Finanzierungssaldo Aufbauhilfefonds -0,3 -0,5

8bc Finanzierungssaldo Kommunalinvestitionsförderungsfonds -1,4 -1,5

8bd Finanzierungssaldo Fonds Digitale Infrastruktur -1,8 -1,8

8be Finanzierungssaldo Fonds Ausbau ganztägiger Bildungs- und 
Betreuungsangebote für Kinder im Grundschulalter

-0,4 0,0

9 Strukturelle Nettokreditaufnahme 
(8) + (5) + (6) 
in % des BIP

176,3 
 

5,11

228,4 
 

6,62

10 Überschreitung der zulässigen Nettokreditaufnahme aufgrund 
Ausnahmeregelung Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG 
(8) - (7) oder (9) - (4)

164,2 216,4

Abweichungen in den Summen und in den Produkten durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Soll 2021: bezieht sich auf das Haushaltsgesetz 2021 verkündet am 29. Dezember 2020 im BGBl. I Nr. 66 S. 3208.
2 Nachtrag 2021: bezieht sich auf das Nachtragshaushaltsgsetz 2021 verkündet am 9. Juni 2021 im BGBl. I 2021 Nr. 29, S. 1410.
3 Die NKA erfasst sowohl die NKA des Bundeshaushalts als auch – mit umgekehrtem Vorzeichen – die Finanzierungssalden der seit 

Inkrafttreten der Schuldenbremse neu errichteten Sondervermögen des Bundes.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Nachtragshaushalt 2021 des Bundes (Sollbericht)

Auswirkungen ausgewählter 
politischer Entscheidungen 
und Entwicklungen auf den 
Nachtragshaushalt 2021

Mit dem Nachtragshaushalt 2021 wird die im De-
zember  2020 beschlossene Haushaltsplanung an 
die aktuellen Entwicklungen angepasst, um den 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie weiterhin 
entschlossen entgegenzutreten sowie die finanzp -
litische Handlungsfähigkeit für den weiteren Jah-
resverlauf sicherzustellen.

Ausgabenseitige Wirkungen

Die zusätzlich beschlossenen Ausgaben umfassen 
ein Volumen von insgesamt rund 49,1 Mrd. €. Da-
bei ist zu berücksichtigen, dass sich die Ausgaben 
teilweise aus dem Jahr 2020 in das Jahr 2021 verla-
gert haben.

Im Folgenden sind wesentliche ausgabenseitigen 
Veränderungen dargestellt:

 ● Für Unternehmenshilfen waren in dem im 
Dezember 2020 beschlossenen Bundeshaus-
halt 2021 39,5 Mrd. € veranschlagt. Vor dem 
Hintergrund der länger andauernden pande-
miebedingten Schließungsvorschriften werden 
mit dem Nachtragshaushalt 2021 zusätzliche 
Mittel für erweiterte Unternehmenshilfen im 
Umfang von 25,5 Mrd. € und damit insgesamt 
65 Mrd. € bereitgestellt.

 ● Im Bundeshaushalt 2021 ohne Nachtrag vom 
Dezember 2020 waren Zuschüsse zur zen-
tralen Beschaffung von Impfstoffen gegen 
SARS-CoV-2 in Höhe rund 2,7 Mrd. € vorge-
sehen. Die Mittel für diese Maßnahme wurden 
mit dem Nachtrag um 6,2 Mrd. € auf rund 
8,9 Mrd. € aufgestockt.

 ● Im Soll 2021 ohne Nachtrag vom De-
zember 2020 waren zum Ausgleich pande-
miebedingter Belastungen der gesetzlichen 

Krankenversicherung zusätzliche Leistungen 
des Bundes an den Gesundheitsfonds in Höhe 
von rund 7,7 Mrd. € vorgesehen. Diese Leis-
tungen sind mit dem Nachtragshaushalt 2021 
um weitere rund 5,8 Mrd. € erhöht worden. 
Mithin betragen die Bundesleistungen an den 
Gesundheitsfonds zum Ausgleich von durch 
die Pandemie verursachte Belastungen insge-
samt rund 13,5 Mrd. €.

 ● Der Gesundheitsfonds erhält für Ausfälle 
von Einnahmen bei Krankenhäusern auf-
grund der Freihaltung von Bettenkapazitäten 
für COVID-19-Patientinnen und -Patienten 
(§ 21 Krankenhausfinanz erungsgesetz) Aus-
gleichszahlungen in Höhe von 4,5 Mrd. €. Ur-
sprünglich waren im Haushalt 2021 hierfür 
2,0 Mrd. € vorgesehen. Damit wurden im Nach-
tragshaushalt um 2,5 Mrd. € höhere Ausgaben 
geplant.

 ● Um rasch und flexibel auf mögliche sehr un-
günstige Entwicklungsverläufe auch finanz ell 
reagieren zu können, wurde mit dem Haus-
haltsgesetz vom Dezember 2020 eine Globale 
Mehrausgabe für Kosten im Zusammenhang 
mit der Bewältigung der COVID-19-Pandemie 
in Höhe von 35,0 Mrd. € veranschlagt. Diese 
wurde mit dem Nachtragshaushalt um knapp 
1 Mrd. € erweitert.

 ● Im Bundeshaushalt 2021, der im Dezem ber 2020 
beschlossen wurde, war eine Eigen kapital-
erhöhung der Deutschen Bahn AG (DB AG) in 
Höhe von 7,1 Mrd. € vorgesehen. Die Eigen-
kapitalerhöhung wurde im Nachtragshaushalt 
um rund 3,1 Mrd. € reduziert. Anstelle dessen 
wurden die Ausgaben zur Minderung der pan-
demiebedingten Schäden im Schienensektor 
um insgesamt 3,1 Mrd. € erhöht: Der Infra-
strukturbeitrag des Bundes zur Erhaltung der 
Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes 
wurde angehoben (+0,7 Mrd. €), die Ausgaben 
des Bundes zur Reduzierung der Trassenpreise 
im Schienengüterverkehr (+0,6 Mrd. €) und im 
Personenfernverkehr (+1,8 Mrd. €) wurden auf-
gestockt.
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 ● Die Zinsausgaben wurden um rund 4,5 Mrd. € 
höher veranschlagt als im Soll vom De-
zember 2020 für das Jahr 2021 vorgesehen.

 ● Zur abschließenden Regelung gemäß dem 
18. Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes 
wurden im Nachtragshaushalt 2021 Aus-
gleichszahlungen des Bundes an die vier be-
troffenen Energieversorgungsunternehmen in 
Höhe von insgesamt 2,4 Mrd. € veranschlagt.

Steuerliche Maßnahmen

In den Nachtragshaushalt  2021 sind insbesondere 
folgende neue steuerlichen Gesetze eingegangen:

Drittes Gesetz zur Umsetzung steuerlicher 
Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung 
der Corona-Krise (Drittes Corona-
Steuerhilfegesetz)

Für den Bund belaufen sich die Steuerminder-
einnahmen dieses Gesetzes im Jahr  2021 auf 
rund 2,0  Mrd.  €. Hervorzuheben sind folgende 
Maßnahmen:

 ● Gewährung des ermäßigten Umsatzsteuer-
satzes in Höhe von 7 Prozent für erbrachte Re-
staurant- und Verpflegungsdienstleistungen 
mit Ausnahme der Abgabe von Getränken soll 
über den 30. Juni 2021 hinaus befristet bis zum 
31. Dezember 2022 verlängert werden;

 ● einmaliger Kinderbonus von 150 € für jedes im 
Jahr 2021 kindergeldberechtigte Kind;

 ● Anhebung der Höchstbetragsgrenze beim 
steuerlichen Verlustrücktrag auf 10 Mio. € 
(20 Mio. € bei Zusammenveranlagung) für die 
Veranlagungsjahre 2020 und 2021 und Berück-
sichtigung eines vorläufigen Verlustrücktrags 
für 2021 bei der Steuerfestsetzung für 2020.

Gesetz zur erleichterten Umsetzung der 
Reform der Grundsteuer und Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften 
(Grundsteuerreform-Umsetzungsgesetz)

Grund für das Gesetz ist der während der Umset-
zung der Grundsteuerreform sowie aufgrund in 
letzter Zeit ergangener höchstrichterlicher Recht-
sprechung bei der Bewertung für Zwecke der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer sowie Grunderwerb-
steuer sichtbar gewordene Gesetzgebungsbedarf. 
Hierzu gehören z. B.:

 ● verschiedene gesetzliche Klarstellungen, z. B. 
zur Berechnung des maßgeblichen Gebäudeal-
ters, bei der Ermittlung des Grundsteuerwerts;

 ● Absenkung der Steuermesszahl für Wohn-
grundstücke.

Darüber hinaus ist im Grundsteuerreform-Um-
setzungsgesetz die Erstattung des Länder- und Ge-
meindeanteils an der Finanzierung des im Dritten 
Corona-Steuerhilfegesetzes festgelegten Kinder-
bonus für 2021 geregelt. Die Finanzierung der Er-
stattung erfolgt über die Änderung der Festbeträge 
der vertikalen Umsatzsteuerverteilung des Jah-
res  2021 im Finanzausgleichsgesetz zulasten des 
Bundes. Der Bund erwartet für diesen Zweck im 
Jahr  2021 einmalig Steuermindereinnahmen von 
rund 1,2 Mrd. €.

Darstellung der 
Ausgabenstruktur des Bundes 
nach Aufgabenbereichen

In § 14 der Bundeshaushaltsordnung ist festgelegt, 
dass dem Haushaltsplan als Anlage eine Funktio-
nenübersicht für Einnahmen und Ausgaben bei-
zufügen ist. Die Zuordnung richtet sich nach dem 
Funktionenplan. Als Teil der Haushaltssystematik 
des Bundes enthält der Funktionenplan die Glie-
derungsmerkmale für eine systematische Darstel-
lung nach einzelnen Aufgabenbereichen. Ermög-
licht wird so eine Auskunft über die Erfüllung der 
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öffentlichen Aufgaben, unabhängig von der insti-
tutionellen (ressortorientierten) Darstellungsweise 
im Bundeshaushalt. Abweichungen der Zahlen ge-
genüber anderen Berichten mit anderer Zuord-
nung beziehungsweise anderer Berechnungsme-
thode sind daher möglich.

Tabelle 3 zeigt auszugsweise die Ausgaben des Bun-
des nach Aufgabenbereichen und deren Anteil an 

den Gesamtausgaben. Die Nummerierung und 
Darstellung entspricht der Systematik des Funkti-
onenplans und ist daher nicht mit der Darstellung 
der Ausgaben nach Einzelplänen vergleichbar. Der 
vollständige Nachtragshaushalt  2021 ist im Inter-
netangebot des BMF verfügbar.3

3 http:// www.bundeshaushalt.de

Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen Tabelle 3

Aufgabenbereich
Soll 2021¹  
in Mio. €

Anteil in %  
der Ausgaben

Ausgaben zusammen² 547.726 100,0

0. Allgemeine Dienste 103.911 19,0

Politische Führung und zentrale Verwaltung 22.707 4,1

Politische Führung 8.406 1,5

Versorgung einschließlich Beihilfen 11.246 2,1

Auswärtige Angelegenheiten 19.467 3,6 

Auslandsvertretungen 807 0,1 

Beiträge an internationale Organisationen 792 0,1 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 12.324 2,3 

Verteidigung 47.019 8,6 

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 8.132 1,5 

Polizei 5.867 1,1 

Finanzverwaltung 5.922 1,1 

1. Bildungswesen, Wissenschaft, Forschung, kulturelle Angelegenheiten 31.829 5,8 

Hochschulen 4.839 0,9 

Förderung für Schülerinnen und Schüler, Studierende, Weiterbildungsteilnehmende 5.182 0,9 

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der Hochschulen 18.207 3,3 

Gemeinsame Forschungsförderung von Bund und Ländern 6.598 1,2 

Zentren der Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft 3.484 0,6 

Max-Planck-Gesellschaft 1.169 0,2 

Fraunhofer-Gesellschaft 883 0,2 

Forschung und experimentelle Entwicklung 10.890 2,0 
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Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen noch Tabelle 3

Aufgabenbereich
Soll 2021¹ 
in Mio. € Anteil in % der Ausgaben

2. Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 284.649 52,0 

Sozialversicherung einschließlich Arbeitslosenversicherung 134.149 24,5 

Leistungen an die Rentenversicherung (ohne knappschaftliche Rentenversicherung) 97.401 17,8 

Knappschaftliche Rentenversicherung 5.268 1,0 

Unfallversicherung 349 0,1

Krankenversicherung 19.010 3,5

Alterssicherung der Landwirte 2.487 0,5

Sonstige Sozialversicherungen 6.285 1,1

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege 11.395 2,1

Elterngeld, Erziehungsgeld und Mutterschutz 7.494 1,4

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen Ereignissen 2.269 0,4 

Arbeitsmarktpolitik 45.360 8,3 

Arbeitslosengeld II nach dem SGB II 23.700 4,3 

Leistungen für Unterkunft und Heizung nach dem SGB II 11.200 2,0 

Aktive Arbeitsmarktpolitik 5.356 1,0 

Sonstige Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II 5.104 0,9 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII 8.300 1,5 

Sonstige soziale Angelegenheiten 79.621 14,5 

3. Gesundheit, Umwelt, Sport und Erholung 25.114 4,6 

4. Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und kommunale Gemeinschaftsdienste 2.972 0,5 

5. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 2.611 0,5 

6. Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen 14.620 2,7 

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 1.491 0,3 

Sonstiges im Bereich Gewerbe und Dienstleistungen 7.298 1,3 

Regionale Fördermaßnahmen 2.968 0,5 

7. Verkehrs- und Nachrichtenwesen 33.683 6,1 

Straßen und Kompensationszahlungen an die Länder 9.815 1,8 

Bundesautobahnen 5.770 1,1 

Bundesstraßen 3.879 0,7 

Kompensationszahlungen an die Länder 0 0,0 

Wasserstraßen und Häfen, Förderung der Schifffahrt 1.831 0,3 

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 16.321 3,0 

Luftfahrt, Nachrichtenwesen, Sonstiges Verkehrswesen 4.299 0,8 

8. Finanzwirtschaft 48.336 8,8 

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen 6.194 1,1 

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit der Schuldenaufnahme 10.267 1,9 

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 vom 

3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).
2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Im Folgenden werden einige ausgewählte Aufga-
benbereiche, die sich beim Nachtragshaushalt 2021 
verändert haben, im Vergleich zum Soll 2021 ohne 
Nachtrag und zum Ist 2020 dargestellt.

Soziale Sicherung, Familie und 
Jugend, Arbeitsmarktpolitik

Die Ausgaben für den Aufgabenbereich Soziale Si-
cherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 
stellen den mit Abstand größten Ausgabenblock 
des Bundeshaushalts dar. Der Nachtragshaus-
halt  2021 sieht im Bereich Soziale Sicherung, Fa-
milie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik Ausgaben 
in Höhe von 284,6 Mrd. € vor. Hierzu zählen rund 
5,8 Mrd. € höhere Ausgaben für die Leistungen des 
Bundes an den Gesundheitsfonds zum Ausgleich 
von durch die Pandemie verursachte Belastungen.

Gesundheit, Umwelt, Sport und 
Erholung

Im Bereich Gesundheit, Umwelt, Sport und Erho-
lung sind Aufwendungen in Höhe von 25,1 Mrd. € 
vorgesehen. Das sind rund 11,2 Mrd. € mehr als im 
Soll 2021 ohne Nachtrag. Im Vergleich zum Ist des 
Vorjahres sollen die Ausgaben um rund 6,1 Mrd. € 
beziehungsweise 32,2 Prozent steigen.

Die höheren Ausgaben gegenüber dem Soll  2021 
ohne Nachtrag sind vor allem im Bereich Gesund-
heit veranschlagt. So wurden die Zuschüsse des 
Bundes zur zentralen Beschaffung von Impfstof-
fen gegen SARS-CoV-2 um rund 6,2 Mrd. € und die 
bisher vorgesehenen Ausgleichszahlungen nach 
§  21 des Krankenhausfinanz erungsgesetzes um 
2,5 Mrd. € aufgestockt. Im Bereich Gesundheit sind 
die Ausgaben nunmehr um rund 20 Prozent höher 
als im Ist des Vorjahres.

Im Bereich Reaktorsicherheit und Strahlen-
schutz wurden mit dem Nachtragshaushalt  2021 
Ausgleichszahlungen zur abschließenden Rege-
lung gemäß dem 18.  Gesetz zur Änderung des 

Atomgesetzes in Höhe von rund 2,4 Mrd. € veran-
schlagt. Auf die Ausgleichszahlungen für entwer-
tete Investitionen in die Laufzeitverlängerung und 
für unverwertbare Elektrizitätsmengen hatten sich 
der Bund und die vier betroffenen Energieversor-
gungsunternehmen aufgrund der Entscheidun-
gen des Bundesverfassungsgerichts vom 6. Dezem-
ber 2016 und 29. September 2020 geeinigt.

Bildungswesen, Wissenschaft, 
Forschung, kulturelle 
Angelegenheiten

Für den Bereich Bildungswesen, Wissenschaft, For-
schung, kulturelle Angelegenheiten sind Aufwen-
dungen in Höhe von 31,8 Mrd. € vorgesehen. Das 
sind insbesondere aufgrund der Verlängerung des 
Programms NEUSTART KULTUR rund 1,0  Mrd.  € 
mehr als im Soll 2021 ohne Nachtrag. Im Vergleich 
zum Ist des Vorjahres sollen die Ausgaben um rund 
3,2 Mrd. € beziehungsweise 11,1 Prozent steigen.

Verkehrs- und Nachrichtenwesen

Für den Bereich Verkehrs- und Nachrichtenwesen 
sieht der Nachtragshaushalt  2021 Ausgaben von 
33,7  Mrd.  € vor und damit rund 46,7  Prozent be-
ziehungsweise 10,7 Mrd. € höhere Aufwendungen 
als im Ist 2020. Mit dem Nachtrag wurden die Aus-
gaben um 0,2 Mrd. € angehoben. Dabei handelt es 
sich um Mittel für einmalige Beihilfen an Betrei-
bergesellschaften der Flughäfen.

Zudem wurde im Bereich Eisenbahnen und öffent-
licher Personennahverkehr die mit dem Soll 2021 
ohne Nachtrag geplante Erhöhung des Eigenkapi-
tals der DB AG um 7,1 Mrd. € im Nachtrag um rund 
3,1 Mrd. € reduziert. Gleichzeitig wurden in insge-
samt gleicher Höhe der Infrastrukturbeitrag des 
Bundes zur Erhaltung der Schienenwege der Eisen-
bahnen des Bundes (+0,7 Mrd. €) sowie die Ausga-
ben des Bundes zur Reduzierung der Trassenpreise 
im Schienengüterverkehr (+0,6 Mrd. €) und im Per-
sonenfernverkehr (+1,8 Mrd. €) aufgestockt.
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Finanzwirtschaft

Im Bereich Finanzwirtschaft werden für den Ge-
samthaushalt relevante Ausgaben der Aufgaben-
bereiche Sondervermögen, Schulden (Einnahmen 
und Ausgaben im Zusammenhang mit der Schul-
denaufnahme), Beihilfen, Rücklagen und Global-
posten erfasst. Der Nachtragshaushalt  2021 sieht 
Ausgaben im Bereich Finanzwirtschaft von rund 
48,3 Mrd. € vor. Das sind nahezu genauso hohe Auf-
wendungen wie im Ist des Jahres 2020. Gegenüber 
dem Soll  2021 ohne Nachtrag wurden um rund 
5,4  Mrd.  € höhere Ausgaben veranschlagt. Diese 
höheren Ausgaben gehen auf die Veranschlagung 
von höherer Zinsausgaben (+4,5  Mrd.  €) und eine 
Aufstockung der vorsorglichen Globalen Mehraus-
gabe zur Deckung von eventuellen Mehrausgaben 
der Ressorts im Zusammenhang mit der Bewälti-
gung der COVID-19-Pandemie in Höhe von knapp 
1,0 Mrd. € zurück.

Der Globalposten  
fasst die globalen Mehr- und Minderausga-
ben sowie die Verstärkungsmittel für Perso-
nalausgaben zusammen. Globale Mehr- und 
Minderausgaben werden vorsorglich ausge-
bracht, wenn für finanzwirksame Vorhaben 
die rechtliche Ausgestaltung noch fehlt, der 
Haushaltsgesetzgeber aber von einer Um-
setzung ausgeht. Ergänzend dazu gibt es für 
den Bereich der Personalausgaben die Mög-
lichkeit, Personalverstärkungsmittel zu ver-
anschlagen. Diese können für Personal-
mehrausgaben beispielsweise in Folge von 
Tarifabschlüssen herangezogen werden.

52



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Juni 2021

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Nachtragshaushalt 2021 des Bundes (Sollbericht)

Darstellung der Einnahmen-
struktur des Bundes

Tabelle  4 zeigt die Einnahmen des Bundes im 
Jahr  2021. Diese sind im Nachtragshaushalt  2021 

mit 307,3  Mrd.  € veranschlagt. Die Steuereinnah-
men bilden mit 284,0 Mrd. € die größte Einnahme-
quelle des Bundes.

Einnahmen des Bundes Tabelle 4

Einnahmeart

Ist 2020 Soll 2021¹ Veränderung gegenüber dem Vorjahr

in Mio. € in %

Einnahmen zusammen² 311.085 307.314 -3.771 -1,2

darunter:

Steuereinnahmen zusammen 283.254 284.024 + 770 +0,3

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern und 
Gewerbesteuerumlage

235.978 263.358 +27.380 +11,6

Lohnsteuer 89.075 93.840 +4.765 +5,3

Veranlagte Einkommensteuer 25.067 25.203 +136 +0,5

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 10.761 9.200 -1.561 -14,5

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge 2.976 2.794 -182 -6,1

Körperschaftsteuer 12.134 12.975 +841 +6,9

Steuern vom Umsatz 94.391 117.557 +23.166 +24,5

Gewerbesteuerumlage 1.574 1.789 +215 +13,7

Bundessteuern 105.632 99.503 -6.129 -5,8

Energiesteuer 37.635 39.850 +2.215 +5,9

Tabaksteuer 14.651 14.190 -461 -3,1

Solidaritätszuschlag 18.676 9.950 -8.726 -46,7

Versicherungsteuer 14.553 14.890 +337 +2,3

Stromsteuer 6.561 6.880 +319 +4,9

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.249 2.102 -147 -6,5

Kraftfahrzeugsteuer 9.526 9.545 +19 +0,2

Kaffeesteuer 1.060 1.070 +10 +0,9

Schaumweinsteuer 428 394 -34 -7,9

Luftverkehrsteuer 292 630 +338 +115,8

Sonstige Bundessteuern 1 2 +1 +100,0

Veränderungen aufgrund steuerlicher Maßnahmen und 
Einnahmeentwicklung

0 -12.888 -12.888 X

Abzugsbeträge 58.355 65.949 +7.594 +13,0

Ergänzungszuweisungen an Länder 8.751 9.179 +428 +4,9

Zuweisungen an Länder gemäß Gesetz zur Regionalisie-
rung des ÖPNV aus dem Energiesteueraufkommen

11.457 9.268 -2.189 -19,1

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 2.473 4.430 +1.957 +79,1

BNE-Eigenmittel der EU 25.616 33.280 +7.664 +29,9

Kompensationszahlungen an die Länder zum Ausgleich 
der weggefallenen Einnahmen aus Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 8.992 0 0

Konsolidierungshilfen an Länder 1.067 800 -267 -25,0
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Einnahmeart

Ist 2020 Soll 2021¹ Veränderung gegenüber dem Vorjahr

in Mio. € in %

Sonstige Einnahmen 27.831 23.290 -4.541 -16,3

darunter:

Abführung Bundesbank 2.500 0 -2.500 -100,0

Einnahmen aus der Inanspruchnahme von Gewährleistun-
gen, Darlehensrückflüsse sowie Privatisierungserlöse

1.342 1.253 -89 -6,6

Abführung der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 2.360 2.362 +2 +0,1

Einnahmen aus der streckenbezogenen Lkw-Maut 7.379 7.480 +101 +1,4

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 vom 

3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).
2 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Einnahmen des Bundes noch Tabelle 4

Steuereinnahmen

Die Ergebnisse der 159. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 10.  November  2020, die 
Basis für das Soll des Bundeshaushalts  2021 ohne 
Nachtrag vom Dezember 2020 waren, wurden auf 
der Basis der Jahresprojektion der Bundesregierung 
vom 27. Januar 2021 fortgeschrieben.

Darüber hinaus wurden im Nachtragshaus-
halt  2021 die im Abschnitt Steuerliche Maßnah-
men aufgeführten Rechtsänderungen sowie fol-
gende Rechtsänderungen berücksichtigt:

 ● Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des 
Fondsstandorts Deutschland und zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2019/1160 zur Ände-
rung der Richtlinie 2009/65/EG und 2011/61/
EU im Hinblick auf den grenzüberschreitenden 
Vertrieb von Organismen für gemeinsame An-
lagen (Fondsstandortgesetz, kurz FoStoG);

 ● BMF-Schreiben zur Nutzungsdauer von Com-
puterhardware und Software zur Dateneingabe 
und -verarbeitung;

 ● Gesetzentwurf zur Verlängerung des erhöhten 
Lohnsteuereinbehalts für die Seeschifffahrt.

Die Bundesanteile an den Gemeinschaftsteuern 
sind die Hauptfinanz erungsquelle des Bundes. 
Grundlage für die Aufteilung des Steueraufkom-
mens ist Art.  106  GG. Die Erträge der Gemein-
schaftsteuern werden auf Basis unterschiedlicher 
Anteilssätze zwischen Bund, Ländern und Gemein-
den aufgeteilt.

Tabelle  5 zeigt den rechnerischen Anteil der Ge-
bietskörperschaften am Aufkommen der Ge-
meinschaftsteuern und Gewerbesteuerumlage im 
Jahr 2021. Das Steueraufkommen der Bundessteu-
ern steht allein dem Bund zu.
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Nachtragshaushalt 2021 des Bundes (Sollbericht)

Sonstige Einnahmen

Als Sonstige Einnahmen, die sich aus einer Vielzahl 
von Einzelpositionen zusammensetzen, sind im 
Nachtragshaushalt  2021 rund 23,3  Mrd.  € veran-
schlagt. Das sind 2,5 Mrd. € weniger als im Soll 2021 
ohne Nachtrag. Gemäß § 27 Bundesbankgesetz hat 
die Deutsche Bundesbank den vollen jährlichen 
Reingewinn an den Bund abzuführen. Die Ab-
führung erfolgt nach der Gewinnfeststellung im 
1. Quartal des dem Geschäftsjahr folgenden Jahres

(Geschäftsjahr der Bank ist das Kalenderjahr). Im 
Bundeshaushalt ohne Nachtrag waren für das 
Jahr 2021 als Einnahmen aus dem Bundesbankge-
winn 2,5  Mrd.  € eingeplant. Im 1.  Quartal konnte 
die Bundesbank keinen Gewinn an den Bundes-
haushalt abführen. Daher wurden die Einnahmen 
aus dem Reingewinn der Deutschen Bundesbank 
im Nachtrag um 2,5 Mrd. € herabgesetzt. Damit er-
geben sich auch im Vorjahresvergleich niedrigere 
Sonstige Einnahmen.

Anteil an den Gemeinschaftsteuern und Gewerbesteuerumlage
in %

Gemeinschaftsteuern nach Art. 106 GG Bund Länder Gemeinden

Lohn- und Einkommensteuer  42,5  42,5  15,0

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag  50,0  50,0 -

Steuern vom Umsatz¹  52,8  45,2  2,0

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge  44,0  44,0  12,0

Körperschaftsteuer  50,0  50,0 -

Gewerbesteuerumlage  41,4  58,6 -

1 § 1 Abs. 1 und Abs. 5 Finanzausgleichgesetz (FAG) zuzüglich der Festbeträge für das Kalenderjahr 2021 nach § 1 Abs. 2 FAG  
(Bund: -14,2 Mrd. €; Länder: +10,5 Mrd. €; Gemeinden: +3,7 Mrd. €).

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 5
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Traditionell versucht die Politik, die Produkti-
onsseite von Unternehmen durch Regulierungs-
maßnahmen zu steuern, um gesellschaftliche Ziele 
zur Ausgestaltung der Arbeitswelt oder der Um-
welt zu erreichen. Hierzu gehören Umweltauf-
lagen, Ökosteuern, Arbeitszeitrichtlinien, Stan-
dards zur Arbeitsplatzsicherheit und vieles mehr. 
In jüngster Zeit weitet sich die Verfolgung gesell-
schaftlicher Ziele auf die Finanzierungsseite aus. 
Finanzprodukte sollen zur Erreichung klimapoliti-
scher Ziele beitragen. Der Wissenschaftliche Beirat 
beim BMF untersucht in seiner jüngsten Stellung-
nahme „Grüne Finanzierung und Grüne Staatsan-
leihen – Geeignete Instrumente für eine wirksame 
Umweltpolitik?“1, ob und unter welchen Bedingun-
gen sich mit grünen Anlageformen im Privatsektor 
wie auch beim Staat Umweltziele tatsächlich errei-
chen lassen.

Die zentrale Frage lautet: Inwieweit können Anla-
gen in grüne Finanzinstrumente – oder generell ESG 
(Environment, Social, Governance)-konforme An-
lagen – dazu beitragen, dass die realwirtschaftliche 
Investitionstätigkeit im Sinne einer umweltscho-
nenden Produktion steigt? Gibt es überhaupt einen 
Zusammenhang zwischen der Finanzierungsseite 

1 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210641

von Unternehmen beziehungsweise Staat und der 
angestrebten Zielerreichung im ESG-Sinne? In der 
Regel lässt sich in einem offenen, kompetitiven Ka-
pitalmarkt nicht sicherstellen, dass ein vorgegebe-
ner Zweck (ESG) auf dem Wege der Finanzmittel-
auswahl erreicht wird. Der Begriff einer „grünen 
Finanzierung“, wie er heute oftmals in Staat und 
Wirtschaft verwendet wird, kann vor diesem Hin-
tergrund daher leicht in die Irre führen. Eine reale 
Wirkung geht von der Finanzierungsseite am ehes-
ten dann aus, wenn Kapitalanlegerinnen und -an-
leger aktiv Einfluss auf das Investitionsprogramm 
eines Unternehmens nehmen (und eben nicht als 
rein passive Portfolioanlegerinnen und -anleger). 
Beim Staat kommt eine solche aktive Rolle von An-
legerinnen und Anlegern allerdings nicht infrage; 
hier haben die Wahlberechtigten das entschei-
dende Wort über die Politikausrichtung.

Die Neutralität der Finan-
zierung von Unternehmen

Aus finanzwirtschaftl cher Sicht ist die Verknüp-
fung von ESG-Zielen mit der Finanzierung der 
Unternehmen irritierend. Denn eine nachhal-
tige, sozial- und umweltverträgliche Produktion 
hat zunächst nichts mit der Finanzierungsseite 

Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats 
im BMF: Grüne Finanzierung und Grüne 
Staatsanleihen

● Im folgenden Artikel wird die Kurzfassung einer Stellungnahme des unabhängigen Wissen-
schaftlichen Beirats beim Bundesministerium der Finanzen wiedergegeben.

● Gutachten und Stellungnahmen des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium der
Finanzen sind als Beitrag zum allgemeinen Diskurs zu verstehen und geben nicht notwendi-
gerweise die Meinung des BMF wieder.

● Die vollständige Fassung der Stellungnahme wurde auf der Website des BMF¹ veröffentlicht.
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eines Unternehmens zu tun. Ob ein Projekt um-
weltschonend oder -verschmutzend ist, lässt sich 
nicht durch die Art von Mitteln (Eigenkapital oder 
Fremdkapital, grüne oder konventionelle Anleihen) 
bestimmen, mit denen das Projekt finanz ert wird.

Auch auf den Gesamtwert eines Unternehmens 
hat die Ausgestaltung der Passivseite, also die Mi-
schung unterschiedlicher Finanzierungsformen  – 
üblicherweise Fremd- und Eigenkapital  – in der 
traditionellen Finanztheorie keine Auswirkung. 
Denn die Zahlungsüberschüsse des Unternehmens 
ergeben sich aus den realwirtschaftlichen Aktivitä-
ten. Wie diese Aktivitäten finanz ert werden, ändert 
an diesen Zahlungsüberschüssen nichts. Da aber 
allein die Zahlungsüberschüsse für die Bestim-
mung des Werts eines Unternehmens entschei-
dend sind, kann die Finanzierungsentscheidung 
keine eigenständige Bedeutung für den Gesamt-
wert des Unternehmens besitzen. Unterschiedliche 
Ausgestaltungen der Passivseite (d. h. unterschied-
liche Mischungen von Eigen- und Fremdkapital, 
von grünen und konventionellen Anleihen) be-
treffen daher lediglich das Verhältnis der Werte- 
und gegebenenfalls der Risikoaufteilung zwischen 
den Finanzierungsformen. Nur bei Vorliegen von 
Friktionen wie z.  B. Marktabschottungen, die die 
Funktionsfähigkeit des Kapitalmarktes behindern, 
oder finanz erungsabhängige Steuerunterschiede, 
die einzelne Formen der Finanzierung behindern 
oder bevorzugen, kann die Finanzierungsentschei-
dung Auswirkungen auf den Wert eines Unterneh-
mens haben.

Was grundsätzlich für den Wert der Unterneh-
men gilt, gilt auch für deren Bilanzen. Die Unter-
nehmensbilanz gibt in aller Regel keine Auskunft 
darüber, in welchem Umfang bestimmte Aktiva 
mit Eigenkapital oder mit bestimmten Teilen des 
Fremdkapitals finanz ert sind. Ausgewählte Positi-
onen der Passivseite einer Unternehmung lassen 
sich deswegen nicht verursachungsgerecht einzel-
nen Positionen der Aktivseite zuordnen. Es ist da-
her auch unklar, inwiefern eine bestimmte Finan-
zierung überhaupt einzelnen (ESG-orientierten) 
Aktivitäten zugerechnet werden kann. Diese ele-
mentare Eigenschaft einer Unternehmensbilanz, 

nach der die Zahlungsüberschüsse aller Aktiva zu-
sammengenommen den ihnen gegenüberstehen-
den Verbindlichkeiten zuzuordnen sind, wird in der 
öffentlichen Debatte oftmals übersehen; „grüne“ 
Finanzierung stellt hier keine Ausnahme dar.

Wann machen grüne Kapital-
anlagen einen Unterschied?

Grundsätzlich lassen sich im Portfoliomanagement 
aktive und passive Anlagestrategien unterscheiden. 
Bei der passiven Strategie achten die Anlegerinnen 
und Anleger darauf, grüne Anlagen in der Form von 
Beteiligungstiteln und Unternehmensanleihen in 
das Portfolio aufzunehmen; eine direkte Einflus -
nahme auf die Unternehmenspolitik wird hier 
nicht angestrebt. Aktiv bedeutet, dass eine direkte 
Einflussnahme als wesentlicher Teil des finanz el-
len Engagements erfolgt, z.  B. unter Ausnutzung 
der Rolle als Miteigentümerin oder Miteigentümer 
bei Beteiligungstiteln oder hybriden Anleihen.

In einem gut funktionierenden Kapitalmarkt ha-
ben passive Portfolio-Strategien einzelner Anlege-
rinnen und Anleger keine Auswirkung auf die Errei-
chung der ESG-Ziele. Denn in einem integrierten, 
informationseffiz enten Markt wird die Umleitung 
von Anlagegeldern in eine Teilklasse möglicher An-
lagen die relativen Preise der Anlagealternativen 
wie Aktien nicht oder zumindest nicht dauerhaft 
beeinflussen  In diesem offenen Markt wird jede 
Umleitung von Geldern kompensiert von liquiden 
Geldern anderer Kapitalanlegerinnen und -anleger, 
für die die Verfolgung von ESG-Zielen keine Be-
deutung hat. Die Neutralität passiver Investitionen 
verschwindet, wenn die Nachfrage nach ESG-Ti-
teln das Angebot bei herrschendem Kapitalmarkt-
zins übersteigt. Treten viele passive Kapitalanlege-
rinnen und -anleger auf einem Markt für ESG-Titel 
auf, wird ein Einfluss auf die Erreichung der ESG-
Ziele möglich. Denn dann verändern sich die re-
lativen Kapitalkosten von ESG-Unternehmen im 
Vergleich zu konventionellen Unternehmen und 
schaffen damit Anreize für die konventionellen 
Unternehmen, sich in ESG-Unternehmen zu ver-
wandeln. Die passiven ESG-Kapitalanlegerinnen 

57



Monatsbericht des BMF 
Juni 2021

Analysen und Berichte
Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats im BMF: Grüne Finanzierung und Grüne Staatsanleihen

und -anleger erleiden in der Regel einen finanz -
ellen Verlust. Denn die gesunkenen Kapitalkosten 
der ESG-Unternehmen haben ihr Spiegelbild in 
den gesunkenen Renditen der Anlegerinnen und 
Anleger in grünen Titeln. Kalibrierte Modelle zei-
gen, dass mindestens 20  Prozent aller Kapitalan-
legerinnen und -anleger grün sein müssen, bevor 
diese einen Einfluss auf die Kapitalkosten und da-
mit auf realwirtschaftliche Investitionsentschei-
dungen haben können.

Anders als bei der passiven Strategie mit ESG-Aus-
richtung richtet sich die aktive Strategie nicht vor-
nehmlich auf die ESG-Firmen, sondern gerade auch 
auf die konventionellen Firmen mit der Absicht, de-
ren Produktionsaktivitäten zu verändern. Diese In-
tervention kann in Form von Einflussnahme über 
die Jahreshauptversammlung oder eine Mitglied-
schaft im Aufsichtsrat des Unternehmens erfolgen 
und das Ziel verfolgen, damit andere Anlegerinnen 
und Anleger, Konsumentierende oder Regulatorin-
nen und Regulatoren zu erreichen. Diese Interven-
tion kann über Eigenkapital als Beteiligungstitel 
oder über Fremdkapital als Anleihen oder Kredite 
geschehen. Wenn das Unternehmen bisher einen 
gewinnmaximierenden Pfad beschritten hat, dann 
sollte diese Intervention zu einer Wertverminde-
rung der Kapitalanlagen führen. Denn wenn ein 
geändertes unternehmerisches Verhalten wie der 
Einbau zusätzlicher und regulatorisch nicht ver-
langter Emissionsfilter den Unternehmenswert er-
höht hat, dann würde das gewinnmaximierende 
Unternehmen dieses Verhalten ohnehin und ohne 
den Einfluss der aktiven Kapitalanlegerinnen und 
-anleger an den Tag legen, um dem finanz ellen Ei-
geninteresse der Eigentümerinnen und Eigentü-
mer zu dienen. Damit würde durch die Interven-
tion aktiver Kapitalanlegerinnen und -anleger in
der Regel die Profitabilität des Unternehmens ver-
ringert und der Unternehmenswert würde sinken.
Aus Sicht der Anlegerinnen und Anleger kann eine
solche Strategie sinnvoll sein, wenn die finanz ellen 
Renditenachteile durch eine höhere Zufriedenheit
über die Verfolgung der eigenen Präferenzen über-
kompensiert wird.

Grüne Staatsanleihen

Nicht nur im privaten Bereich spielen ESG-gelei-
tete Kapitalanlagen eine wichtige Rolle. Auch die 
Emission sogenannter Grüner Staatsanleihen hat 
in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen.

Im September  2020 hat auch die Bundesrepublik 
Deutschland zum ersten Mal Grüne Staatsanleihen 
begeben. Einem Emissionsvolumen von 6,5 Mrd. € 
stand dabei eine Nachfrage in Höhe von 33 Mrd. € 
gegenüber. Die besondere Ausgestaltung dieser 
Wertpapiere beinhaltet die Emission sogenannter 
Zwillingsanleihen, bei der neben einem konventi-
onellen Bundeswertpapier ein grünes Wertpapier 
mit gleicher Fälligkeit und gleichem Kupon emit-
tiert wird. Die grüne Anleihe als ein Zwilling er-
setzt dabei einen Teil des Auktionsvolumens der 
konventionellen Anleihe als anderem Zwilling. Mit 
diesem Emissionsdesign soll sichergestellt werden, 
dass Grüne Bundesanleihen jederzeit in konventi-
onelle Staatsanleihen umgetauscht werden kön-
nen und somit eine vergleichbare Liquidität auf-
weisen. Damit kann der Bund auch sicher sein, dass 
die Grünen Staatsanleihen keine höheren Kosten 
für den Bund als Emittenten (aber natürlich auch 
keine höheren Renditen für die Anlegerinnen und 
Anleger) aufweisen. Grüne Staatsanleihen des Bun-
des sind also so konzipiert, dass sie keine zusätzli-
chen Kosten für den Bund oder die Steuerzahlerin-
nen und -zahler verursachen.

Den Erlösen aus der Emission Grüner Staatsan-
leihen werden Staatsausgaben gegenübergestellt, 
die bereits geplant und mit grünen Zielen verein-
bar sind. Letztlich wird lediglich ein Teil der bishe-
rigen konventionellen Staatsanleihen durch Grüne 
Staatsanleihen substituiert beziehungsweise um-
benannt. Für den Bund mag die Emission Grüner 
Bundesanleihen unter bestimmten Bedingungen 
Sinn ergeben. Erstens lassen sich günstigere Fi-
nanzierungsbedingungen erreichen, wenn die Be-
reitschaft der Anlegerinnen und Anleger, Rendite-
nachteile in Kauf zu nehmen, genutzt werden kann. 
Zweitens kann der Bund darauf hoffen, ein attrakti-
ves Benchmark-Anlageinstrument zu schaffen, das 
auch in dieser Anlageklasse als Referenzwert für 
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den Euroraum fungieren und durch diese Leitzins-
strukturrolle einen Renditevorteil erfahren kann.

Aus Sicht der Anlegerinnen und Anleger kann 
die Anlage in grüne Staatspapiere  – wie bei grü-
nen Unternehmensanleihen – mit einem Rendite-
nachteil einhergehen, der durch die individuellen 
Nutzengewinne aus einer gesellschaftlich „guten“ 
Anlageform kompensiert werden muss. Allerdings 
sollte damit nicht die Erwartung der Anlegerinnen 
und Anleger verbunden sein, dass der Staat spezi-
fisch mit ihren Mitteln mehr für das Erreichen von 
ESG-Zielen unternehmen wird. Eine derartige di-
rekte Verbindung zwischen den über die Emission 
Grüner Staatsanleihen eingeworbenen Mitteln und 
den staatlichen Ausgaben mit ESG-Charakter exis-
tiert im Allgemeinen nicht. Denn einzelne Teile 
der Einnahmen sind nicht ursächlich an eine be-
stimmte Verwendungsweise gebunden; auch die 
haushaltsrechtlich verankerten Grundsätze in der 
öffentlichen Finanzwirtschaft sehen eine derartige 
Zweckbindung nicht vor.

Im Vergleich zur Unternehmensfinanz erung gibt 
es bei der Staatsfinanz erung jedoch einen wichti-
gen Unterschied: Während Unternehmen an den 
Kapitalmärkten sowohl Eigen-  als auch Fremd-
kapital aufnehmen, treten Staaten dort nur als 
Schuldner auf. Während also bei den Unternehmen 
besonders die Eigenkapitalgeberinnen und -geber 
Möglichkeiten haben, im Sinne einer stärkeren Ver-
folgung von ESG-Zielen Einfluss auf das Manage-
ment dieser Unternehmen auszuüben oder im Ex-
tremfall dieses Management sogar auszutauschen, 
besteht diese Möglichkeit bei der Finanzierung 
von Staaten nicht. Vielmehr ist das Verfolgen von 
ESG-Zielen der politischen Willensbildung und da-
mit dem parlamentarischen Prozess unterworfen. 
Die Einflussmögl chkeiten der Kapitalmärkte im 
Hinblick auf die Erreichung von ESG-Zielen sind 
damit bei Staaten deutlich geringer als bei Unter-
nehmen, weil die Kapitalanlegerinnen und -anle-
ger als Akteursgruppe keine privilegierte Stimme 
im politischen Entscheidungsprozess besitzen und 
besitzen sollten. Die Rolle, die aktive Kapitalanlege-
rinnen und -anleger bei Unternehmen einnehmen 
können, fällt im Staat den Wahlberechtigten zu.

Schlussfolgerungen

Die Beförderung realwirtschaftlicher Ziele durch 
entsprechende Vorgaben bei der Ausgabenfina -
zierung (ESG Finance) ist nur unter bestimmten, 
sehr restriktiven Bedingungen überhaupt denkbar.

Bei vollkommenen Kapitalmärkten lassen sich re-
alwirtschaftliche Ziele wie jene, die mit ESG ei-
gentlich verfolgt werden, durch Kapitalanlage-
entscheidungen nicht ohne Weiteres befördern. 
Die Schwierigkeit, gerade bei größeren Unterneh-
men oder öffentlichen Haushalten zwischen Mit-
telherkunft und Mittelverwendung eindeutige Be-
züge herzustellen, stellt die Sinnhaftigkeit einer 
ESG-orientierten Finanzierung infrage.

Eine realwirtschaftliche Wirkung ist bei passiver 
Kapitalanlage nur dann vorstellbar, wenn die Zahl 
der passiven Kapitalanlegerinnen und -anleger 
groß ist und die Märkte durch besondere Friktio-
nen gekennzeichnet sind. Denn unter vollkomme-
nen Kapitalmarktbedingungen werden die Anlage-
entscheidungen ESG-orientierter Sparerinnen und 
Sparer durch gegenläufige Entscheidungen ande-
rer Kapitalanlegerinnen und -anleger der Tendenz 
nach neutralisiert.

Realwirtschaftliche Änderung im gewünschte 
Sinne sind am ehesten dann zu erwarten, wenn pri-
vate Kapitalanlegerinnen und -anleger aktiv gestal-
tenden Einfluss nehmen  – nicht zuletzt unter In-
kaufnahme einer persönlichen Ertragsschmälerung.

Eine vergleichbare Möglichkeit der aktiven Ein-
flussnahme durch Anlegerinnen und Anleger kann 
und soll es beim Staat nicht geben. Hier stehen die 
Vorteile des Staates aus günstigeren Finanzierungs-
bedingungen und der Schaffung eines attraktiven 
Benchmark-Anlageinstruments im Vordergrund.
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Überblick zur aktuellen Lage
Wirtschaft

 ● In der Industrie dürfte sich im April die nach wie vor bestehende Knappheit wichtiger Vorprodukte 
dämpfend bemerkbar gemacht haben. Exporterwartungen, Auftragseingänge und das Geschäftsklima 
sehen die Industrie aber weiterhin auf Expansionskurs.

 ● In den durch die Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie stärker eingeschränkten Wirtschaftsberei-
chen hellte sich angesichts der deutlich gesunkenen Infektionszahlen im Mai die Stimmung spürbar auf. 
Der Einzelhandel schätzte seine Zukunftsaussichten deutlich positiv ein und reduzierte die Kurzarbeit.

 ● Am Arbeitsmarkt zeigten sich positive Signale im Einklang mit einer einsetzenden Erholung: Neben der 
insgesamt rückläufigen urzarbeit sank auch die Arbeitslosigkeit.

Finanzen

 ● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im Zeitraum Januar bis Mai 2021 auf rund 
113,3 Mrd. €. Damit sind die Einnahmen um 4,8 Prozent (rund -5,7 Mrd. €) niedriger als im gleichen Zeit-
raum des Vorjahres. Die Steuereinnahmen (inklusive der EU-Eigenmittelabflüss ) sanken um 2,0 Prozent 
(rund 2,1 Mrd. €) gegenüber der Vorjahresperiode. Die Einnahmen aus Steuern vom Umsatz sind dabei 
um 8,6 Prozent (rund +3,5 Mrd. €) gestiegen. Das Aufkommen aus dem Solidaritätszuschlag verringerte 
sich dagegen um 40,3 Prozent (rund -2,8 Mrd. €).

 ● Die Ausgaben des Bundeshaushalts beliefen sich kumuliert bis Mai 2021 auf rund 201,3 Mrd. € und lagen 
damit um 23,3 Prozent (rund +38,0 Mrd. €) über dem entsprechenden Vorjahresniveau. Im Zeitraum Ja-
nuar bis Mai 2021 wies der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 88,0 Mrd. € auf.

 ● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) lagen im Mai 2021 um 19,1 Prozent über dem 
Monatsergebnis aus dem Mai 2020. Beim Vergleich ist dabei zu beachten, dass das Steueraufkommen im 
Vorjahresmonat erneut deutlich durch die steuerlichen Maßnahmen zur Abmilderung der Auswirkungen 
der Corona-Pandemie (wie Stundungen) gemindert war. Gegenüber Mai 2019 – also dem entsprechenden 
Monat im Vorkrisenjahr – lagen die Steuereinnahmen 4,6 Prozent beziehungsweise rund 2,4 Mrd. € nied-
riger. Das Aufkommen aus den Bundessteuern insgesamt lag im Mai 2021 um 5,1 Prozent über dem Steuer-
aufkommen des Vorjahresmonats.

Europa

 ● Der Monatsbericht Juni beinhaltet einen Rückblick auf die Videokonferenzen der Eurogruppe und des 
ECOFIN-Rats am 21./22. Mai 2021. Kernthemen der Sitzungen waren ein Austausch über die Wirtschafts- 
und Haushaltsentwicklung im Euroraum, eine Diskussion über Langzeitwirkungen der COVID-19-Pan-
demie sowie die notwendigen finan - und wirtschaftspolitischen Maßnahmen zur wirtschaftlichen Er-
holung der Europäischen Union nach der COVID-19-Pandemie.
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Sinkende Infektionszahlen 
sorgen für konjunkturellen 
Optimismus

Die Sieben-Tage-Inzidenz der Corona-Neuinfekti-
onen ist deutschlandweit im Mai um mehr als zwei 
Drittel gesunken; gleichzeitig wurden weiter deut-
liche Fortschritte in der Impfkampagne erzielt. Da-
mit zusammenhängend kam es zu Lockerungen 
der coronabedingten Einschränkungen, wie z.  B. 
vielerorts der Öffnung der Außengastronomie. 
All dies macht sich in den Erwartungen der wirt-
schaftlichen Akteure bemerkbar. Laut Konsum-
klima stiegen die Konjunkturaussichten und Ein-
kommenserwartungen der Verbraucherinnen und 
Verbraucher spürbar. Darüber hinaus verbesserten 
sich im durch die Pandemie besonders negativ be-
troffenen Dienstleistungs- und Einzelhandelsbe-
reich die Geschäftserwartungen im Mai laut ifo Ge-
schäftsklima deutlich. Auch auf dem Arbeitsmarkt 
hielt weiterer Optimismus Einzug: Die Nutzung 
von Kurzarbeit ging im Mai nach ersten Schätzun-
gen des ifo Instituts weiter zurück und die Arbeits-
markt- und Beschäftigungsbarometer der Institute 
IAB und ifo signalisieren zunehmende Neueinstel-
lungen für die nächsten drei Monate.

Insgesamt deuten die Indikatoren damit nun auf 
einen Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Aktivi-
tät im 2. Quartal hin, nachdem die deutsche Wirt-
schaft in das Jahr 2021 pandemiebedingt mit einem 
Rückgang der Wirtschaftsleistung gestartet ist. Das 
Bruttoinlandsprodukt im 1. Quartal ist nach Anga-
ben des Statistischen Bundesamts um 1,8 Prozent 
im Vergleich zum Vorquartal zurückgegangen. Ge-
genüber dem Vorkrisenniveau sind dabei in den 
Umsätzen der einzelnen Wirtschaftsbereiche deut-
liche Unterschiede sichtbar: So lag beispielsweise 
der Umsatz der Reisebranche in den Monaten Ja-
nuar bis März des laufenden Jahres rund 82 Prozent 

unter dem Vorkrisenniveau, der Umsatz der Messe-
veranstalter war um 78 Prozent niedriger. Dagegen 
unterschritt der Umsatz der Industrie im 1. Quar-
tal das Niveau vor der Krise nur noch um rund 
2 Prozent.

Auch zu Beginn des 2.  Quartals waren kontaktin-
tensive Dienstleistungen und der Einzelhandel vie-
lerorts durch die Eindämmungsmaßnahmen im 
Rahmen der Bundesnotbremse zunächst weiter 
eingeschränkt. Die Industrieproduktion musste 
im April zwar durch die anhaltende Knappheit bei 
Vorprodukten einen kleinen Dämpfer hinnehmen, 
zeigte sich aber insgesamt weiterhin als konjunktu-
relles Zugpferd. Dies dürfte sich auch im laufenden 
Jahr nicht wesentlich ändern, wie optimistische Ex-
porterwartungen sowie volle Auftragsbücher ange-
sichts einer ausgesprochen dynamischen Weltwirt-
schaft und die positiven Aussichten auf eine sich 
ebenfalls von der Corona-Krise erholende Binnen-
wirtschaft nahelegen.

Die Steuereinnahmen lagen im Mai um gut 19 Pro-
zent höher als im Vorjahresmonat. Neben dem 
pandemiebedingten wirtschaftlichen Einbruch 
im Frühjahr  2020 ist dieser Unterschied vor al-
lem auf die damals wirksam gewordenen zahl-
reichen steuerbezogenen Stützungsmaßnahmen 
für den Unternehmenssektor zurückzuführen, 
die das Aufkommen im Mai 2020 für sich genom-
men gemindert hatten. Gegenüber demselben Mo-
nat im Vorkrisenjahr 2019 lagen die Steuereinnah-
men noch um knapp 5 Prozent niedriger. Zwar ist 
das Aufkommen insgesamt auch nach wie vor von 
steuerlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Pandemie beeinträchtigt; die Entwicklung der 
eher konjunkturabhängigen Steuerarten steht aber 
im Einklang mit der zuletzt zu beobachtenden kon-
junkturellen Aufwärtsbewegung der jeweiligen 
Bemessungsgrundlagen.

Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht
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Gesamtwirtschaft/Einkommen

2020 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. Index

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

3.Q 20 4.Q 20 1.Q 21 3.Q 20 4.Q 20 1.Q 21

Bruttoinlandsprodukt

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 101,5 -4,8 +8,7 +0,5 -1,8 -3,7 -2,3 -3,4

Jeweilige Preise 3.336 -3,3 +7,7 +1,2 +0,3 -3,0 -1,6 -1,1

Einkommen¹

Volkseinkommen 2.501 -2,5 +8,0 +3,0 +0,2 +0,2 +0,9 +0,9 

Arbeitnehmerentgelte 1.844 -0,1 +4,1 +1,1 -0,4 +0,4 -0,4 -0,4

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen

658 -8,4 +20,3 +8,3 +1,7 -0,5 +4,0 +4,0 

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

1.984 +0,7 +2,7 +0,9 +0,7 +0,5 +1,0 +1,1 

Bruttolöhne und -gehälter 1.512 -0,7 -6,6 +4,6 +1,9 -4,3 -1,2 -0,1

Sparen der privaten Haushalte 330 +49,7 -26,1 +14,1 +21,6 +43,6 +60,2 +44,2 

Außenhandel/Umsätze/
Produktion/ 

Auftragseingänge

2020 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. 

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Mrz 21 Apr 21
Zweimonats-
durchschnitt Mrz 21 Apr 21

Zweimonats-
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. €)

Waren-Exporte 1 205 -9,3 +1,3 +0,3 +1,9 +16,3 +47,7 +29,2 

Waren-Importe 1.025 -7,1 +7,1 -1,7 +8,1 +16,1 +33,2 +23,7 

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

94,1 -8,2 +2,2 -1,0 +0,7 +4,8 +26,4 +14,1 

Industrie³ 91,0 -10,5 +0,7 -0,7 -0,6 +5,7 +34,1 +17,6 

Bauhauptgewerbe 116,1 +2,9 +9,8 -4,3 +6,7 +1,7 +1,3 +1,5 

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 93,1 -10,1 +3,1 -2,6 +0,8 +9,1 +40,5 +21,9 

Inland 91,7 -8,3 +3,1 -2,3 +0,8 +5,6 +28,7 +15,4 

Ausland 94,4 -11,8 +3,1 -2,8 +0,8 +12,3 +53,4 +28,5 

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 94,5 -7,0 +3,9 -0,2 +4,6 +29,2 +78,9 +48,8 

Inland 91,4 -5,8 +5,8 -4,3 +5,5 +27,8 +62,2 +41,7 

Ausland 96,9 -7,9 +2,7 +2,7 +4,0 +30,1 +92,0 +54,0 

Bauhauptgewerbe 122,9 -2,4 -12,1 . -8,5 -1,6 . +0,8 

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

115,8 +4,4 +7,7 -5,5 +6,4 +11,6 +4,4 +8,1 

Handel mit Kfz 111,1 -4,3 +7,2 . -5,7 +25,2 . +7,4 

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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Leichter Anstieg der Exporte 
im April

Die nominalen Warenexporte verzeichneten einen 
leichten Zuwachs zum Start ins 2. Quartal und stie-
gen im April saisonbereinigt um 0,3 Prozent gegen-
über dem Vormonat an. Im Zweimonatsvergleich 
ergibt sich damit ein Anstieg von 1,9  Prozent ge-
genüber der Vorperiode. Im Vergleich zum Vorjah-
resmonat, in dem es aufgrund des Pandemieaus-
bruchs zu einem erheblichen Rückgang gekommen 
war, lagen die nominalen Warenausfuhren um 
47,7 Prozent höher.

Nach einem sehr kräftigen Zugewinn im Vormonat 
mussten die nominalen Warenimporte im April ei-
nen leichten Dämpfer hinnehmen und lagen sai-
sonbereinigt um 1,7 Prozent niedriger als im Vor-
monat. Im Zweimonatsvergleich ergibt sich jedoch 
noch ein starker Zuwachs von 8,1 Prozent. Das im 
Mai sehr kräftig ausgefallene Aufkommen bei der 
Einfuhrumsatzsteuer dürfte u.  a. diese im Trend 

aufwärtsgerichtete Entwicklung bei den Importen 
widerspiegeln.

Die Bilanz des Warenhandels nach Ursprungswer-
ten und mit Ergänzungen zum Außenhandel lag im 
Zeitraum Januar bis April mit 72,6 Mrd. € über dem 
Vorjahresniveau (+16,4  Mrd.  €). Der Leistungsbi-
lanzüberschuss lag mit 87,8 Mrd. € um 15,5 Mrd. € 
über dem Vorjahresniveau.

Die Frühindikatoren zum Außenhandel in 
Deutschland sind weiterhin positiv ausgerichtet. 
Zwar sind die ifo Exporterwartungen im Verarbei-
tenden Gewerbe im Mai leicht gesunken, verblie-
ben aber weiterhin auf hohem Niveau. Anhaltend 
positiv zeigte sich dabei insbesondere der Ausblick 
in der Elektroindustrie und im Maschinenbau. Eine 
Eintrübung verzeichneten dagegen die Aussichten 
in der Automobilindustrie.

Arbeitsmarkt

2020 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Mrz 21 Apr 21 Mai 21 Mrz 21 Apr 21 Mai 21

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,70 +18,9 -8 +8 -15 +492 +127 -126

Erwerbstätige, Inland 44.818 -1,0 +18 +10 . -632 -231 .

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte  

33,54 +1,7 +38 . . -16 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2020 Veränderung in % gegenüber

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode Vorjahr 

Mrz 21 Apr 21 Mai 21 Mrz 21 Apr 21 Mai 21

Importpreise 97,3 -4,3 +1,8 +1,4 . +6,9 +10,3 .

Erzeugerpreise gewerbl. Produkte 103,8 -1,0 +0,9 +0,8 . +3,7 +5,2 .

Verbraucherpreise 105,8 +0,5 +0,5 +0,7 +0,5 +1,7 +2,0 +2,5 

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

Saisonbereinigte Salden

Okt 20 Nov 20 Dez 20 Jan 21 Feb 21 Mrz 21 Apr 21 Mai 21

Klima +2,3 -0,8 +1,8 -2,7 +2,7 +11,3 +11,3 +16,9 

Geschäftslage +6,3 +5,4 +8,4 +3,5 +6,7 +12,2 +14,6 +18,0 

Geschäftserwartungen -1,6 -6,9 -4,7 -8,8 -1,2 +10,5 +8,0 +15,8 

1 Stand: Mai 2021; Bruttoinlandsprodukt 1. Quartal 2021: detaillierte Meldung des Statistischen Bundesamts (25. Mai 2021).
2 Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3 Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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Leichter Dämpfer für das 
Produzierende Gewerbe im 
April

Nach einem Anstieg der Produktion im März 
musste das Produzierende Gewerbe im April ei-
nen leichten Dämpfer hinnehmen. Die Produktion 
sank saisonbereinigt um 1,0  Prozent im Vergleich 
zum Vormonat. Hierfür dürfte die anhaltende 
Knappheit industrieller Vorprodukte, beispiels-
weise Halbleiter, hauptursächlich sein. Im Vergleich 
zum Februar  2020, dem Monat vor dem Beginn 
der Einschränkungen durch die Corona-Pande-
mie in Deutschland, lag die Produktion im Produ-
zierenden Gewerbe im April  2021 um 5,6  Prozent 
niedriger.

Im April zeigte sich auch die Baubranche durch 
Lieferschwierigkeiten beeinträchtigt, sodass die 
Bauproduktion um 4,3  Prozent gegenüber März 
zurückging. Engpässe betrafen hier wichtige Bau-
materialien wie Holz und Stahl. Die Industriepro-
duktion (ohne Energie und Baugewerbe) sank ge-
genüber März um saisonbereinigt 0,7  Prozent. 
Innerhalb der Industrie verringerte sich dabei die 
Konsumgüterproduktion um 3,3  Prozent, die In-
vestitionsgüterproduktion um 0,1 Prozent und die 
Produktion von Vorleistungsgütern um 0,2 Prozent.

Der Umsatz im Verarbeitenden Gewerbe lag im Ap-
ril um saisonbereinigt 2,6 Prozent niedriger als im 
März. Gegenüber dem Vorjahresmonat steigerte 
sich der Umsatz dagegen um 39,5 Prozent. Vergli-
chen mit dem Februar 2020, dem Monat vor dem 
Beginn der Einschränkungen durch die Coro-
na-Pandemie in Deutschland, war der Umsatz um 
4,9 Prozent niedriger. Die Auftragseingänge im Ver-
arbeitenden Gewerbe gingen im April mit 0,2 Pro-
zent im Vergleich zum Vormonat ebenfalls leicht 
zurück, lagen jedoch weiterhin deutlich über dem 
Vorkrisenniveau von Februar  2020 (+9,9  Prozent). 
Vor allem die Nachfrage aus dem Ausland zeigte 
sich dabei im April ungebrochen stark.

Neben den Auftragseingängen deuten auch die 
ifo  Produktionserwartungen trotz eines leich-
ten Rückgangs im Mai auf einen grundsätzlichen 

positiven Ausblick in der Industrie hin. So erwar-
ten die befragten Unternehmen des Verarbeiten-
den Gewerbes im Saldo nach wie vor ein deutliches 
Wachstum ihrer Produktion. Auch weitere Frühin-
dikatoren wie die Umsatzsteuervoranmeldungen 
der Gewerblichen Wirtschaft oder die Fahrleistung 
der mautpfl chtigen Lastkraftwagen sind zwar im 
April beziehungsweise Mai nicht mehr weiter ge-
stiegen, liegen aber jeweils deutlich über ihrem 
Vorkrisenniveau.

Leichte Eintrübung des 
Konsumklimas im Mai, 
Aussichten aber verbessert

Die Umsätze der Einzelhandelsunternehmen san-
ken im April gegenüber dem Vormonat preisbe-
reinigt um 5,5 Prozent, nachdem im März im Vor-
feld des in diesem Jahr früheren Osterfests noch 
ein starkes Umsatzplus verzeichnet worden war. 
Im Vorjahresvergleich gab es jedoch Steigerun-
gen, insbesondere im Handel mit Bekleidung und 
Schuhen, dessen Umsatz während des ersten Co-
rona-Lockdowns stark eingebrochen war und nun 
um 10,6  Prozent zulegte. Nach Schätzungen des 
ifo  Instituts ging auch die Nutzung der Kurzar-
beit im Einzelhandel im April gegenüber dem Vor-
monat deutlich zurück. Laut ifo  Geschäftsklima 
schätzte der Einzelhandel seine aktuelle Lage im 
Mai zwar nur leicht verbessert ein, die Zukunftser-
wartungen hellten sich aber deutlich auf. Der wie-
der kräftigere Umsatz im März und April gegen-
über den ersten beiden Monaten des Jahres hat 
sich – für sich genommen – auch entsprechend po-
sitiv beim Aufkommen der Umsatzsteuer bemerk-
bar gemacht.

Nach einer Verbesserung im Vormonat wurde das 
durch das Marktforschungsunternehmen GfK er-
mittelte Konsumklima im Mai dagegen leicht ge-
dämpft. Die Einschätzung der Verbraucherinnen 
und Verbraucher für die nächsten Monate hellte 
sich im Vormonatsvergleich aber wieder deut-
lich auf. Insbesondere die Konjunkturaussichten 
erreichten den höchsten Wert seit mehr als drei 
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Jahren. Laut GfK dürften sich im gestiegenen Kon-
junkturoptimismus die rückläufigen Inzidenzzah-
len sowie damit einhergehende Öffnungsschritte 
und -perspektiven widerspiegeln. Dies sollte sich 
zunehmend in der Konsumlaune niederschlagen. 
Zudem dürfte in weiteren Bereichen, z.  B. in der 
Gastronomie und Hotellerie, die Kurzarbeit sinken, 
was sich positiv auf die Einkommenserwartungen 
auswirkt.

Zunehmender Optimismus am 
Arbeitsmarkt im Mai

Die Arbeitslosigkeit ging im Mai spürbar zurück 
und sank nach Ursprungswerten auf 2,69 Millionen 
Menschen. Saisonbereinigt nahm die Arbeitslosen-
zahl gegenüber dem Vormonat um 15.000  Perso-
nen ab. Die saisonbereinigte Arbeitslosenquote 
blieb wie seit Jahresbeginn unverändert bei 6,0 Pro-
zent. Die Langzeitarbeitslosigkeit stieg im Mai erst-
mals seit März 2020 nicht weiter an; allerdings war 
das Niveau mit knapp 1,1  Millionen Menschen 
recht hoch. Vor Beginn der Corona-Krise hatte es 
im Jahr 2016 zuletzt mehr als 1 Million Langzeitar-
beitslose gegeben; die Zahl war bis Ende 2019 kon-
tinuierlich auf unter 700.000 Personen gesunken.

Die Erwerbstätigkeit ist im April gegenüber März 
leicht auf 44,4  Millionen Personen angestiegen. 
In Kombination mit einem wachsenden Stellen-
angebot deutet sich eine Belebung des Arbeits-
markts an. Hierfür sprechen auch die Arbeits-
markt- und Beschäftigungsbarometer des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) und 
des ifo  Instituts, die im Mai weiter angestiegen 
sind. Insbesondere im Verarbeitenden Gewerbe er-
scheint die Bereitschaft zu zusätzlichen Neuein-
stellungen hoch.

Über alle Branchen hinweg zeigte sich am aktuel-
len Rand ein Rückgang der realisierten Kurzarbeit. 
Im März erhielten nach vorläufigen Hochrech-
nungen der Bundesagentur für Arbeit 2,6  Millio-
nen Beschäftigte Kurzarbeitergeld, ein deutlicher 
Rückgang um rund 660.000  Personen gegenüber 

Februar. Nach Schätzungen des ifo  Instituts ging 
die Kurzarbeit am aktuellen Rand weiter spürbar 
zurück. Im Mai dürften danach noch 2,3 Millionen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Kurz-
arbeit gewesen sein. In der Nutzung der Kurzar-
beit zeigte sich auf dem Arbeitsmarkt jedoch nach 
wie vor die heterogene Betroffenheit verschiedener 
Wirtschaftsbereiche. Besonders eingeschränkt ist 
das Gastgewerbe, in dem laut ifo  Institut seit No-
vember durchgehend mehr als 45 Prozent der Be-
schäftigten in Kurzarbeit sind. Gleichzeitig ist die 
sozialversicherungspfl chtige Beschäftigung dort 
insgesamt gesunken. Hingegen profit erte z. B. die 
Autobranche von der starken globalen Nachfrage, 
sodass im Bereich des Handels und der Instandhal-
tung von Kraftfahrzeugen die Kurzarbeit seit Feb-
ruar von 18 Prozent auf 4 Prozent der Beschäftig-
ten sank. Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer 
lag im Mai deutlich über dem Vorjahres- und auch 
über dem Vormonatsniveau und dürfte damit auch 
den generellen zunehmend positiven Trend am Ar-
beitsmarkt abbilden.

Inflationsrate setzt 
Aufwärtstrend im Mai wie 
erwartet fort

Die Inflat onsrate (Veränderung des Verbraucher-
preisindex gegenüber dem Vorjahresmonat) setzte 
ihre seit Jahresbeginn anhaltende Aufwärtsbewe-
gung auch im Mai weiter fort. Sie lag bei 2,5  Pro-
zent, nach 2,0 Prozent im April und 1,7 Prozent im 
März. Gegenüber dem Vormonat entspricht dies ei-
ner Steigerung des Verbraucherpreisniveaus um 
0,5 Prozent. Die Kerninflat onsrate (ohne Energie- 
und Nahrungsmittelpreise) stieg auf 1,9 Prozent. Im 
Einzelnen betrug die Inflat onsrate beim Gesamt-
i ndex für Waren 3,1 Prozent (nach 2,6 Prozent im 
April), darunter 10,0  Prozent für Energie (7,9  Pro-
zent) und 1,5 Prozent für Nahrungsmittel (1,9 Pro-
zent). Der Anstieg des Index für Dienstleistungen 
lag mit 2,2 Prozent höher als im Vormonat (1,6 Pro-
zent), darunter unverändert ein Plus von 1,3  Pro-
zent bei Wohnungsmieten.
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BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland
Salden                                                                                                                                                                                                                    in %

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt; ifo Institut, eigene Berechnungen
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Ein maßgeblicher Treiber der Inflat onsrate sind 
weiterhin Basiseffekte bei den Energiepreisen. 
Während der Ölpreis (Brent) in den vergangenen 
Monaten im Wesentlichen zwischen 65  US-Dol-
lar und 70  US-Dollar schwankte, verzeichnete er 
von März bis Mai  2020 sein pandemiebedingtes 
Tief von monatsdurchschnittlich rund 30 US-Dol-
lar. Auch in den nächsten Monaten dürften solche 

Sonder- und Basiseffekte noch spürbar zur Infl -
tionsrate beitragen, wenn auch in etwas schwä-
cherer Form als aktuell. Gleichzeitig ergibt sich im 
2. Halbjahr 2021 ein kurzfristig deutlich inflat ons-
steigernder Effekt daraus, dass das Preisniveau im 
Vergleichszeitraum durch die temporäre Senkung 
der Umsatzsteuersätze niedriger war.
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Steuereinnahmen im Mai 2021

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) lagen im Mai 2021 um 19,1 Prozent über 
dem Monatsergebnis aus dem Mai 2020. Beim Ver-
gleich ist dabei zu beachten, dass das Steuerauf-
kommen im Vorjahresmonat erneut deutlich durch 
die steuerlichen Maßnahmen zur Abmilderung der 
Auswirkungen der Corona-Pandemie (wie Stun-
dungen) gemindert war. Gegenüber Mai 2019 – also 
dem entsprechenden Monat im Vorkrisenjahr – la-
gen die Steuereinnahmen 4,6 Prozent beziehungs-
weise rund 2,4 Mrd. € niedriger. Die Einnahmen aus 
den Gemeinschaftsteuern lagen im Mai 2021 insge-
samt um 23,0 Prozent über dem Niveau des Vorjah-
resmonats. Bei den Bundessteuern ergab sich im 
Mai 2021 ein Einnahmeanstieg um 5,1 Prozent ge-
genüber dem Vorjahr. Die Einnahmen aus den Län-
dersteuern wiesen einen Anstieg um 12,0  Prozent 
auf.

EU-Eigenmittel

Im Berichtsmonat Mai  2021 lagen die Zahlungen 
von EU-Eigenmitteln inklusive der Zölle um knapp 
0,7  Mrd.  € (-18,1  Prozent) unter dem Ergebnis im 
Mai 2020. Die monatlichen Anforderungen der Eu-
ropäischen Union (EU) schwanken aufgrund des je-
weiligen Finanzierungsbedarfs der  EU. Sie orien-
tieren sich grundsätzlich an dem jeweils gültigen 
Jahreshaushalt der EU.

Gesamtüberblick kumuliert 
Januar bis Mai 2021

In den Monaten Januar bis Mai 2021 stieg das Steu-
eraufkommen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) 
um 4,2 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum. 
Die Einnahmen aus den Gemeinschaftsteuern stie-
gen dabei um 6,4  Prozent; das Aufkommen der 
Bundessteuern sank um 8,3  Prozent. Die Länder-
steuern verzeichneten einen Einnahmezuwachs 
um 8,6 Prozent.

Verteilung auf Bund, Länder 
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Ver-
rechnung von Bundesergänzungszuweisun-
gen verzeichneten im Mai 2021 einen Anstieg um 
29,1 Prozent gegenüber dem Ergebnis im Mai 2020. 
Neben höheren Einnahmen aus den Bundessteu-
ern (+5,1 Prozent) verbesserten geringere Eigenmit-
telabführungen des Bundes an die EU die Einnah-
men des Bundes im Vorjahresvergleich. Allerdings 
waren gegenüber Mai 2020 leicht höhere Bundeser-
gänzungszuweisungen an die Länder zu leisten.

Die Länder verbuchten im Mai  2021 ebenfalls ei-
nen deutlichen Anstieg ihrer Steuereinnahmen 
um 20,4  Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat. 
Die Ländereinnahmen aus den Gemeinschaftsteu-
ern stiegen dabei insgesamt um 23,7  Prozent. Zu-
dem war bei den Ländersteuern ein deutliches Plus 
von 12,0  Prozent zu verzeichnen. Die Einnahmen 
der Gemeinden aus ihrem Anteil an den Gemein-
schaftsteuern stiegen um 3,3 Prozent.

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im 
Mai 2021 um 8,3 Prozent über dem Aufkommen im 
Vorjahresmonat, trotz der für sich genommen ein-
nahmemindernden Entlastungen in diesem Jahr 
(Erhöhung Grundfreibetrag, Verschiebung der üb-
rigen Tarifeckwerte). Das Kassenaufkommen in die-
sem Monat beinhaltet die für April 2021 abgeführte 
Lohnsteuer. Zwar haben die Unternehmen auch 
im April  2021 noch spürbar vom Instrument der 
Kurzarbeit Gebrauch gemacht (vergleiche Bericht 
zur konjunkturellen Entwicklung in dieser Aus-
gabe), jedoch deutlich weniger als im April  2020, 
als die Inanspruchnahme von Kurzarbeit ihren 
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Rekordwert in der Pandemie erreicht hatte. Nichts-
destotrotz lag das kassenmäßige Lohnsteuerauf-
kommen im Ergebnis im Mai 2021 um 8,0 Prozent 
niedriger als im Vorjahr. Ein maßgeblicher Grund 
dafür war neben der mit dem Zweiten Familienent-
lastungsgesetz beschlossenen Kindergelderhöhung 
gegenüber dem Vorjahr um 15 € pro Kind seit 1. Ja-
nuar  2021 die Auszahlung von 150  € Kinderbo-
nus aus dem Aufkommen im Mai 2021. In den Mo-
naten Januar 2021 bis Mai 2021 insgesamt lag das 

kassenmäßige Lohnsteueraufkommen um 3,3 Pro-
zent unter dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Körperschaftsteuer

Im Veranlagungsmonat Mai  2021 wurden rund 
21  Mio.  € Körperschaftsteueraufkommen erstat-
tet. Im Mai 2020 waren hier noch rund 225 Mio. € 
erstattet worden. Ein Teil des Unterschieds dürfte 
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2021

Mai

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Mai

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20214

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 13.918  -8,0 83.211  -3,3 211.300 +1,0

Veranlagte Einkommensteuer -218 X 17.926 +5,5 61.150 +3,7

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 2.279 +82,7 7.851 +4,1 21.400  -0,5

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräuße-
rungserträge (einschließlich ehemaligem 
Zinsabschlag)

695 +99,2 4.771 +41,4 7.500 +10,9

Körperschaftsteuer -21 X 11.432 +97,5 28.150 +16,0

Steuern vom Umsatz 22.740 +37,8 95.852 +8,9 245.400 +11,8

Gewerbesteuerumlage 215 +9,1 1.465 +11,2 4.419 +16,3

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 X -0 X 0 X

Gemeinschaftsteuern insgesamt 39.609 +23,0 222.507 +6,4 579.319 +6,4

Bundessteuern

Energiesteuer 3.114 +17,8 9.663  -7,3 39.150 +4,0

Tabaksteuer 1.251 +21,7 5.302 +4,4 14.460  -1,3

Alkoholsteuer 249 +48,8 778  -9,6 1.935  -13,5

Versicherungsteuer 1.069 +3,6 8.860 +2,3 14.890 +2,3

Stromsteuer 541 +10,4 2.811 +4,8 6.740 +2,7

Kraftfahrzeugsteuer 769 +12,0 4.155  -2,9 9.545 +0,2

Luftverkehrsteuer 14 +286,5 108  -32,7 450 +54,1

Solidaritätszuschlag 495  -54,6 4.158  -40,3 10.050  -46,2

Übrige Bundessteuern 112 +11,8 572  -5,7 1.401  -6,6

Bundessteuern insgesamt 7.611 +5,1 36.407  -8,3 98.621  -6,6

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 755  -1,0 3.636 +7,2 8.500  -1,2

Grunderwerbsteuer 1.383 +17,8 7.502 +8,8 16.700 +4,0

Rennwett- und Lotteriesteuer 160 +16,4 920 +12,4 2.170 +6,2

Biersteuer 48 +124,7 214 +16,9 585 +3,3

Übrige Ländersteuern 36 +10,4 307 +5,4 522 +2,4

Ländersteuern insgesamt 2.382 +12,0 12.580 +8,6 28.477 +2,5

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 
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mit den untergesetzlichen Corona-Maßnahmen 
wie Stundungen oder der pauschalierten Herab-
setzung bereits geleisteter Vorauszahlungen zu tun 
haben, die insbesondere die Vorjahresbasis merk-
lich betroffen hatten. Die Investitionszulage hatte 
aufgrund ihres geringen Volumens nahezu keinen 
Einfluss auf das Aufkommen im Mai 2021. In den 
Monaten Januar bis Mai  2021 insgesamt stieg das 
kassenmäßige Körperschaftsteueraufkommen um 
97,5 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum.

Veranlagte Einkommensteuer

Das Aufkommen aus veranlagter Einkommen-
steuer brutto stieg im Mai  2021 um 27,3  Prozent 
gegenüber Mai  2020. Ähnlich wie bei der Körper-
schaftsteuer dürften hier steuerliche Maßnahmen 
die Vergleichsbasis 2020 relativ spürbar gemindert 
haben. Nach Abzug der Arbeitnehmererstattungen, 
die sich um 22,9 Prozent gegenüber Mai 2020 ver-
ringerten, und der nur noch unbedeutenden Inves-
titions- und Eigenheimzulagen ergab sich per saldo 

im Mai  2021 kassentechnisch ein Erstattungsvo-
lumen von rund 218 Mio. € gegenüber 999 Mio. € 
im Mai 2020. In den Monaten Januar bis Mai 2021 
lag das kassenmäßige Aufkommen aus veranlagter 
Einkommensteuer insgesamt um 5,5 Prozent über 
dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im Mai 2021 lag das Bruttoaufkommen der nicht ver-
anlagten Steuern vom Ertrag um 76,4 Prozent über 
der Vorjahresbasis. Die aus dem Aufkommen geleis-
teten Erstattungen durch das Bundeszentralamt für 
Steuern lagen bei rund 49 Mio. € (-32,9 Prozent ge-
genüber Mai 2020). Insgesamt ergab sich so ein An-
stieg des Kassenaufkommens der nicht veranlag-
ten Steuern vom Ertrag um 82,7 Prozent gegenüber 
Mai 2020. In den Monaten Januar bis Mai 2021 lag 
das kassenmäßige Aufkommen der nicht veranlag-
ten Steuern vom Ertrag insgesamt um 4,1  Prozent 
über dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

2021

Mai

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Mai

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20214

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

EU-Eigenmittel

Zölle 410 +0,2 1.871  -1,9 4.950 +5,3

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 333  -4,8 2.143 +54,2 4.430 +79,1

BNE-Eigenmittel 2.355  -22,1 15.178 +19,6 33.290 +30,0

EU-Eigenmittel insgesamt 3.097  -18,1 19.192 +20,0 42.670 +30,1

Bund³ 20.638 +29,1 107.288  -0,4 293.760 +3,8

Länder³ 23.378 +20,4 127.697 +6,9 324.596 +2,6

EU 3.097  -18,1 19.192 +20,0 42.670 +30,1

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

2.899 +3,3 19.188  -0,0 50.341 +0,5

Steueraufkommen insgesamt (ohne Ge-
meindesteuern)

50.012 +19,1 273.364 +4,2 711.367 +4,3

1 Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2 Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3 Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4 Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom Mai 2021.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹
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Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge verzeichnete im Ver-
gleich zum Mai  2020 einen Anstieg um 99,2  Pro-
zent. In den Monaten Januar bis Mai 2021 stieg das 
kassenmäßige Aufkommen insgesamt um 41,4 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahreszeitraum.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz lag im 
Mai 2021 um 37,8 Prozent höher als im Vorjahres-
monat. Die Einnahmen aus der Binnen-Umsatz-
steuer stiegen dabei um 34,7 Prozent, die Einnah-
men aus der Einfuhrumsatzsteuer um 46,8 Prozent. 
Ursache waren zum einen die umfangreichen steu-
erlichen Corona-Maßnahmen zur Entlastung der 
Unternehmen (wie gewährte Stundungen oder 
aufgeschobene Vollstreckungsmaßnahmen), die 
sich insbesondere im vergangenen Jahr deutlich 
im Aufkommen niedergeschlagen hatten. Zum 
anderen dürfte die Einfuhrumsatzsteuer von der 
sukzessiven Erholung des im Frühjahr vergange-
nen Jahres pandemiebedingt eingebrochenen Au-
ßenhandels und die Binnenumsatzsteuer von den 
deutlich über den entsprechenden Werten aus dem 
Vorjahr liegenden Einzelhandelsumsätzen im März 
und April 2021 profit eren. In den Monaten Januar 
bis Mai 2021 insgesamt stieg das kassenmäßige Auf-
kommen der Steuern vom Umsatz um 8,9 Prozent 
gegenüber dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern insgesamt 
lag im Mai 2021 um 5,1 Prozent über dem Steuer-
aufkommen des Vorjahresmonats. Spürbare An-
stiege waren bei der Energiesteuer (+17,8 Prozent), 
der Stromsteuer (+10,4 Prozent), der Kraftfahrzeug-
steuer (+12,0 Prozent), der Tabaksteuer (+21,7 Pro-
zent) und der Alkoholsteuer (+48,8 Prozent) zu ver-
zeichnen. Im Aufkommen der Energiesteuer dürfte 
sich dabei bemerkbar machen, dass die Mobilität 
in Deutschland im Zuge der Pandemie im Früh-
jahr 2020 sehr stark zurückgegangen war. Im Früh-
jahr 2021 war zwar immer noch eine deutlich ein-
geschränkte Mobilität zu beobachten, die jedoch 
oberhalb der Werte aus dem Frühjahr 2020 lag. Das 
Aufkommen aus dem Solidaritätszuschlag verrin-
gerte sich um 54,6 Prozent, was vor allem auf des-
sen weitgehende Abschaffung zurückzuführen war. 
Die Veränderungen bei den übrigen Steuerarten 
hatten betragsmäßig nur geringen Einfluss auf das 
Gesamtergebnis der Bundessteuern. In den Mona-
ten Januar bis Mai 2021 verringerte sich das kassen-
mäßige Aufkommen der Bundessteuern insgesamt 
um 8,3 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern lag im 
Mai  2021 deutlich um 12,0  Prozent gegenüber 
dem Ergebnis im Mai 2020. Die einzelnen Steuern 
konnten zum Teil spürbare Zuwächse verbuchen. 
So stiegen die Einnahmen aus der Grunderwerb-
steuer um 17,8 Prozent, aus der Feuerschutzsteuer 
um 10,4 Prozent und aus der Rennwett- und Lot-
teriesteuer um 16,4  Prozent. Das Biersteuerauf-
kommen verbesserte sich um 124,7 Prozent. Bei der 
Erbschaftsteuer ergab sich ein leichter Rückgang 
um 1,0  Prozent. In den Monaten Januar  2021 bis 
Mai 2021 stieg das Aufkommen der Ländersteuern 
insgesamt um 8,6 Prozent.
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich Mai 2021

Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich 
im Zeitraum von Januar 2021 bis Mai 2021 auf rund 
113,3  Mrd.  €. Damit waren die Einnahmen um 
4,8 Prozent (rund -5,7 Mrd. €) niedriger als im glei-
chen Zeitraum des Vorjahres. Die Steuereinnah-
men (inklusive der EU-Eigenmittelabflüss ) san-
ken um 2,0  Prozent (rund -2,1  Mrd.  €) gegenüber 
der Vorjahresperiode. Die Einnahmen aus Steuern 
vom Umsatz stiegen dabei um 8,6  Prozent (rund 
+3,5  Mrd.  €). Das Aufkommen aus dem Solidari-
tätszuschlag verringerte sich dagegen um 40,3 Pro-
zent (rund -2,8  Mrd.  €). Dieser Rückgang war im 
Wesentlichen auf die Abschaffung des Solidaritäts-
zuschlags ab diesem Jahr für rund 90  Prozent der 
Lohn- und Einkommensteuerzahler zurückzufüh-
ren. Die Zahlungen an die  EU (BNE-Eigenmittel 
der  EU und Mehrwertsteuer-Eigenmittel der  EU) 
waren um rund 3,2  Mrd.  € höher als im entspre-
chenden Vorjahreszeitraum.

Auch die Sonstigen Einnahmen lagen im Berichts-
zeitraum um 28,9 Prozent (rund -3,6 Mrd. €) unter 
dem entsprechenden Vorjahresniveau. Dies war vor 
allem auf das Ausbleiben der Abführung des Bun-
desanteils am Reingewinn der Deutschen Bundes-
bank zurückzuführen. Im Vorjahr hatte die Deut-
sche Bundesbank rund 5,9  Mrd.  € Reingewinn an 
den Bund abgeführt, von denen 2,5 Mrd. € im Bun-
deshaushalt verblieben und 3,4  Mrd.  € dem Son-
dervermögen „Investitions- und Tilgungsfonds“ 
zur Tilgung seiner Verbindlichkeiten zur Verfü-
gung zu stellen waren.

Ausgaben

Im Jahr  2020 wurden außerordentliche Anstren-
gungen unternommen, um die Corona-Pan-
demie und ihre wirtschaftlichen, sozialen und 

gesellschaftlichen Folgen zu bekämpfen bezie-
hungsweise einzudämmen. Auch der Vollzug des 
Haushalts  2021 wird ganz wesentlich von der Be-
wältigung der Pandemie und ihrer Folgen geprägt 
sein.

Die Ausgaben des Bundeshaushalts beliefen sich 
kumuliert bis Mai 2021 auf rund 201,3 Mrd. € und 
lagen damit um 23,3  Prozent (rund +38,0  Mrd.  €) 
über dem entsprechenden Vorjahresniveau. Nach 
ökonomischen Arten gegliedert resultierte der 
Anstieg der Ausgaben im betrachteten Zeitraum 
überwiegend aus höheren konsumtiven Ausgaben 
(+16,7 Prozent beziehungsweise rund +25,6 Mrd. €). 
Ein Großteil der höheren Ausgaben wurde für lau-
fende Zuweisungen an Verwaltungen und Sozi-
alversicherungen aufgewendet. Die Zuweisun-
gen an Verwaltungen sind um 41,5  Prozent (rund 
+6,2  Mrd.  €) gestiegen, was u.  a. auf die pande-
miebedingten Ausgleichszahlungen nach §  21 des 
Krankenhausfinanz erungsgesetzes zurückzu-
führen ist (rund +1,8  Mrd.  € gegenüber dem Vor-
jahr). Für diesen Zweck wurden bis Mai 2021 rund 
4,5  Mrd.  € bereitgestellt. Zudem trug die Zuwei-
sung von Mitteln an den Energie- und Klimafonds 
in Höhe von rund 2,5 Mrd. € zum Anstieg der Zu-
weisungen an Verwaltungen bei. Im Jahr 2020 er-
folgten die Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt 
an den Energie- und Klimafonds erst im Novem-
ber. Die Zuweisungen an Sozialversicherungen 
überstiegen das entsprechende Vorjahresergebnis 
um 22,7 Prozent (rund +13,8 Mrd. €). Darin enthal-
ten waren Leistungen an den Gesundheitsfonds für 
durch die SARS-CoV-2-Pandemie verursachte Be-
lastungen in Höhe von rund 8,7 Mrd. €. Weiterhin 
enthalten waren Zuweisungen an die Liquiditätsre-
serve des Gesundheitsfonds für das „Zukunftspro-
gramm Krankenhäuser“, die in Höhe von 3,0 Mrd. € 
ausgezahlt wurden. Die Zinsausgaben lagen um 
31,9 Prozent (rund +0,8 Mrd. €) über dem entspre-
chenden Vorjahresniveau.
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2020 Soll 2021¹ Ist-Entwicklung² Mai 2021

Ausgaben (Mrd. €)³ 441,8 547,7 201,3

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +23,3

Einnahmen (Mrd. €)4 311,1 307,3 113,3

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % -4,8

Steuereinnahmen (Mrd. €) 283,3 284,0 104,5

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % -2,0

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. €) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. €) -130,7 -240,4 -88,0

Deckung/Verwendung: 130,7 240,4 88,0

Kassenmittel (Mrd. €) - - 60,8

Münzeinnahmen (Mrd. €) 0,2 0,2 0,0

Saldo der Rücklagenbewegungen5 0 0,0 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo6 (Mrd. €) 130,5 240,2 27,2

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021  

vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).
2 Buchungsergebnisse.
3 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
5 Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
6 (-) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Investiv wurden im Berichtszeitraum Mittel in 
Höhe von rund 22,5 Mrd. € verausgabt. Damit wurde 
das Niveau vom Mai 2020 um 123,6 Prozent (rund 
+12,4  Mrd.  €) übertroffen. Dies war vor allem auf 
unterjährige Liquiditätshilfen an die Bundesagen-
tur für Arbeit (rund +12,1 Mrd. €) zurückzuführen. 
Die Sachinvestitionen gingen aufgrund geringe-
rer Ausgaben für Baumaßnahmen um 50,0 Prozent 
(rund 1,7 Mrd. €) zurück. Die gegenüber dem Vor-
jahr geringeren Ausgaben für Baumaßnahmen sind 
etwa zur Hälfte auf einen Sondereffekt zurückzu-
führen, der das gesamte Jahr 2021 über wirken 
wird. Die Investitionen im Fernstraßenbau wer-
den ab dem Jahr 2021 an die „Autobahn GmbH des 
Bundes“ ausgelagert. Die „Autobahn  GmbH des 
Bundes“ erhält die dafür benötigten Mittel über 
Zuschüsse für Investitionen, die im Mai  2021 um 
rund 0,9 Mrd. € höher gewesen sind als im Mai des 
vergangenen Jahres. Gemäß Soll  2021 erhält die 
„Autobahn  GmbH des Bundes“ dieses Jahr insge-
samt Zuschüsse für Investitionen in Höhe von rund 
5,5 Mrd. €. Bei den Bauinvestitionen sind daher im 

Jahr  2021 auch rund 4,7  Mrd.  € weniger veran-
schlagt als im Soll des Jahres 2020 (rund 4,2 Mrd. € 
weniger gegenüber dem Ist 2020).

Finanzierungssaldo

Im Zeitraum von Januar  2021 bis Mai  2021 wies 
der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 
88,0 Mrd. € auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen.
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2020 Soll¹ 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

Mai 
2020

Mai 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Allgemeine Dienste 95.479 21,6 103.911 19,0 34.610 35.485 +2,5

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 12.127 2,7 12.324 2,3 3.418 3.207 -6,2

Verteidigung 45.471 10,3 47.019 8,6 16.566 17.188 +3,8

Politische Führung, zentrale Verwaltung 19.199 4,3 22.707 4,1 8.225 8.469 +3,0

Finanzverwaltung 5.342 1,2 5.922 1,1 2.146 2.229 +3,9

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle Angelegenheiten 28.645 6,5 31.829 5,8 8.107 8.162 +0,7

Förderung für Schülerinnen und Schüler, Studierende, 
Weiterbildungsteilnehmende

6.045 1,4 5.182 0,9 1.566 1.703 +8,7

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der 
Hochschulen

15.236 3,4 18.207 3,3 4.275 4.080 -4,6

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 218.365 49,4 284.649 52,0 98.780 131.126 +32,7

Sozialversicherungen einschließlich Arbeitslosenversicherung 129.829 29,4 134.149 24,5 58.371 75.438 +29,2

darunter:

Allgemeine Rentenversicherung 93.004 21,1 97.401 17,8 45.168 47.300 +4,7

Krankenversicherung 15.884 3,6 19.010 3,5 6.617 9.446 +42,8

Arbeitslosenversicherung 6.913 1,6 3.350 0,6 0 12.080 -

Arbeitsmarktpolitik 40.876 9,3 45.360 8,3 15.131 17.983 +18,8

darunter:

Arbeitslosengeld II nach SGB II 20.658 4,7 23.700 4,3 8.751 9.755 +11,5

Leistungen des Bundes für Unterkunft und Heizung 
nach dem SGB II

10.097 2,3 11.200 2,0 2.603 4.443 +70,7

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 10.343 2,3 11.395 2,1 4.130 4.567 +10,6

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen 
Ereignissen

2.039 0,5 2.269 0,4 903 986 +9,2

Sonstige soziale Angelegenheiten 24.149 5,5 79.621 14,5 15.586 27.462 +76,2

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 19.001 4,3 25.114 4,6 5.950 7.985 +34,2

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und kommunale 
Gemeinschaftsdienste

1.783 0,4 2.972 0,5 411 608 +48,2

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 893 0,2 1.675 0,3 267 467 +75,1

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.469 0,3 2.611 0,5 254 443 +74,6

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen 5.509 1,2 14.620 2,7 2.918 2.132 -26,9

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.400 0,3 2.968 0,5 318 290 -8,8

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 2.316 0,5 1.491 0,3 2.076 458 -77,9

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 22.961 5,2 33.683 6,1 7.096 7.015 -1,2

Straßen 9.791 2,2 9.815 1,8 2.893 1.891 -34,6

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 8.156 1,8 16.321 3,0 2.306 2.310 +0,2

Allgemeine Finanzwirtschaft 48.585 11,0 48.336 8,8 5.137 8.349 +62,5

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Schuldenaufnahme

6.457 1,5 10.267 1,9 2.504 3.295 +31,6

Ausgaben insgesamt² 441.798 100,0 547.726 100,0 163.262 201.305 +23,3

1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 vom 
3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).

2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Bundesausgaben nach ökonomischen Arten

Ist 2020 Soll¹ 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr 

Mai 
2020

Mai 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Konsumtive Ausgaben 391.450 88,6 461.191 84,2 153.218 178.847 +16,7

Personalausgaben 35.409 8,0 35.960 6,6 15.258 15.675 +2,7

Aktivbezüge 26.249 5,9 26.817 4,9 11.147 11.593 +4,0

Versorgung 9.160 2,1 9.144 1,7 4.111 4.082  -0,7

Laufender Sachaufwand 36.370 8,2 44.823 8,2 11.491 12.077 +5,1

Unterhaltung des unbeweglichen Vermögens 1.801 0,4 1.164 0,2 648 389  -40,0

Militärische Beschaffungen 16.833 3,8 18.155 3,3 4.332 4.666 +7,7

Sonstiger laufender Sachaufwand 17.736 4,0 25.504 4,7 6.511 7.022 +7,8

Zinsausgaben 6.413 1,5 10.261 1,9 2.487 3.280 +31,9

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 312.053 70,6 366.125 66,8 123.408 147.104 +19,2

an Verwaltungen 75.607 17,1 40.670 7,4 14.843 21.008 +41,5

an andere Bereiche 236.446 53,5 325.455 59,4 108.565 126.096 +16,1

darunter:

Unternehmen 49.569 11,2 104.429 19,1 28.055 30.397 +8,3

Renten, Unterstützungen u. a. 30.735 7,0 36.535 6,7 12.942 14.326 +10,7

Sozialversicherungen 134.613 30,5 153.495 28,0 60.625 74.409 +22,7

Sonstige Vermögensübertragungen 1.205 0,3 4.022 0,7 573 712 +24,3

Investive Ausgaben 50.348 11,4 59.268 10,8 10.044 22.458 +123,6

Finanzierungshilfen 38.756 8,8 51.165 9,3 6.562 20.718 +215,7

Zuweisungen und Zuschüsse 30.652 6,9 39.856 7,3 6.340 7.135 +12,5

Darlehensgewährungen, Gewährleistungen 7.630 1,7 6.680 1,2 214 13.260 X

Erwerb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen 473 0,1 4.628 0,8 8 323 X

Sachinvestitionen 11.592 2,6 8.103 1,5 3.482 1.740  -50,0

Baumaßnahmen 8.192 1,9 4.554 0,8 2.450 1.008  -58,9

Erwerb von beweglichen Sachen 2.816 0,6 3.412 0,6 866 712  -17,8

Grunderwerb 585 0,1 137 0,0 166 21  -87,3

Globalansätze 0 0,0 27.267 5,0 0 0 X

Ausgaben insgesamt² 441.798 100,0 547.726 100,0 163.262 201.305 +23,3

1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 vom 3. 
Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).

2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2020 Soll¹ 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr 

Mai 
2020

Mai 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Steuern 283.254 91,1 284.024 92,4 106.611 104.506  -2,0

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 235.978 75,9 250.470 81,5 91.615 96.079 +4,9

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge)

140.012 45,0 134.358 43,7 49.940 50.774 +1,7

davon:

Lohnsteuer 89.075 28,6 84.651 27,5 34.590 31.583  -8,7

Veranlagte Einkommensteuer 25.067 8,1 24.814 8,1 7.222 7.618 +5,5

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 10.761 3,5 9.200 3,0 3.748 3.758 +0,3

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungs-
erträge 

2.976 1,0 2.794 0,9 1.485 2.099 +41,3

Körperschaftsteuer 12.134 3,9 12.899 4,2 2.894 5.716 +97,5

Steuern vom Umsatz 94.391 30,3 114.323 37,2 41.129 44.668 +8,6

Gewerbesteuerumlage 1.574 0,5 1.789 0,6 546 638 +16,8

Energiesteuer 37.635 12,1 39.850 13,0 10.420 9.663  -7,3

Tabaksteuer 14.651 4,7 14.190 4,6 5.080 5.302 +4,4

Solidaritätszuschlag 18.676 6,0 9.950 3,2 6.963 4.158  -40,3

Versicherungsteuer 14.553 4,7 14.890 4,8 8.658 8.860 +2,3

Stromsteuer 6.561 2,1 6.880 2,2 2.683 2.811 +4,8

Kraftfahrzeugsteuer 9.526 3,1 9.545 3,1 4.277 4.155  -2,9

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.249 0,7 2.102 0,7 871 778  -10,7

Kaffeesteuer 1.060 0,3 1.070 0,3 418 440 +5,3

Luftverkehrsteuer 292 0,1 630 0,2 161 108  -32,9

Schaumweinsteuer und Zwischenerzeugnissteuer 428 0,1 394 0,1 178 130  -27,0

Sonstige Bundessteuern 1 0,0 2 0,0 1 1 -

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 1.067 X 800 X 0 0 -

Ergänzungszuweisungen an Länder 8.751 X 9.179 X 2.405 2.302  -4,3

BNE-Eigenmittel der EU 25.616 X 33.280 X 12.692 15.178 +19,6

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 2.473 X 4.430 X 1.389 2.143 +54,3

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 11.457 X 9.268 X 3.732 3.862 +3,5

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 4.496 4.496 -

Sonstige Einnahmen 27.831 8,9 23.290 7,6 12.367 8.795  -28,9

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 7.263 2,3 5.352 1,7 3.978 1.511  -62,0

Zinseinnahmen 364 0,1 385 0,1 74 120 +62,2

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, Kapitalrück-
zahlungen, Gewährleistungen

1.342 0,4 1.253 0,4 374 364  -2,7

Einnahmen insgesamt² 311.085 100,0 307.314 100,0 118.978 113.301  -4,8

1 Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 
vom 3. Juni 2021 (BGBl. I Nr. 29 S. 1410).

2 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Der Finanzierungssaldo der Ländergesamtheit fiel 
am Ende des Berichtszeitraums deutlich besser aus 
als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Er betrug 
Ende April 2021 rund 6,6 Mrd. € und verbesserte sich 
im Vergleich zum Vorjahreswert, in dem die gestie-
genen Ausgaben zur Bekämpfung der Folgen der 
COVID-19-Pandemie sich im Finanzierungsdefi-
zit von 12,4  Mrd.  € erstmals widerspiegelten, um 
rund 5,8  Mrd.  €. Im Vergleich zum Vormonat ver-
schlechterte sich der Finanzierungssaldo jedoch um 
1,2 Mrd. €.

Die Ausgaben der Länder sind im Vergleich zum 
Vorjahr um 1,9 Prozent gesunken. Hierbei ist jedoch 
zu berücksichtigen, dass der größte Teil der Ausga-
ben zur Bekämpfung der Folgen der Pandemie in 

einigen Ländern über Sondervermögen abgewickelt 
wird, mit der Folge, dass diese Ausgaben sich nicht in 
den durch die monatliche Kassenstatistik abgebilde-
ten Kernhaushalten widerspiegelt. Die Einnahmen 
wuchsen um 2,1  Prozent. Dieser Anstieg war u.  a. 
auf einen Anstieg der Steuereinnahmen gegenüber 
dem Vergleichsmonat des Vorjahres um 5,4 Prozent 
zurückzuführen, während die Einnahmen von Ver-
waltungen (laufende Rechnung) bezogen auf die 
Ländergesamtheit um 6  Prozent gegenüber dem 
Vergleichsmonat im Vorjahr zurückgingen.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein-
schließlich April  2021 sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich April 2021

Entwicklung der Länderhaushalte bis April 2021 – Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis April 2021 – Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis April 2021 – Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Finanzie-
rung des Bundeshaushalts und seiner Sonderver-
mögen. Sondervermögen werden unterschieden in 
solche Sondervermögen, die über den Bundeshaus-
halt oder andere Einnahmen mitfinanz ert werden, 
und Sondervermögen mit eigener Kreditermäch-
tigung (Finanzmarktstabilisierungsfonds  (FMS), 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) und Investi-
tions- und Tilgungsfonds (ITF) sowie Restrukturie-
rungsfonds (RSF)). Der RSF wird nachfolgend nicht 
mit aufgeführt, da zu den betrachteten Stichtagen 
keine Kreditaufnahme vorgelegen hat. Die Kredit-
aufnahme für die Sondervermögen FMS und WSF 
dient dabei zum einen der Finanzierung von Auf-
wendungen für Stabilisierungsmaßnahmen (ge-
mäß §  9  Abs.  1  Stabilisierungsfondsgesetz  (StFG)) 
oder der Rekapitalisierung von Unternehmen (ge-
mäß §  22  StFG). Zum anderen nimmt der Bund 
für FMS und WSF auch Kredite auf, die dann als 
konditionsgleiche Darlehen an Anstalten des öf-
fentlichen Rechts durchgeleitet werden (gemäß 
§ 9 Abs. 5 und § 23 StFG). Die Aufnahme dieser Kre-
dite über den Bund dient der Kostenersparnis.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich 
in einem ersten Schritt auf die gesamte Kreditauf-
nahme des Bundes. Anschließend erfolgt eine Auf-
gliederung in

 ● die Kreditaufnahme beziehungsweise Ver-
schuldung des Bundeshaushalts und der mit-
finanz erten Sondervermögen sowie der Kre-
ditaufnahme beziehungsweise Verschuldung 
von FMS, WSF und ITF ohne Finanzierung von 
Darlehen für Anstalten des öffentlichen Rechts, 
und

 ● die Kreditaufnahme für FMS und WSF zur Fi-
nanzierung von an Anstalten des öffentli-
chen Rechts durchzuleitende Darlehen (im Fol-
genden „Darlehensfinanz erung“).

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte am 31.  Dezember  2020 Kredite 
in Höhe von 1.272,0  Mrd.  € aufgenommen. Die-
ser Bestand erhöhte sich zum 31.  Mai  2021 auf 
1.364,8  Mrd.  €. Der Anstieg der Kreditaufnahme 
um 92,8 Mrd. € ging auf den Finanzierungsbedarf 
des Bundes für den Haushalt und die Sonderver-
mögen einschließlich der Bedarfe von FMS und 
WSF zur Durchleitung von Darlehen an Anstalten 
des öffentlichen Rechts zurück. Vor dem Hinter-
grund der Maßnahmen, welche die Bundesregie-
rung zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Folgen 
der COVID-19-Pandemie beschlossen hat, ist auch 
im Jahr  2021 mit einer erhöhten Kreditaufnahme 
zu rechnen, insbesondere durch eine gegenüber 
dem Vorjahr nochmals höhere geplante Nettokre-
ditaufnahme des Bundeshaushalts.

Der Anstieg der Kreditaufnahme gegenüber dem 
31.  Dezember  2020 resultiert aus neuen Aufnah-
men im Volumen von 216,4 Mrd. € bei Fälligkeiten 
im Volumen von 123,6 Mrd. €. Bis zum 31. Mai 2021 
wurden im Jahr 2021 für die Verzinsung aller auch 
in früheren Jahren aufgenommenen bestehenden 
Kredite saldiert 2,6 Mrd. € aufgewendet.

Im Mai 2021 wurden 49,2 Mrd. € an Bundeswert-
papieren emittiert. Der Schwerpunkt der Emis-
sionen lag mit 42,5  Mrd.  € bei den konventionel-
len Bundeswertpapieren. Sie verteilten sich auf 
6,0  Mrd.  € 30-jährige Bundesanleihen, 6,5  Mrd.  € 
10-jährige Bundesanleihen, 4,0  Mrd.  € Bundesob-
ligationen, 6,0  Mrd.  € Bundesschatzanweisungen 
und 20,0  Mrd.  € Unverzinsliche Schatzanweisun-
gen des Bundes. Es wurden inflat onsindexierte 
Bundesanleihen in Höhe von 0,7  Mrd.  € begeben. 
Zudem wurde im Mai  2021 erstmals erfolgreich 
eine 30-jährige Grüne Bundesanleihe in Höhe von 
6,0 Mrd. € begeben.

Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen
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Die Eigenbestände des Bundes an Bundeswertpapie-
ren verringerten sich im Mai 2021 um 0,2 Mrd. € auf 
173,9 Mrd. €. Die Veränderung resultiert im Wesent-
lichen aus Sekundärmarktverkäufen in Höhe von 
17,6  Mrd.  €, sowie Käufen in Höhe von 6,7  Mrd.  € 
und der Erhöhung von Eigenbeständen durch bei 
Emission zurückbehaltene Emissionsanteile über 
4,7 Mrd. €. Außerdem erfolgte im Rahmen der Be-
gebung der 30-jährigen Grünen Bundesanleihe die 
Aufstockung des konventionellen Zwillingspapiers 
in gleicher Höhe (6,0 Mrd. €) in den Eigenbestand.

Am 31. Mai 2021 entfielen 94,2 Prozent der Kredit-
aufnahmen auf die Kreditaufnahme des Bundes für 
Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfi-
nanzierung. 5,8  Prozent der Kreditaufnahme dien-
ten der Finanzierung von FMS und WSF für durch-
geleitete Kredite an Anstalten des öffentlichen 
Rechts.

Entwicklung der Kreditauf-
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung)

Im Mai 2021 wurden für den Bund (Haushalt und 
Sondervermögen ohne Darlehensfinanz erung) 
47,3 Mrd. € an Krediten aufgenommen. Gleichzei-
tig wurden 15,2 Mrd. € fällige Kredite getilgt. Für die 
Verzinsung der Kredite des Bundes (Haushalt und 
Sondervermögen ohne Darlehensfinanz erung) 
wurden im Mai saldiert 0,5 Mrd. € aufgewendet.

Am 31.  Mai  2021 betrug die Kreditaufnahme des 
Bundes (Haushalt und Sondervermögen ohne Dar-
lehensfinanz erung) insgesamt 1.285,4 Mrd. €. Damit 
erhöhte sie sich gegenüber dem 31. Dezember 2020 
um 81,4 Mrd. €. Der größte Teil der Erhöhung entfiel 
mit 79,6 Mrd. € auf den Bundeshaushalt, dessen Kre-
ditaufnahme auf 1.242,9 Mrd. € anstieg.

Die Kreditaufnahme für den ITF betrug per 
31.  Mai  2021 16,1  Mrd.  €. Die Kreditaufnahme 
des FMS für Kredite für Aufwendungen ge-
mäß §  9  Abs.  1  StFG betrug zu diesem Stichtag 

22,8  Mrd.  €. Die Kreditermächtigungen des WSF 
für Kredite für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß §  22  StFG wurden im Jahr  2021 bis Ende 
Mai 2021 über weitere 1,8 Mrd. € in Anspruch ge-
nommen, sodass sich per 31. Mai 2021 ein Bestand 
von 3,7 Mrd. € ergab.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

Seit dem Jahr  2019 werden für den FMS Kredite 
zur Refinanz erung von an die FMS Wertmanage-
ment (FMS-WM) durchzuleitende Darlehen gemäß 
§ 9 Abs. 5 StFG aufgenommen. In ähnlicher Weise 
erfolgt seit dem Jahr 2020 eine Kreditaufnahme für 
den WSF zur Gewährung von Darlehen an die Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) zur Finanzie-
rung von Krisenmaßnahmen gemäß § 23 StFG.

Im Mai 2021 wurden für den FMS zu diesem Zweck 
Kredite im Volumen von 2,3 Mrd. € aufgenommen. 
Per 31.  Mai  2021 betrug der Bestand 42,8  Mrd.  €. 
Der Bestand von Krediten zur Darlehensfina -
zierung für den WSF reduzierte sich im Laufe des 
Mai 2021 durch Tilgungen um 1,4 Mrd. € und be-
trug am 31.  Mai  2021 somit 36,6  Mrd.  €. Seit Jah-
resbeginn stieg der Bestand der Kredite zur Darle-
hensfinanz erung damit auf 79,4 Mrd. €.

Weitere Einzelheiten für den Monat Mai 2021 kön-
nen folgenden Tabellen entnommen werden:

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes,

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanz erung),

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanz erung,

 ● Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigen-
bestände an Bundeswertpapieren.
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Kreditaufnahme des Bundes - Bestand und laufendes Jahr
in Mio. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

10.494

61.809

16.526

140.370

114.132

178.536

582.939

260.008

0

3.530

6.650

102.592

28.574

19.892

47.542

7.614

0 100.000 200.000 300.000 400.000 500.000 600.000 700.000

Schuldscheindarlehen
und sonstige Kredite

Inflationsindexierte
Bundeswertpapiere

Grüne Bundeswertpapiere

Unverzinsliche Schatz-
anweisungen des Bundes

Bundes-
schatzanweisungen

Bundesobligationen

10-jährige Bundesanleihen

30-jährige Bundesanleihen

Bedarf der Kreditaufnahme des Bundes von Januar bis Mai 2021 Kreditaufnahme des Bundes - Bestand per 31. Mai 2021

Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die drei erstge-
nannten Tabellen mit Daten für den Mai 2021, die 
nach Restlaufzeitklassen gruppierte Kreditauf-
nahme des Bundes sowie die monatliche Historie 
zur Kreditaufnahme, dem Bedarf der Kreditauf-
nahme, Tilgungen und Zinsen für die Kreditauf-
nahme enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be-
stand und laufendes Jahr“ zeigt die Verteilung der 
Kreditaufnahme auf die Finanzierungsinstru-
mente, sowohl für die Aufnahme im Mai 2021 als 
auch für den gesamten Bestand per 31.  Mai  2021. 
Den größten Anteil der Kreditaufnahme im 
Mai  2021 machen mit 102,6  Mrd.  € beziehungs-
weise 47,4  Prozent die (teils unterjährig fälligen) 
Unverzinslichen Schatzanweisungen des Bundes 
aus, gefolgt von den 10-jährigen Bundesanleihen 
mit 47,5 Mrd. € beziehungsweise 22,0 Prozent. Zu 
diesem Segment werden hier auch die im Jahr 2020 

erstmals begebenen 7- und die 15-jährigen Bun-
desanleihen gezählt. Per 31.  Mai  2021 waren über 
99 Prozent des Bestands der Kreditaufnahmen des 
Bundes in Form von Inhaberschuldverschreibun-
gen verbrieft, bei denen die konkreten Gläubiger 
dem Bund nicht bekannt sind.

Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 
den Pressemitteilungen zum Emissionskalen-
der nachgelesen werden.1 Auf der Internetseite 
der Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen-
tur  GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.2

1 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047

2 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im Mai 2021 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. April 2021  Mai  Mai 31. Mai 2021 Mai Mai 

Insgesamt 1.331.843 49.614 -16.644 1.364.813 32.970 -447

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.210.833 47.284 -15.236 1.242.882 32.048 -500

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen gemäß § 9 
Abs. 1 StFG)

22.779 -1 - 22.778 -1 -

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

40.500 2.300 - 42.800 2.300 45

Investitions- und Tilgungsfonds 16.058 - - 16.058 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungsmaß-
nahmen gemäß § 22 StFG)

3.640 31 - 3.671 31 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

38.032 - -1.408 36.624 -1.408 8

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.249.228 43.348 -16.591 1.275.985 26.757 9

30-jährige Bundesanleihen 259.079 929 - 260.008 929 129

10-jährige Bundesanleihen 572.149 10.790 - 582.939 10.790 -363

Bundesobligationen 173.801 4.735 - 178.536 4.735 126

Bundesschatzanweisungen 108.581 5.551 - 114.132 5.551 75

Unverzinsliche Schatzanweisun-
gen des Bundes

135.618 21.344 -16.591 140.370 4.752 43

Inflationsindexierte Bundeswertpa-
piere

61.096 713 - 61.809 713 139

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

9.731 155 - 9.886 155 65

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

51.365 558 - 51.923 558 75

Grüne Bundeswertpapiere 11.026 5.500 - 16.526 5.500 -593

30-jährige Grüne Bundesanleihen - 5.500 - 5.500 5.500 -593

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.390 - - 6.390 - -

Grüne Bundesobligationen 4.636 - - 4.636 - -

Schuldscheindarlehen 6.020 - - 6.020 - -3

Kredit durch Wertpapierpensionsge-
schäfte

- 52 -52 - - -

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen  
ohne Darlehensfinanzierung) im Mai 2021 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. April 2021 Mai  Mai 31. Mai 2021 Mai Mai

Insgesamt 1.253.311 47.314 -15.236 1.285.389 32.078 -500

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.210.833 47.284 -15.236 1.242.882 32.048 -500

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen gemäß § 9 
Abs. 1 StFG)

22.779 -1 - 22.778 -1 -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.058 - - 16.058 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (Kredite 
für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

3.640 31 - 3.671 31 -

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.170.696 41.048 -15.184 1.196.561 25.865 -43

30-jährige Bundesanleihen 259.079 929 - 260.008 929 129

10-jährige Bundesanleihen 549.849 10.790 - 560.639 10.790 -363

Bundesobligationen 146.101 3.935 - 150.036 3.935 101

Bundesschatzanweisungen 85.681 4.051 - 89.732 4.051 54

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

129.986 21.344 -15.184 136.146 6.160 35

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 61.096 713 - 61.809 713 139

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

9.731 155 - 9.886 155 65

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

51.365 558 - 51.923 558 75

Grüne Bundeswertpapiere 11.026 5.500 - 16.526 5.500 -593

30-jährige Grüne Bundesanleihen - 5.500 - 5.500 5.500 -593

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.390 - - 6.390 - -

Grüne Bundesobligationen 4.636 - - 4.636 - -

Schuldscheindarlehen 6.020 - - 6.020 - -3

Kredit durch Wertpapierpensionsge-
schäfte

- 52 -52 - - -

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere¹

3.994 4.635 641 -

Rücklagen gemäß Schlusszahlungsfinanzie-
rungsgesetz (SchlussFinG)²

3.932 3.972 41 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbeding-

ten Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
2 Die Rücklage enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres  

(§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestandsänderung 
(Saldo) Zinsen

30. April 2021 Mai  Mai 31. Mai 2021 Mai Mai 

Insgesamt 78.532 2.300 -1.408 79.424 892 53

Gliederung nach Verwendung

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)¹

40.500 2.300 - 42.800 2.300 45

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)²

38.032 - -1.408 36.624 -1.408 8

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich. 
1 Das BMF ist nach § 9 Abs. 5 StFG ermächtigt, für den Finanzmarktstabilisierungsfonds Kredite bis zu 60 Mrd. € aufzunehmen, damit 

nach § 8 Abs. 10 StFG der Finanzmarktstabilisierungsfonds an Abwicklungsanstalten Darlehen zur Refinanzierung der von diesen 
übernommenen Vermögensgegenständen gewähren kann. Diese Kreditaufnahme ist für die Verschuldung insgesamt neutral, weil sie 
die bei Abwicklungsanstalten sonst notwendige Kreditaufnahme am Markt ersetzt. Sie erhöht jedoch die Verschuldung in Bundes-
wertpapieren.

2 Das BMF ist nach § 24 Abs. 1 i. V. m. § 23 StFG ermächtigt, für den WSF zum Zwecke der Darlehensgewährung Kredite in Höhe von 
bis zu 100 Mrd. € aufzunehmen. Nach § 23 StFG kann der WSF der KfW Darlehen zur Refinanzierung der ihr von der Bundesregierung 
als Reaktion auf die sogenannte Corona-Krise zugewiesenen Sonderprogramme gewähren. 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung im Mai 2021 
in Mio. €
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Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im Mai 2021 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand Zunahme Abnahme Bestand
Bestandsänderung 

(Saldo)

30. April 2021 Mai Mai 31. Mai 2021 Mai 

Umlaufvolumen insgesamt 1.494.600 49.200 -16.500 1.527.300 32.700

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.417.500 42.500 -16.500 1.443.500 26.000

30-jährige Bundesanleihen 309.000 6.000 - 315.000 6.000

10-jährige Bundesanleihen 649.500 6.500 - 656.000 6.500

Bundesobligationen 206.500 4.000 - 210.500 4.000

Bundesschatzanweisungen 116.500 6.000 - 122.500 6.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

136.000 20.000 -16.500 139.500 3.500

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 65.600 700 - 66.300 700

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

10.200 200 - 10.400 200

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

55.400 500 - 55.900 500

Grüne Bundeswertpapiere 11.500 6.000 - 17.500 6.000

30-jährige Grüne Bundesanleihen - 6.000 - 6.000 6.000

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.500 - - 6.500 -

Grüne Bundesobligationen 5.000 - - 5.000 -

Eigenbestände -174.073 - - -173.850 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Rückblick auf die informellen 
Sitzungen der Eurogruppe und 
der ECOFIN-Ministerinnen 
und -Minister am 
21./22. Mai 2021 in Lissabon

Eurogruppe

Bei dem Treffen der Eurogruppe am 21. Mai 2021 
in Lissabon erfolgte zunächst ein Austausch der 
Ministerinnen und Minister der Eurogruppe mit 
der Vorsitzenden des ECON-Ausschusses des Eu-
ropäischen Parlaments über die Wirtschafts- 
und Haushaltsentwicklung im Euroraum so-
wie eine Diskussion über Langzeitwirkungen der 
COVID-19-Pandemie. Ferner erfolgte eine Anhö-
rung des Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums der 
Europäischen Zentralbank (EZB) sowie eine Befas-
sung mit den Aktivitäten des Einheitlichen Abwick-
lungsausschusses (Single Resolution Board, SRB).

Zu Beginn des Treffens der Eurogruppe tausch-
ten sich die Ministerinnen und Minister der Euro-
gruppe und die Vorsitzende des ECON-Ausschus-
ses des Europäischen Parlamentes Irene Tinagli 
über die Wirtschafts- und Finanzlage im Euroraum 
aus. Grundlage bildete die Frühjahrsprognose der 
Europäischen Kommission vom 12. Mai 2021, wel-
che für das Jahr 2021 im Vergleich zur Winterprog-
nose ein höheres reales Wachstum der Wirtschafts-
leistung prognostizierte (Euroraum: 4,3 Prozent im 
Jahr  2021, 4,4  Prozent im Jahr  2022)  – auch ange-
sichts einer stärkeren globalen wirtschaftlichen 
Entwicklung. Das Vorkrisenniveau würde voraus-
sichtlich bereits im 4.  Quartal  2021 in der Euro-
päischen Union (EU) erreicht. Die Haushaltsde-
fizite im Euroraum dürften  2021 auf 8,0  Prozent 
ansteigen, sich im Jahr 2022 dann aber auf 3,8 Pro-
zent halbieren. Das Aggregat verdecke jedoch 
große Unterschiede zwischen den Mitgliedstaa-
ten. Die Schuldenstände würden  2021 nach dem 
deutlichen Sprung im vergangenen Jahr weiter auf 

102,4  Prozent des Bruttoinlandsprodukts  (BIP) im 
Euroraum ansteigen. Die Europäische Kommission 
betonte hierbei, dass die Aufba - und Resilienzfazi-
lität (Recovery and Resilience Facility, RRF) die ins-
gesamt expansive fiskalische Ausrichtung des Eu-
roraums deutlich stütze. Die Präsidentin der EZB 
Christine Lagarde teilte die Einschätzungen der Eu-
ropäischen Kommission zum Wirtschaftsausblick 
und ergänzte, dass die Inflat on im Jahr 2021 vorü-
bergehend ansteigen, sich mittelfristig aber verhal-
ten entwickeln werde, da die Lohndynamik relativ 
schwach bleibe. Der Euroraum werde das Vorkri-
senniveau des BIP voraussichtlich im Jahr  2022 
wieder erreichen. Die Vorsitzende des ECON-Aus-
schusses des Europäischen Parlaments betonte die 
Bedeutung der Fiskalpolitik, aber auch von Struk-
turreformen im Rahmen der RRF für die wirt-
schaftliche Erholung in Europa. Man müsse die so-
ziale und ökologische Dimension stets mitdenken. 
Mehrere Mitgliedstaaten erklärten, dass eine rasche 
Umsetzung der nationalen Aufba - und Resilienz-
pläne angezeigt sei und kein zu früher Ausstieg aus 
der nach wie vor erforderlichen expansiven Fiskal-
politik erfolgen dürfe. Der Bundesminister der Fi-
nanzen Olaf Scholz ergänzte, dass die national und 
im Euroraum ergriffenen Maßnahmen ihre Wir-
kung zeigten.

Im Anschluss tauschten sich die Ministerinnen 
und Minister über die möglichen Langzeitwirkun-
gen der Pandemie aus, insbesondere zu der Frage, 
wo die größten langfristigen Risiken (wirtschaft-
lich, sozial) zu verorten seien. Gemäß der Euro-
päischen Kommission gelang es der Fiskalpoli-
tik der Mitgliedstaaten, die realwirtschaftlichen 
Auswirkungen der Pandemie, beispielsweise auf-
grund der Kurzarbeitsprogramme auf dem Ar-
beitsmarkt, erfolgreich abzufedern. Längerfris-
tiger Schaden („Scarring-Effekte“) könne jedoch 
durch Rückschritte bei privater Investitionstätig-
keit, Produktivität sowie Bildungs- und Innovati-
onstätigkeit entstehen, sodass wirtschaftliche Di-
vergenzen zwischen Mitgliedstaaten zunehmen 
und das Wachstumspotenzial geschwächt werden 

Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik
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könnten. Gleichzeitig könnte die Krise zu einer 
Beschleunigung bereits bestehender struktureller 
Trends führen, die insbesondere mit Blick auf die 
digitale und grüne Transformation positiv wirk-
ten. Die Europäische Kommission betonte, dass 
bei den Stützungsmaßnahmen nun der Übergang 
von einer Makrostabilisierung zu einer Unterstüt-
zung des Aufschwungs mit einem Fokus auf die di-
gitale und grüne Transformation bevorstehe. Die 
EZB und der Europäische Stabilitätsmechanismus 
erinnerten ebenso an die divergenten Entwicklun-
gen zwischen den Mitgliedstaaten und an abseh-
bare Insolvenzen. Arbeiten an der Banken- und Ka-
pitalmarktunion seien daher notwendig.

Der Vorsitzende des Aufsichtsgremiums der EZB 
Andrea  Enria berichtete der Eurogruppe im An-
schluss über die Tätigkeit des Einheitlichen Ban-
kenaufsichtsmechanismus  (SSM). Die Anhörung 
diente der Erfüllung der Rechenschafts- und Be-
richterstattungspfl chten des SSM. Angesichts aus-
laufender Pandemie-Hilfsmaßnahmen werde dem 
Kreditrisiko und der Problematik notleidender Kre-
dite derzeit höchste Priorität beigemessen. Ziel sei, 
dass Banken einer Zunahme der Risiken rechtzeitig 
und effektiv begegneten. Banken sollten Maßnah-
men zur Steigerung der Rentabilität und Markt-
bewertung ergreifen sowie klima- und umweltbe-
zogene Risiken berücksichtigen. Wortmeldungen 
seitens der Mitgliedstaaten gab es nicht.

Die Vorsitzende des SRB Elke  König berichtete 
dann zu den Aktivitäten des SRB, insbesondere zu 
den Mindestanforderungen an vorzuhaltende bail-
in-fähige Verbindlichkeiten, damit Banken im Ab-
wicklungsfall über ausreichend Kapital und Ver-
bindlichkeiten verfügen (Minimum Requirements 
for Own Funds and Eligible Liabilities, MREL). Die 
Europäische Kommission begrüßte den Aufbau
von MREL-Kapazitäten bei den Banken und unter-
strich den Fokus der EZB auf Kreditrisiken.

ECOFIN-Rat

Bei dem informellen Treffen des ECOFIN am 
21./22. Mai 2021 in Lissabon lag der inhaltliche 
Fokus der Beratungen auf den verschiedenen Fa-
cetten der wirtschaftlichen Erholung nach der 
COVID-19-Pandemie und den notwendigen fi-
nanz- und wirtschaftspolitischen Maßnahmen. 
Hierzu standen Arbeitssitzungen zum Zusammen-
wirken von Fiskal- und Geldpolitik und zu Wech-
selwirkungen zwischen Real- und Finanzwirtschaft 
(mit den Zentralbankgouverneurinnen und -gou-
verneuren) sowie zu Zukunftsfragen von grüner 
EU-Steuerpolitik und zu strukturellen Änderungen 
durch die Pandemie an.

Thema der ersten Arbeitssitzung war das Zusam-
menwirken von Fiskal- und Geldpolitik. Die Ar-
beitssitzung fand gemeinsam mit den nationalen 
Notenbanken statt. Der ehemalige EZB-Vizepräsi-
dent Vítor Constâncio (PRT) führte in das Thema 
ein. In der Gesamtschau habe das Zusammenwir-
ken von akkommodierender Geldpolitik (insbeson-
dere das pandemische Programm zum Kauf von 
Staatsanleihen) und stark expansiver Fiskalpolitik 
(Aktivierung der Allgemeinen Ausweichklausel, na-
tionale Fiskalpakete, Next Generation EU) effektiv 
zur Stabilisierung des Euroraums beigetragen. Die 
Europäische Kommission erklärte, dass auch in der 
Erholungsphase ein „kohärenter Politikmix“ von 
Fiskalpolitik und Geldpolitik hilfreich wäre, wo-
bei insbesondere eine umsichtige Fiskalpolitik ge-
fragt sei. Die Präsidentin der EZB Christine Lagarde 
verwies auf entsprechende Arbeiten der laufenden 
Strategieüberprüfung der EZB, die im Herbst ver-
öffentlicht werden sollen. Solange die Outputlü-
cke im Euroraum nicht geschlossen und die Schul-
dentragfähigkeit der Mitgliedstaaten sichergestellt 
sei, bleibe Geld- und Fiskalpolitik wohl akkommo-
dierend. Eine Vielzahl an Notenbanken wies da-
rauf hin, dass eine konflikt ose Komplementarität 
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der beiden Politikbereiche nicht dauerhaft fortge-
schrieben werden könne und daher, in Abhängig-
keit von den weiteren Inflat onsentwicklungen, 
Vorsicht geboten sei. Einige Mitgliedstaaten spra-
chen von der Notwendigkeit einer Rückführung 
von zu hohen Staatsschuldenquoten, ein Mitglied-
staat warnte vor einer zu frühen Konsolidierung 
und forderte eine entschlossene Wachstumsstrate-
gie durch Stärkung der Binnennachfrage.

In der zweiten Arbeitssitzung befassten sich die 
ECOFIN-Ministerinnen und -Minister und No-
tenbankgouverneurinnen und -gouverneure mit 
der Verbindung von Real- und Finanzwirtschaft 
und der Frage der Unterstützung von überlebens-
fähigen Unternehmen. Gastrednerin hierzu war 
Professorin Lucrezia  Reichlin (London Business 
School), welche die Rolle des Bankensektors und 
seiner Kreditvergabe während der Pandemie be-
leuchtete. Sie lieferte Evidenz, dass die Politik zwar 
erfolgreich die Liquiditätsversorgung von Unter-
nehmen sicherstellen und systemische Firmen-
pleiten habe verhindern können, nun aber eine 
Strategie dafür entwickelt werden müsse, nur die 
überlebensfähigen Unternehmen im Aufschwung 
zu unterstützen, wenn beispielsweise Restruktu-
rierungsbedarf auf der Unternehmensseite ent-
stehe. Die Europäische Kommission stimmte über-
ein, dass die Phase des Phasing-out nun Probleme, 
insbesondere mit notleidenden Krediten, offen-
legen könne. Umschuldungen von überlebensfä-
higen Unternehmen könnten notwendig werden, 
aber auch Abwicklungen durch einen geeigneten 
Insolvenzrahmen. Eine regulatorische Entlastung 
sei derzeit nicht nötig. Einige wortnehmende Mit-
gliedstaaten und Notenbanken wiesen in der sich 
anschließenden Diskussion auf die Problematik 
und mögliche Fehlanreize des Banken-Staaten-Ne-
xus hin, der in der Krise erweitert wurde durch den 
Nexus von Staat und Unternehmen. Hier müsse es 

einheitliche Prinzipien für alle Mitgliedstaaten ge-
ben. Privatsektor und Kapitalmärkte seien zu nut-
zen, um zwischen überlebensfähigen und weniger 
überlebensfähigen Unternehmen unterscheiden 
zu können. Dies sei wichtig, um negative Spiralen 
zu vermeiden und den Aufschwung zu fördern.

Thema der 3.  Arbeitssitzung der ECOFIN-Minis-
terinnen und -Minister am 22.  Mai  2021 war eine 
breite Orientierungsdiskussion über die Zukunft 
einer umweltbezogenen Besteuerung in der  EU. 
Zur Umsetzung der erhöhten EU-Klimaziele hat 
die Europäische Kommission für den 14. Juli 2021 
die Vorlage eines Legislativpakets „Fit for 55“ mit 
zwölf Rechtsetzungsakten angekündigt. Die EZB 
signalisierte Unterstützung für die Arbeiten der 
Europäischen Kommission und insbesondere die 
Arbeiten zur Operationalisierung der Taxonomie. 
Derzeit würden die internen makroökonomischen 
Modelle der EZB vor dem Hintergrund mögli-
cher Klimarisiken überarbeitet. Der Bundesminis-
ter der Finanzen Olaf Scholz sprach sich dafür aus, 
die Steuerpolitik gezielt für das Erreichen der Kli-
maziele zu nutzen. Vorschläge erwarte er von der 
Europäischen Kommission etwa hinsichtlich der 
Ausweitung des EU-Emissionshandelssystems auf 
Mobilität und Wohnungen. Die EU-Initiative zur 
Einführung eines „Carbon Border Adjustment Me-
chanism“ (CBAM) sei für die globale Klimapolitik 
von großer Bedeutung. Hierbei sei es wichtig, ei-
nen Klimaclub von Ländern zu gründen, die CO2 
bepreisen. Die Idee eines Klimaclubs wurde ex-
plizit von mehreren Mitgliedstaaten unterstützt. 
Eine Mehrheit von Mitgliedstaaten warb ebenso 
für eine CO2-Bepreisung zur Internalisierung von 
Klimakosten und begrüßte grundsätzlich die Idee 
von CBAM, um WTO-konform „Carbon Leakage“ 
zu verhindern. Nationale Besonderheiten müssten 
jedoch Berücksichtigung finden und die Wettbe-
werbsfähigkeit der Industrie erhalten bleiben.
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In der vierten und letzten Sitzung tauschten sich 
die ECOFIN-Ministerinnen und -Minister über 
strukturelle Änderungen durch die Pandemie aus. 
Gemäß Guntram Wolff (Bruegel) erhole sich die 
Wirtschaft in der EU zwar schneller als im Verei-
nigten Königreich, aber langsamer als in den USA 
oder China. Divergenzen zwischen den Mitglied-
staaten (insbesondere das Nord-Süd-Gefälle) näh-
men zu. Die Gesamtbeschäftigung in der EU habe 
sich zwar fast wieder erholt, junge Menschen und 
Geringqualifiz erte trügen jedoch die Beschäf-
tigungsverluste. Daher könne die Ungleichheit 

zunehmen. Die Europäische Kommission bestä-
tigte, dass der Pandemie-Schock asymmetrisch auf 
die Mitgliedstaaten gewirkt habe. Jetzt sei gezielte 
Unterstützung wichtig. In der kurzen Aussprache 
betonten einige Mitgliedstaaten das gemeinsame 
Anliegen, dass mit Next Generation EU, aber auch 
mit anderen EU-Instrumenten wie Support Miti-
gating Umemployment Risks in Emergency (SURE) 
oder durch die Europäische Investitionsbank, sek-
tor- und länderübergreifend eine starke Erholung 
und ein Wachstumsschub in der EU unter Begren-
zung der Divergenzen erzeugt werden müsse.

90



Aktuelles aus dem BMF

Aktuelles  
aus dem BMF

Termine 92

Publikationen 93



Aktuelles aus dem BMF Monatsbericht des BMF 
Juni 2021

Termine

92

Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltung

9./10. Juli 2021 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen 
und -gouverneure in Venedig, Italien

12./13. Juli 2021 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

10./11. September 2021 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat in Ljubljana, Slowenien

Aufgrund der Corona-Pandemie stehen Termin und Format der Treffen erst kurz vorher fest.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2022 
und des Finanzplans bis 2025

Datum Verfahrensschritte

24. März 2021 Eckwertebeschluss des Kabinetts zum Bundeshaushalt 2022 und Finanzplan bis 2025

10. bis 12. Mai 2021 Steuerschätzung

Juni 2021 Kabinettbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2022 und Finanzplans bis 2025

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

Juli 2021 Juni 2021 22. Juli 2021

August 2021 Juli 2021 20. August 2021

September 2021 August 2021 21. September 2021

Oktober 2021 September 2021 21. Oktober 2021

November 2021 Oktober 2021 19. November 2021

Dezember 2021 November 2021 21. Dezember 2021

1 Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Das BMF hat folgende Publikationen herausgegeben: 

Datensammlung zur Steuerpolitik 2020

Wiedergutmachung - Regelungen zur Entschädigung von NS-Unrecht

Deutsche Sustainable Finance-Strategie

Der Zoll - Jahresstatistik 2020

BMF-Ressortbericht Nachhaltigkeit 2021

Sektorspezifische Risikoanalyse 2020 (de/en)

Deutscher Aufbau- und Resilienzplan (DARP)

Green bond allocation report 2020

Beteiligungsbericht des Bundes 2020

Deutsches Stabilitätsprogramm 2021 (de/en)

Bund-Länder Finanzbeziehungen auf der Grundlage der Finanzverfassung 2020 (de/en)

Wer wir sind und was wir tun - Die BMF-Imagebroschüre/-Flyer (de/en)

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und der Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanz erung) 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanz erung 

Kreditaufnahme des Bundes

Nach dem Haus halts ge setz über nom me ne Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2015 bis 2020

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

Haushaltsquerschnitt: Glie de rung der Aus ga ben nach Aus ga be grup pen und Funk tio nen

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2020

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafi en.
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftl chen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/05/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/20/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-entwicklung-refinanzierung-der-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2020 bis 2021

Entwicklung der Länderhaushalte

Ver gleich der Fi nan zie rungs sal den je Ein woh ner 2020/2021

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der 
Länder

Die Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

 

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunktur komponenten des Bundes

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-23-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html


Statistiken und Dokumentationen Monatsbericht des BMF 
Juni 2021

98

 

Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkt

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
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Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufba , digitale Infografi en sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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